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Vorwort

Die vorliegende Publikation basiert im Wesentlichen auf einer Stellung­
nahme im Rahmen von zwei aktuell beim Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe anhängigen Verfassungsbeschwerdeverfahren. Unsere Stellung­
nahme, die im August 2021 beim Freiburger Max-Planck-Institut zur Er­
forschung von Kriminalität, Sicherheit und Recht gemäß § 27a BVerfGG 
angefragt worden war, wurde Ende Januar 2022 bei dem zuständigen 
Zweiten Senat eingereicht. In den Verfahren 2 BvR 917/20 und 2 BvR 
314/21 rügen zwei Strafgefangene, die in unterschiedlichen bayerischen 
Vollzugsanstalten ihre Freiheitsstrafe verbüßen, dass ihnen auf der Grund­
lage der Vorschrift des Art. 35 Abs. 1 BayStVollzG (in der Fassung vom 
10.12.2007) regelmäßige Telefonate mit Familienangehörigen verwehrt 
würden.

Die nach erfolgloser Ausschöpfung des ordentlichen Rechtswegs einge­
legten Verfassungsbeschwerden berühren zahlreiche strafvollzugs- wie ver­
fassungsrechtlich relevante Fragestellungen zu Recht und Praxis der Gefan­
genentelefonie, die auch über die aktuellen Fälle hinaus aus unterschiedli­
chen Perspektiven von Interesse sein können, sodass wir uns entschlossen 
haben, den Inhalt der Stellungnahme nach Freigabe durch das BVerfG 
auch in Buchform zu publizieren.

Das Buch entspricht in Struktur und Inhalt im Wesentlichen dem bei 
Gericht eingereichten Original. Es orientiert sich an vier konkreten Frage­
stellungen des BVerfG:
1. Welche verschiedenen Regelungen der Gefangenentelefonie bestehen, 

und welche Schwierigkeiten sind damit in der praktischen Umsetzung 
verbunden?

2. Welche Probleme für die Sicherheit gibt es bei der oder durch die 
Gefangenentelefonie? Wir wird diesen begegnet?

3. Aus welchem Anlass und in welchem Umfang erfolgt erfahrungsgemäß 
eine Überwachung der Telefongespräche?

4. Welchen Stellenwert hat die Gefangenentelefonie für die Resozialisie­
rung?

Das Gutachten stützt sich auf eine umfassende wissenschaftliche Recher­
che und Analyse einschlägiger juristischer und psychologischer Fachlitera­
tur einschließlich einer Analyse relevanter Befunde aus der empirischen 
Behandlungsforschung, einer vergleichenden Darstellung der relevanten 
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Gesetzestexte sowie einer eigens für die Stellungnahme zum BVerfG 
durchgeführten Befragung der Justizministerien der Bundesländer der 
Bundesrepublik Deutschland. Darüber hinaus werden die maßgeblichen 
Bestimmungen der Europäischen Strafvollzugsgrundsätze aufbereitet, ge­
folgt von einer ausführlichen Dokumentation aller einschlägigen Feststel­
lungen des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und un­
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) zur Pra­
xis der Gefangenentelefonie seit 2010. Damit ist ein umfassender Einblick 
in die aktuelle Situation in sämtlichen Mitgliedsstaaten des Europarates 
entstanden, die in ihrer Vielfalt an zahlreichen Punkten mit dem deut­
schen Strafvollzug kontrastiert, im Positiven wie auch im Negativen.

Noch vor Terminierung einer Entscheidung durch des BVerfG in den 
verbundenen Verfahren hat die Bayerische Staatsregierung einen Gesetz­
entwurf zur Änderung des Art. 35 BayStVollzG in den bayerischen Land­
tag eingebracht, der einige Kritikpunkte, die auch in dem vorliegenden 
Gutachten identifiziert worden sind, aufzugreifen scheint. Daher haben 
wir die Veröffentlichung dieses Bandes, der den Stand der Literatur vom 
Januar 2022 reflektiert, beschleunigt. Spätere punktuelle Änderungen der 
Landesstrafvollzugsgesetze von Baden-Württemberg, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen, die bis Ende Juli 2022 in Kraft getreten sind, wur­
den nachträglich in die Auswertung eingearbeitet und in den Gesetzesan­
hang aufgenommen. Ebenfalls ergänzt wurden die Feststellungen aus dem 
am 14.9.2022 publizierten Bericht des CPT zu dem Periodischen Besuch 
vom Dezember 2020, der erneut auch die aktuelle Situation in Bayern 
adressiert. Wie Bartsch et al. 2022, die ebenfalls eine Stellungnahme beim 
BVerfG eingereicht haben, halten auch wir die geplante Neufassung des 
Art. 35 BayStVollzG-E für deutlich restriktiver als die Regelungen aller 
anderen Bundesländer.

Zu der erfolgreichen Realisierung wissenschaftlicher Projekte tragen 
stets viele Personen bei. Unser Dank gilt hier zunächst den zuständigen 
Referentinnen und Referenten der teilnehmenden Ministerien und Senats­
verwaltungen für die umfangreichen Auskünfte im Rahmen der Befra­
gung. Danken möchten wir auch Frau Jana Dawo und Frau Tabea Hah­
ne für ihre Mitwirkung an der Erstellung des Gutachtens sowie Herrn 
Professor Frank Neubacher und dem Nomos-Verlag für die Aufnahme 
der vorliegenden Fassung in die Kölner Schriften zur Kriminologie und 
Kriminalpolitik.

Freiburg i.Br., im September 2022 Michael Kilchling & Gunda Wössner

Vorwort
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Die Bedeutung der Gefangenentelefonie für die 
Resozialisierung

Einleitung und Begriffsklärung

Seit Inkrafttreten der ersten bundesrechtlichen Kodifikation des Strafvoll­
zugsrechts durch das StVollzG am 1. Januar 19771 ist die Resozialisierung 
als gesetzliches Vollzugsziel normiert. In § 2 StVollzG heißt es:

„Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene befähigt werden, 
künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu füh­
ren (Vollzugsziel).“2

Diese Vollzugszielbestimmung wird gemeinhin als maßgebliche Legaldefi­
nition der Resozialisierung verstanden. Im Zuge der Föderalismusreform 
2006 ist die Gesetzgebungskompetenz für das Strafvollzugsrecht bekannt­
lich vom Bund auf die Länder übergegangen. In den zwischenzeitlich 
in allen Bundesländern erlassenen Strafvollzugsgesetzen wurde diese Ziel­
setzung ausnahmslos in mit dem früheren Bundesgesetz vergleichbaren 
Formulierungen übernommen.3 Ungeachtet einzelner landesgesetzlicher 
Neuaktzentuierungen4 ist zu beachten, dass die Resozialisierung nach stän­
diger Rechtsprechung des BVerfG nicht nur ein einfachgesetzlich definier­

1.

1.1

1 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßre­
geln der Besserung und Sicherung – Strafvollzugsgesetz (StVollzG) v. 16.3.1976, 
BGBl. I, S. 581.

2 § 2 S. 1 StVollzG. Weiter heißt es in § 2 S. 2: „Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient 
auch dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten“.

3 § 1 BWJVollzGB III, Art. 2 S. 2 BayStVollzG, § 2 S. 1 StVollzG Bln, § 2 S. 1 BbgJ
VollzG, § 2 S. 1 BremStVollzG, § 2 S. 1 HmbStVollzG, § 2 S. 1 HStVollzG, § 2 S. 1 
StVollzG M-P, § 5 S. 1 NJVollzG, § 1 StVollzG NRW, § 2 S. 1 LJVollzG RP, § 2 S. 1 
SLStVollzG, § 2 S. 1 SächsStVollzG, § 2 Abs. 1 S. 1 JVollzGB I LSA, § 2 LStVollzG 
SH, § 2 Abs. 1 S. 1 ThürJVollzGB.

4 In einzelnen landesrechtlichen Bestimmungen, insbesondere in Bayern, erfährt der 
Sicherungsauftrag eine deutlichere Akzentuierung bzw. gar Vorrang; vgl. Art. 2 
BayStVollzG. Die am deutlichsten vom früheren Bundesrecht abweichende Neu­
ausrichtung gemäß dem ehem. § 2 Abs. 2 HambStVollzG 2007 hatte nur eine sehr 
kurze Lebensdauer und trat mit dem novellierten HambStVollzG 2009 bereits 
wieder außer Kraft. Siehe hierzu auch Hefendehl 2013, Laubenthal 2019, Rn. 149 ff.
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tes, sondern unmittelbar verfassungsrechtlich vorgegebenes Vollzugsziel 
und, daraus abgeleitet, zugleich ein Grundrecht der Gefangenen ist.5

Um die Frage nach der möglichen Relevanz der Gefangenentelefonie 
für die Resozialisierung beantworten zu können, muss zunächst eine 
Begriffsklärung erfolgen. Dabei ist Resozialisierung kein klar definierter 
Fachbegriff, dem etwa ein einheitliches Verständnis darüber zugrunde 
läge, was genau unter Resozialisierung zu verstehen ist.6 Unter Bezugnah­
me auf die Legaldefinition wird Resozialisierung etwa verstanden als „die 
Summe aller Bemühungen im Strafvollzug zum Zweck einer Befähigung 
des Gefangenen, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straf­
taten zu führen“.7 Resozialisierung wird also zunächst als der im Strafvoll­
zug stattfindende Prozess zur Erreichung des Vollzugsziels begriffen (Hervor­
hebung durch Verf.). Denn auch hier formulieren die Strafvollzugsgesetze 
der Länder sehr deutlich: Im Vollzug der Freiheitsstrafe wirkt der Strafvoll­
zug auf das angestrebte Ziel, ein Leben in sozialer Verantwortung ohne 
weitere Straftaten zu führen, hin.8 Mitunter wird aber auch bzw. erst dann 
von einer erfolgreichen Resozialisierung gesprochen, wenn das Vollzugsziel 
tatsächlich erreicht ist – nämlich ein Leben ohne weitere Straftaten geführt 
wird, nachdem eine zu einer Freiheitsstrafe verurteilte Person aus der Haft 
entlassen wurde. Allerdings gibt es auch Kritik an dieser Interpretation 
des Vollzugsziels,9 und fraglich ist, wann ein Resozialisierungsprozess als 
abgeschlossen betrachtet werden kann. Denn: Ab wann kann eine aus der 
Strafhaft entlassene Person, die mit der Inhaftierung zielgerichtet aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen wurde, wieder als „eingegliedert“ betrachtet 
werden?10 Es handelt sich jedenfalls um einen Prozess, der in der Haft be­
ginnt und sich über die Entlassung und eine Übergangsphase hinaus über 
einen beträchtlichen Zeitraum erstrecken kann und der in den wenigsten 
Fällen linear verläuft.11

Vor diesem Hintergrund gilt es zunächst zu herauszuarbeiten, welche 
Bedeutung der Gefangenentelefonie als Bestandteil aller vollzuglichen Maß­

5 BVerfG v. 31.5.2006 – 2 BvR 1673, 2402/04, BVerfGE 116, S. 69, NJW 2006, 
S. 2093, NStZ 2007, S. 41; zuletzt bekräftigt durch BVerfG, Beschlüsse der 2. 
Kammer des Zweiten Senats v. 17. und 18.9.2019 – 2 BvR 1165/19; 2 BvR 681/19; 
2 BvR 650/19. Ausführlich hierzu Miller 2016, insbes. S. 84 ff.

6 Cornel 2018a, S. 31; Laubenthal 2019, Rn. 140.
7 Laubenthal 2019, Rn. 140 (m.w.N.).
8 Siehe hierzu die einzelnen Strafvollzugsgesetze der Länder.
9 Vgl. Guéridon 2016, S. 292 (m.w.N.).

10 Fährmann 2019, S. 19, Fn. 9 (m.w.N.).
11 Wössner, Gauder & Wienhausen-Knezevic 2016.

1. Die Bedeutung der Gefangenentelefonie für die Resozialisierung
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nahmen (Resozialisierung in Haft, siehe 1.2) zukommt, die den Gefangenen 
befähigen sollen, ein Leben ohne Straftaten zu führen. Des Weiteren wird 
– sofern hierzu empirische Befunde vorliegen – dazu Stellung genommen, 
welche Rolle die Gefangenentelefonie für den Resozialisierungsprozess 
nach Haftentlassung spielt (siehe 1.3).

Resozialisierung in Haft: Resozialisierungsauftrag im Strafvollzug und 
Bedeutung der Gefangenentelefonie

Rechtlicher Rahmen

Das Recht des Strafvollzugs ist wesentlich vom Verfassungsrecht geprägt.12 

Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG verpflichtet den 
Staat, den Strafvollzug auf das Resozialisierungsziel auszurichten.13 Der 
Vollzug der Freiheitsstrafe ist demnach auf die Unterstützung der Gefan­
genen bei deren Eingliederung in das Leben in Freiheit auszurichten (Ein­
gliederungsgrundsatz14). Somit umfasst der Vorgang der Resozialisierung 
im Strafvollzug ein ganzes Bündel von Maßnahmen in den Bereichen Ar­
beit, Ausbildung, Weiterbildung, Freizeitaktivitäten, soziale und psycholo­
gische Hilfen, Gesundheitsfürsorge sowie Kommunikation und Interakti­
on (Verkehr) mit der Außenwelt.15 Dabei ist das Leben im Vollzug den 
allgemeinen Lebensverhältnissen so weit als möglich anzugleichen (An­
gleichungsgrundsatz16) und den schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs 
entgegenzuwirken (Gegensteuerungsgrundsatz17). Darüber hinaus bestim­
men die Gesetze in einigen Bundesländern ganz explizit, dass der Bezug 
der Gefangenen zum gesellschaftlichen Leben zu bewahren und zu för­

1.2

1.2.1

12 Lübbe-Wolff 2016, S. 5.
13 BVerfG 2006, aaO. (Fn. 5).
14 Siehe z.B. Art. 5 Abs. 3 BayStVollzG, § 2 Abs. 4 BWJVollzGB III, usw.; weitere 

Nachw. bei Laubenthal 2019, Rn. 137 ff.
15 Cornel 2018a, S. 51 f. Des Weiteren sehen fast alle Strafvollzugsgesetze der Länder 

vor, bestimmte Gefangene in eine sozialtherapeutische Anstalt zu verlegen, wenn 
die dort vorhandenen besonderen therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen zur 
Resozialisierung angezeigt sind.

16 Siehe z.B. Art. 5 Abs. 1 BayStVollzG, § 2 Abs. 2 BWJVollzGB III, usw.; weitere 
Nachw. bei Laubenthal 2019, Rn. 137 ff.

17 Siehe z.B. Art. 5 Abs. 2 BayStVollzG, § 2 Abs. 3 BWJVollzGB III, usw.; weitere 
Nachw. bei Laubenthal 2019, Rn. 137 ff.

1.2 Resozialisierung in Haft
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dern ist.18 In diesem Sinne sind soziale Beziehungen und die Pflege des 
Verkehrs mit Kontaktpersonen außerhalb der Gefängnismauern als eine 
wesentliche Ressource für eine erfolgreiche Wiedereingliederung nach der 
Haftentlassung zu verstehen. Auch nach den vom Europarat formulierten 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen (European Prison Rules)19 ist der 
Kontakt zur Außenwelt als essenzieller Baustein für die Resozialisierung 
von Gefangenen zu betrachten. Die European Prison Rules betonen daher: 
„Contact with the outside world is vital for counteracting the potentially 
damaging effects of imprisonment”20 – ganz besonders für Langzeitgefan­
gene.21 Nach den European Prison Rules soll inhaftierten Personen daher so 
oft wie möglich die Möglichkeit gegeben werden, mit der Außenwelt in 
Form von Briefverkehr, Telefongesprächen oder anderen Formen der Ver­
ständigung zu kommunizieren.22 Das Europäische Komitee zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe des Europarats überprüft bei seinen Besuchen in den Haftanstalten 
der Mitgliedsländer daher regelmäßig auch die Bedingungen in Bezug auf 
die Gefangenentelefonie.23 Wie sich aus den Auswertungen der Berichter­
stattung zu den Besuchen ergibt, werden allzu restriktive Praktiken daher 
konsequent gerügt.24 In seinem Jahresbericht 2016 benennt das Komitee 
sehr deutlich, welcher Standard als adäquat anzusehen ist: „All inmates 
should […] have access to a telephone at the very least once a week (in 
addition to the contacts with their lawyer(s)). Moreover, the use of modern 
technology (such as free-of-charge Voice over Internet Protocol (VoIP) 
services) may help prisoners to maintain contact with their families and 
other persons.”25

Nicht nur aufgrund des rechtlichen Rahmens, sondern auch mit Blick 
auf relevante empirische Forschungsergebnisse wird deutlich, dass die Ge­

18 Siehe z.B. § 3 Abs. 6 S. 1 SächsStVollzG, § 3 Abs. 6 S. 1 StVollzG M‑V, § 3 Abs. 7 
S. 1 LStVollzG SH, § 3 Abs. 6 S. 1 SLStVollzG.

19 Council of Europe, Empfehlung Rec(2006)2-rev des Ministerkomitees an die Mit­
gliedstaaten vom 1. Juli 2020 über die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze.

20 Council of Europe, European Prison Rules, 2006, Rule 24, S. 52; ebenso in der 
revidierten Fassung von 2020 Rec(2006)2-rev.

21 Vgl. Council of Europe, European Prison Rules, 2006, Rule 24, S. 52, sowie Snacken 
& van Zyl Smit 2009, S. 61.

22 Council of Europe, Rec(2006)2-rev, European Prison Rules, Rule 24.1; siehe unten 
Pkt. 2.2.1.

23 Vgl. etwa Council of Europe 2021. Ausführlich auch Cernko 2014.
24 Siehe unten Pkt. 2.2.3.
25 Council of Europe 2016, S. 34 f.

1. Die Bedeutung der Gefangenentelefonie für die Resozialisierung
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fangenentelefonie einen basalen Baustein in der Aufrechterhaltung und 
Pflege von Kontakten mit der Außenwelt darstellt.

Stand der empirischen Forschung

Zahlreiche Forschungsergebnisse heben hervor, welches soziale Kapital 
in Beziehungen und Kontakten außerhalb der Gefängnismauern steckt, 
indem Kontakte und Beziehungen das Finden von Wohnraum oder eines 
Arbeitsplatzes, aber auch die Zurverfügungstellung von basalen Objektres­
sourcen wie Bekleidung und Nahrung erleichtern bzw. ermöglichen.26 In 
etlichen Untersuchungen wird zudem deutlich, dass vor allem Familien­
mitglieder, aber auch Freunde und Freundinnen die erste Anlaufstelle für 
eine Unterkunft unmittelbar nach der Haftentlassung sind.27 Beziehungen, 
an die aus der Haft heraus angeknüpft werden kann, sind somit im Reso­
zialisierungsprozess von besonderer Bedeutung, um nach der Haft Fuß zu 
fassen. Daher ist es wichtig, schon während der Phase der Inhaftierung so­
ziale Kontakte zu erhalten, sie zu pflegen, auszubauen und gegebenenfalls 
wiederaufzubauen.

Unterstützung

Von zentraler Bedeutung im Resozialisierungsprozess sind Kontakte dem­
gemäß wegen ihres potenziellen Unterstützungscharakters: Soziale, ökono­
mische, also instrumentelle, aber auch emotionale Unterstützung sind hier 
zu nennen und konnten vielfach empirisch nachgewiesen werden.28 Eine 
vollumfängliche Übersicht über entsprechende empirische Literatur wür­
de den Rahmen an dieser Stelle sprengen. Der protektive Faktor von sozia­
ler Unterstützung ist jedoch mehrfach durch internationale und nationale 
Literatur belegt.29 Kawamura-Reindl fasst die resozialisierungsfördernden 
Wirkmechanismen treffend wie folgt zusammen: Soziale Unterstützung 

1.2.2

1.2.2.1

26 Berg & Huebner 2011; Fährmann 2019, S. 47 ff. (m.w.N.); Folk et al. 2019, S. 5; 
Lafferty et al. 2016, S. 5 ff.; Mills & Codd 2008; Wössner, Gauder & Wienhausen-Kne­
zevic 2016.

27 Fährmann 2019, S. 47 ff. (m.w.N.); Folk et al. 2019, S. 455; Mills & Codd 2008; 
Wössner, Gauder & Wienhausen-Knezevic 2016.

28 Visher, Yahner & La Vigne 2010, S. 2; Wössner, Gauder & Czudnochowski 2019; 
Wössner, Gauder & Wienhausen-Knezevic 2016.

29 Z.B. Bales & Mears 2008; Liu, Pickett & Baker 2016, S. 779 ff.
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erhöht die Handlungsmöglichkeiten durch praktisch-operative Unterstüt­
zung, sie wirkt durch ihre stabilisierende Funktion protektiv und das Wis­
sen um die Unterstützung gibt Sicherheit im Umgang mit bevorstehenden 
Anforderungen, von denen es im Rahmen des Übergangs von Haft in Frei­
heit und im weiteren Lebensverlauf nach einer Haftstrafe zahlreiche gibt. 
Damit sind gerade in der Haft soziale Kontakte zu außerhalb des Gefäng­
nisses stehenden Personen, insbesondere zu Angehörigen, eine der wich­
tigsten Ressourcen, auch im Hinblick auf eine erfolgreiche Resozialisie­
rung.30 Eng an diese Unterstützungsfunktion ist darüber hinaus die Ent­
wicklung positiver Zukunftsperspektiven geknüpft: Ein Mehr an Hoff­
nung in dem Wissen, dass man die zu erwartenden Schwierigkeiten nicht 
auf sich allein gestellt zu bewältigen hat.31

Verhinderung Entfremdungsprozess

Es ist daher wichtig, Kontakte zur Außenwelt aufrechtzuerhalten, um im 
Resozialisierungsprozess daran anknüpfen zu können. Die Aufrechterhal­
tung der Kontakte zur Außenwelt hat dabei – und darauf hat bereits 1971 
beispielsweise Bach aufmerksam gemacht – das Ziel, den Entfremdungs­
prozess zu verhindern.32 Dies umfasst zum einen Entfremdungsprozesse 
zu nahen Angehörigen. In diesem Zusammenhang ist auf die Bedeutung 
des erwähnten Angleichungsgrundsatzes zu verweisen. Denn außerhalb 
der Gefängnismauern würde beispielsweise eine Mutter oder ein Vater 
abends telefonisch „Gute Nacht“ sagen oder sich nach den Erlebnissen 
des Tages der eigenen Kinder erkundigen, wenn man von diesen räum­
lich getrennt ist. Daher sind möglichst weitreichende Gelegenheiten zur 
Kommunikation im Sinne des Angleichungsgrundsatzes essenziell, auch 
jenseits der bislang eher von den organisatorischen Routinen im Vollzug 
(z.B. Aufschlusszeiten) bestimmten Zeitvorgaben.33 Zum anderen geht es 

1.2.2.2

30 Kawamura-Reindl 2019, S. 59.
31 Kawamura-Reindl 2019, S. 59; Lafferty et al. 2016, S. 6 f.; vgl. auch Wössner, Gauder 

& Wienhausen-Knezevic 2016.
32 Bach 1971, S. 59.
33 Ebenso essenziell ist der Kontakt zu inhaftierten Eltern auch für die Kinder 

selbst, vgl. etwa Feige 2019. Der Entfremdungsprozess kann ebenso durch die 
Angehörigen außerhalb der Gefängnismauern maßgeblich beschleunigt werden. 
Insofern ist auch diesem, von den Angehörigen „ausgehenden“ Entfremdungs­
prozess durch adäquate Maßnahmen entgegenzuwirken, die die Bedürfnisse der 
Angehörigen in den Mittelpunkt stellen; vgl. etwa Laule 2009, S. 247.
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bei Entfremdungsprozessen auch um Entfremdung von der Lebenswirk­
lichkeit außerhalb der Gefängnismauern: Während der Haftphase können 
„Zerrbilder der Wirklichkeit und Wunschvorstellungen“ entstehen,34 die 
ebenfalls einer Entfremdung entsprechen. Diese Entfremdung führt häufig 
zu einem großen Diskrepanz- und Überforderungserleben bei Haftentlas­
sung.35 So kann während der Haftphase eine Art Vakuum entstehen, das 
durch den „Draht“ zur Außenwelt aufgebrochen werden und somit die 
spätere Wiedereingliederung erleichtern kann. In diesem Sinne entfaltet 
der Gegensteuerungsgrundsatz seine Wirkung. Gerade weil Präsenzbesu­
che in Haft zeitlich und faktisch – vorwiegend aus organisatorischen Grün­
den – nur in einem eingeschränkten Ausmaß stattfinden können, kommt 
der Möglichkeit der Gefangenentelefonie eine Komplementärfunktion zu, 
denn sie ergänzt und ersetzt die eingeschränkten physischen Besuche. So 
kommen Liu, Pickett und Baker zu dem Schluss: „Alternative connections 
with family and friends such as phone calls, letters, and tele-visits could 
uniquely and cumulatively improve social capital.”36 Auch Barrick et al. 
betonen die Bedeutung von „family telephone contact“ vor dem Hinter­
grund zahlreicher Hürden für Besuche37 (wozu längere Anfahrten der 
Besuchskontakte zum jeweiligen Gefängnis, die Kosten der Anfahrt, die 
zeitliche Begrenzung der Besuche, aber auch zeitliche Kapazitäten der Be­
suchspersonen zu zählen sind).38 So sind häufigere Telefongelegenheiten 
gerade auch hinsichtlich der Verringerung eines Entfremdungsprozesses 
wichtig, um mit der Entwicklung der Angehörigen außerhalb der Gefäng­
nismauern Schritt halten und adäquat reagieren zu können, vor allem 
wenn es um die eigenen Kinder geht.39 Dies kann aber auch alternde 
Eltern betreffen.

34 Bach 1971, S. 59.
35 Vgl. hierzu Wössner, Gauder & Wienhausen-Knezevic 2016.
36 Liu, Pickett & Baker 2016, S. 781.
37 Barrick, Lattimore & Visher 2014, S. 298.
38 Besuche stellen für Angehörige wie Eltern im Seniorenalter oder Kinder zudem 

häufig eine Belastung dar, sodass Gefangenentelefonie auch deswegen eine wich­
tige Komplementärfunktion erhält. Kinder von Inhaftierten erleben Gefängnis­
besuche als belastend und verzichten auf Besuche im Gefängnis (vgl. etwa 
Poehlmann et al. 2010, S. 590) oder Inhaftierte selbst bitten Angehörige nicht 
zu kommen, um ihnen die Härten und Schwierigkeiten eines Besuchs zu erspa­
ren (Christian 2005, S. 40). Älteren Personen kann die Anreise auch schlicht zu 
beschwerlich sein.

39 Vgl. hierzu auch Poehlmann 2005, S. 355.
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„Identity change and role taking“

Neben der Unterstützung und dem Entgegensteuern von Entfremdungs­
prozessen spielen soziale Kontakte noch in anderer Hinsicht eine wesent­
liche Rolle für die Resozialisierung: Vor allem über soziale Kontakte zu 
Familienmitgliedern kann es Gefangenen gelingen, eine mit gesellschaft­
lich normkonformen Erwartungen verbundene Rolle zu übernehmen und 
die verurteilte Person hinsichtlich der Identitätsbildung in dieser Rolle zu 
stärken, sie also beim Ausfüllen dieser gesellschaftlich akzeptierten Rollen 
zu unterstützen.40 Während dieser Prozess vor allem im Nachentlassungs­
verlauf zum Tragen kommen kann, erfolgt eine solche Entwicklung nicht 
erst von dem Moment an, in dem eine Person aus der Haft entlassen wird, 
sondern es wird sich bereits in Haft eine Transformation oder Akzentuie­
rung in einem persönlichen Identifikationsprozess entwickeln:41 indem 
etwa mehr und mehr der Wunsch entsteht, sich verstärkt um nahe Ange­
hörige wie älterwerdende Eltern oder die eigenen minderjährigen Kinder 
kümmern und somit die Rolle als Vater (oder Mutter) ausfüllen zu wollen. 
Die Möglichkeiten, mit diesen, den Transformationsprozess stärkenden 
Bezugspersonen in Kontakt zu sein, bietet zudem eine Chance, sich von 
„anstaltsinterne[n] Kommunikationsmöglichkeiten der Gefangenen unter­
einander“ zu distanzieren, „die das Entstehen resozialisierungsfeindlicher 
Prisonisierungseffekte und in der Folge die Verfestigung der anstaltsinter­
nen Subkultur mit sich zu bringen vermögen“.42 Eine alternative Identität 

1.2.2.3

40 Visher & Travis 2003; siehe auch Gauder 2021, S. 109 ff., die an mehreren Stellen 
eindrücklich zeigt, wie die Identifikation mit bestimmten Rollen Selbstwirksam­
keit erzeugen kann und die Verbindung zu anderen Personen und die Einbin­
dung in eine sinnstiftende Aufgabe in diesem Zusammenhang ein Signal für die 
Wiedereingliederung sein kann. Siehe auch De Claire & Dixon 2017, S. 186; Mills 
& Codd 2008, S. 19; Sampson, Laub & Wimmer 2006.

41 Vgl. Cid & Marti 2017, S. 1449.
42 Laubenthal 2015, S. 272 f. Für die Reduzierung eines weiteren schädlichen Effekts 

der Inhaftierung kann der Zugang zu möglichst uneingeschränkter Gefangenen­
telefonie von großer Bedeutung sein: Der Prisonisierungseffekt der Autonomie­
beschränkung, die ebenfalls zu einem Deprivationserleben und Reaktanzreaktion 
aufseiten der Gefangenen führen kann und sich somit negativ auf das Anstaltskli­
ma auswirkt, kann dadurch gemildert werden (vgl. etwa Ortmann 2002). Zudem 
liegt der schädliche Effekt der Autonomiebegrenzung in Haft vor allem auch da­
rin, dass die Gefangenen selbstständiges Agieren „verlernen“ oder erst gar nicht 
erlernen (siehe Wössner, Wienhausen-Knezevic & Gauder 2016), was aber gerade 
von ihnen erwartet wird, wenn sie befähigt werden sollen, ein Leben in sozialer 
Verantwortung zu führen (vgl. hierzu Fährmann 2019, S. 74).
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zu einem „kriminellen“ Individuum wird maßgeblich durch Erwerbstätig­
keit und Beziehungen nach der Haft mitgestaltet, indem diese prosozia­
le Rollen ermöglichen und bestärken (wobei freilich nicht zwangsläufig 
bei allen aus der Haft entlassenen Personen resozialisierungsfördernde 
Erwerbsmöglichkeiten und Beziehungen vorhanden sind).43 Bei vielen Ge­
fangenen wird es aber nicht um einen Transformationsprozess hinsichtlich 
einer Rollenübernahme gehen, sondern darum, „das Rollenpotential zu 
erhalten“.44 Für beide Dynamiken muss es Anknüpfungspunkte geben: 
Rollen und damit verbundene Verantwortlichkeiten müssen „leb-“ und 
„erlebbar“ sein. Die Verantwortungsübernahme muss eingeübt werden, 
und häufig ist der telefonische Kontakt die einzige Möglichkeit, das All­
tagsgeschehen von den Gefangenen nahestehenden Personen wie Kindern, 
Partnern bzw. Partnerinnen oder Eltern unmittelbar zu begleiten – wobei 
neben der Verantwortungsübernahme aufseiten der Angehörigen auch die 
Präsenz des inhaftierten Vaters, Sohns oder Ehemanns (bzw. äquivalent 
Mutter, Tochter oder Ehefrau) entstehen können muss, was ebenfalls 
einer häufigen, regelmäßigen und an tagesaktuellen Geschehnissen orien­
tierten Kommunikation bedarf. Viele Gefangene brechen allerdings von 
sich aus Kontakte mit der Außenwelt ab, da sie die mit der Haftdauer 
zunehmende Entfremdung emotional kaum bewältigen können.45 In einer 
Untersuchung von Mills fanden es die Gefangenen besonders schwierig, 
mit ihren Gefühlen der Machtlosigkeit klarzukommen, wenn sie nichts zu 
der Bewältigung von Problemen, mit denen ihre Familie außerhalb der 
Gefängnismauern konfrontiert ist, beitragen können bzw. konnten.46 Des 
Weiteren können die Gefangenen während der Telefonkontakte belasten­
de Dinge aus der „Außenwelt“ erfahren,47 mit denen sie sich dann in Haft 
allein fühlen oder zu deren Lösung sie aufgrund ihrer Inhaftierung nicht 
wirklich etwas beitragen können. Beides mag in solch großer Belastung re­
sultieren, dass sie lieber erst gar nicht telefonieren bzw. die Telefonkontak­
te mit der Zeit abbrechen. Insgesamt muss aber festgehalten werden, dass 
gerade beständige soziale Kontakte einen großen Beitrag zur sozialen Sta­
bilisierung leisten, wenn schon in Haft eine verantwortungsvolle Partner- 
oder Elternrolle eingeübt werden kann.48 In diesem Sinne bietet das Tele­

43 McAlinden, Farmer & Maruna 2017, S. 276.
44 Vgl. Bach 1971, S. 59, bezugnehmend auf Schneider 1970, S. 284.
45 Laubenthal 2015, S. 135.
46 Mills 2004, S. 9 f.
47 Vgl. Scheufele et al. S. 27.
48 Vgl. Kawamura-Reindl 2019, S. 59.
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fonieren eine Möglichkeit, Fertigkeiten einzuüben und anzuwenden (in 
der direkten Kommunikation mit nahestehenden Personen z.B. Konflikte 
zu lösen oder als Diskussionspartner bei Alltagsproblemen zur Verfügung 
zu stehen und Bewältigungsstrategien einzuüben) oder in schwierigen Si­
tuationen durch Telefongespräche selbst Entlastung und Unterstützung zu 
erfahren.

Berücksichtigung des individuellen Bedingungsgefüges von 
Telefonkontakten

Die Resozialisierungsmaßnahmen in Haft und auch eine mögliche positive 
Auswirkung von sozialen Kontakten sind jedoch nicht isoliert und in 
einem einfachen kausalen Zusammenhang zu betrachten. Sie entfalten 
ihre Wirkung immer in einem Wechselwirkungsprozess. Hierbei spielt 
natürlich eine maßgebliche Rolle, wie sich eine inhaftierte Person in Haft 
verhält und welche Reaktionen sie möglicherweise durch ihr Verhalten 
evoziert. Umgekehrt haben auch die von den Gefängnisakteuren und -ak­
teurinnen ausgehenden Aktionen ganz erheblichen Einfluss darauf, wie 
und ob eine inhaftierte Person auf Resozialisierungsbemühungen reagiert. 
Es ist dieses Wechselwirkungsgefüge, vor dessen Hintergrund Forschungs­
befunde zu positiven oder negativen Auswirkungen von Gefangenentelefo­
nie einzuordnen sind: Je positiver das Klima in einer Haftanstalt von Ge­
fangenen wahrgenommen wird, desto eher ist dies mit prosozialen Verän­
derungen während der Haftphase verbunden.49 Erleben Gefangene eine zu 
starke Deprivation ihrer Bedürfnisse, steigen einerseits höchstwahrschein­
lich Reaktanz und Widerstände gegenüber der Anstalt, andererseits auch 
die Bildung eines größeren Wir-Gefühls im Sinne, „wir die Gefangenen“, 
gegen die Anstalt (oder gar Gesellschaft).50 Über diesen Wirkmechanismus 
wird die Gewährung von Telefonkontakten selbst zu einem verbesserten 
Anstaltsklima beitragen, denn dadurch ist eine größere Zufriedenheit der 
inhaftierten Personen zu erwarten, die sich wiederum positiv auf deren 
Verhalten in Haft und die Interaktion mit den Anstaltsbediensteten aus­
wirkt. Fährmann fand zudem heraus: Telefonate wirken sich „positiv auf 

1.2.2.4

49 Wössner & Schwedler 2014. Wie in dem Beitrag dargestellt, muss in diesem Zu­
sammenhang diskutiert werden, inwiefern die Wahrnehmung des Anstaltsklimas 
als positiv vor allem von einem prosozialen Verhalten des Gefangenen determi­
niert wird.

50 Vgl. Fährmann 2019, S. 41 (m.w.N.).
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die Stimmung in der Anstalt aus, da die Gefangenen sich ohne zeitliche 
Verzögerung unproblematisch Gewissheit über die Situation außerhalb 
der Anstalt verschaffen könnten, etwa wenn Familienangehörige krank 
sind oder wenn sie längere Zeit nicht mehr von Bezugspersonen gehört 
haben“.51 Wie bereits dargelegt, können aus Telefonaten (aber auch Kon­
takten mit der Außenwelt wie Besuchen generell) Belastungen resultieren, 
die zu einer emotionalen Destabilisierung von Gefangenen und diese 
wiederum zu Konflikten im Haftalltag führen können. Empirisch lassen 
sich bislang keine Anhaltspunkte für eine solch ausgeprägte Problematik 
dieser Dynamik finden, die dann maßgeblich die Sicherheit oder die Re­
sozialisierung gefährden könnte. In einer Übersichtsarbeit von De Claire 
& Dixon, die sich auf weibliche Gefangene konzentrierte, waren Besuchs­
kontakte mitunter mit einem höheren Aufkommen von Fehlverhalten der 
inhaftierten Frauen verbunden. Allerdings galten diese eher negativen Er­
gebnisse nicht für Telefonate.52 Insgesamt ist zu eventuell aufbrechenden 
Konflikten aufgrund der Kontakte mit der Außenwelt ohnehin zu sagen, 
dass diese dazu genutzt werden sollten, mit den Gefangenen Lösungs- 
und Konfliktbewältigungsstrategien zu erarbeiten. Denn genau dies wür­
de zu vollzuglichen Resozialisierungsbemühungen gehören: Gefangene 
im Umgang mit möglicherweise destabilisierenden Einflüssen zu schulen. 
Ein schlichtes Ignorieren möglicher Probleme käme einer Konfliktvermei­
dungsstrategie gleich, die gerade nicht beibehalten, erlernt oder verfestigt 
werden soll.53 Insgesamt führen Benning & Lahm – u.a. mit Verweis 
auf weitere Forschungsergebnisse – die gefundenen Zusammenhänge wie 
folgt treffend zusammen: Gefangene distanzieren sich von ihrer Vater- 
oder Mutterrolle, um Frustrationserlebnisse zu reduzieren, die aus der 
fehlenden Teilhabe am Familienleben außerhalb der Gefängnismauern 
resultieren. Gleichzeitig können sie Zielscheibe des Unmuts der Familien­
angehörigen sein,54 da sie eben weder finanziell noch kommunikativ Un­

51 Fährmann 2016, S. 259.
52 De Claire & Dixon 2017, S. 197. Vgl. hierzu auch Lafferty et al. 2015. In einer 

Studie von Benning & Lahm, 2016, aus den USA erhöhten Besuche von Kindern 
das Fehlverhalten in Haft von männlichen und weiblichen Strafgefangenen. Für 
Telefonkontakte hingegen ließ sich dieser Zusammenhang nicht bestätigen.

53 Vgl. Cornel 2018b, S. 333 sowie Endres & Breuer 2018, S. 91 zur Notwendigkeit 
der Konfliktbearbeitung und Zurverfügungstellung von Lernfeldern in Haft bzw. 
im Haftalltag. Mitunter wird für eine gute Kriminalprognose erwartet, dass Ge­
fangene ihre dysfunktionalen Konfliktbewältigungsstrategien verändern, siehe 
z.B. Dittmann 2017, S. 15.

54 Vgl. Beckmeyer & Arditti 2014, S. 130 ff.
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terstützung leisten, was wiederum zum Rückzug aus dem Familienleben 
führen kann. Die Autorinnen machen auf die daraus resultierende Isolati­
on und möglicherweise auftretende Verhaltensprobleme der inhaftierten 
Väter aufmerksam, weil die zugeschriebene Rolle nicht angemessen erfüllt 
werden kann.55

Mögliche negative Auswirkungen der Gefangenentelefonie

Zu möglichen negativen Auswirkungen der Gefangenentelefonie auf den 
Resozialisierungsprozess können des Weiteren kriminogene Kontakte zäh­
len: wenn also Kontakte zu einem die Kriminalität fördernden Umfeld 
gepflegt werden oder über das Telefonieren Straftaten, Fluchtpläne oder 
das Einbringen von Betäubungsmitteln in den Strafvollzug vorbereitet 
werden.56 Schließlich gibt es darüber hinaus Kontakte, die nicht einfach 
nur wegen unmittelbar straftatvorbereitender Telefonate, sondern wegen 
eines möglichen schädlichen Einflusses auf den Gefangenen oder dessen 
Resozialisierung kritisch zu bewerten sind.57 Viele Straffällige kommen 
aus familiären Strukturen, die konfliktbelastet sind und in denen eine 
kriminalitätsfördernde Dynamik wie Kriminalität anderer Familienmit­
glieder oder Suchtmittelabusus vorliegt.58 Verschiedene Studien zeigen 
zudem, dass sich ehemalige Gefangene während oder nach der Haft immer 
wieder in Partnerschaften verstricken, die risikobehaftet sind, etwa weil die 
Wahl auf solche Partnerinnen bzw. Partner fällt, die ebenfalls antisoziale 
Tendenzen aufweisen, selbst suchtmittelgefährdet oder emotional instabil 
sind, was das Risiko für ein erneutes Abgleiten in kriminelle Verhaltens­
weisen erhöhen kann.59

1.2.2.5

55 Benning & Lahm 2016, S. 190; vergleichbare Dynamiken für Mütter lassen sich 
aus entsprechenden Forschungsergebnissen wie die von Barrick, Lattimore & Vis­
her 2014 oder Lafferty et al. 2015 u.a. (m.w.N.) ableiten.

56 Laubenthal 2015, S. 278.
57 Vgl. Laubenthal 2015, S. 278.
58 Gauder 2021; Kury 2021; Visher, Yahner & La Vigne 2010, S. 2.
59 Vgl. Rhule-Louie & McMahon 2007; Wössner, Gauder & Czudnochowski 2019.
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Allgemeiner Resozialisierungsbeitrag der Gefangenentelefonie in 
Haft

Vor dem Hintergrund dieser Befunde und Überlegungen erlangt die Ge­
fangenentelefonie als Baustein in der Pflege von Außenkontakten eine 
besondere Bedeutung. Gerade die Tatsache, dass Besuchskontakte in Haft 
begrenzt sind, unterstreicht den Stellenwert der Telefonkontakte. Telefon­
gespräche können also weitaus häufiger zur Interaktion mit der Außenwelt 
führen als andere Kontaktmöglichkeiten, und sie kommen der Besuchssi­
tuation am nächsten im Vergleich zur Kontaktpflege durch Briefe.60 Somit 
stellt die Gefangenentelefonie eine ganz maßgebliche Möglichkeit dar, am 
Leben von Bezugspersonen außerhalb der Haftanstalt Anteil zu nehmen 
und deren Entwicklung zu begleiten. Die unmittelbare, ohne Zeitverzö­
gerung (wie etwa bei Briefkontakten) mögliche gegenseitige Reaktions­
möglichkeit in einem persönlichen Kontakt ist wichtig, um sich nicht 
auseinanderzuleben und noch mehr zu entfremden, als es durch einen Ge­
fängnisaufenthalt ohnehin schon geschieht.61 Gerade auch die spontane, 
auf dem Hören der vertrauten Stimmen beruhende Interaktion dürfte sich 
besonders gut eignen, um der gegenseitigen Entfremdung vorzubeugen.62 

Während also zahlreiche Autorinnen und Autoren sowohl auf nationaler 
als auch auf internationaler Ebene die Bedeutung von Kontakten unter 
Einbeziehung der Gefangenentelefonie betonen, liegen nur wenige Stu­
dien vor, die sich speziell der Gefangenentelefonie widmen. So wurde 
der resozialisierungsfördernde Effekt der Telefonmöglichkeiten in einer 
Studie von Fährmann von den befragten Anstaltsbediensteten betont.63 

Einen positiven Zusammenhang von Telefonkontakten von weiblichen In­
haftierten mit der späteren Legalbewährung konnten Barrick, Lattimore & 
Visher nachweisen.64 La Vigne et al. kommen aufgrund ihrer Studie zu dem 
Schluss, „dass die Beziehungen der Gefangenen zur Familie – insbesonde­
re zu Kindern – durch verstärkte Kontakte während der Haft verbessert 
werden können“. Sie weisen dabei auch auf die Wechselwirkung zwischen 
der Stabilität der Beziehungen und der Art der Kontakte (Besuche, Tele­
fonkontakte, Briefe) hin: Vor allem wenn die Beziehungen stabiler sind, 
etwa zwischen einem Gefangenen und dessen Mutter oder Geschwistern, 

1.2.2.6

60 Vgl. bspw. La Vigne et al. 2005, S. 323; Scheufele et al. 2019, S. 92.
61 Vgl. hierzu auch Laubenthal 2015, S. 273; Scheufele et al. 2019, S. 83.
62 Laubenthal 2015, S. 273.
63 Fährmann 2016, S. 259.
64 Barrick, Lattimore & Visher 2014.
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also bei länger gewachsenen Beziehungen, könnten Telefonate einen posi­
tiveren Effekt haben als bei anderen – also nicht mit der Herkunftsfamilie 
assoziierten – familiären Kontakten.65

Es gibt eine Fülle von empirischen Studien, die deutlich machen: Zu 
den schädlichsten Folgen einer Gefängnisstrafe gehören zerrüttete soziale 
Beziehungen. In vielen Fällen – vor allem bei schweren Straftaten – ist 
natürlich bereits die Straftat an sich Auslöser für einen Beziehungsabbruch 
des sozialen Umfelds mit dem Verurteilten.66 Häufig führt allerdings (erst) 
die Inhaftierung zum Scheitern von Beziehungen, der Entfremdung von 
Gefangenen und deren Familien und zur Trennung. Vor allem die Auf­
rechterhaltung des Kontakts zu den eigenen Kindern ist schwierig.67 Die 
Bedeutung der Gefangenentelefonie diesbezüglich ist allerdings komplex, 
vermutlich aus den oben genannten Gründen der Belastung, die auch 
aus Kontakten aus der Haft heraus resultieren kann. Poehlmann fand bei­
spielsweise keinen die Beziehung zwischen inhaftierten Müttern und ihren 
Kindern verbessernden Effekt von Telefonkontakten.68 La Vigne et al. hin­
gegen zeigten einen die Bindung zwischen den Inhaftierten und ihren Kin­
dern stärkenden Kontakt sowohl durch Brief- als auch Telefonkontakte.69 

Gefangenentelefonie, auch das muss an dieser Stelle betont werden, ist 
dabei freilich kein Allheilmittel, denn es gibt Gefangene, die isoliert sind 
und bleiben.70 Zudem werden Telefonate nicht per se zu einem verbesser­
ten Resozialisierungspotenzial beitragen, wenn aufseiten der Gefangenen 
die Resozialisierung behindernde Bedingungen wie psychische Störungen 
oder eine persistierende Deliktleugnung eine Deliktbearbeitung erschwe­
ren.71

65 La Vigne et al. 2005, S. 331.
66 Vgl. hierzu auch Scheufele et al. 2019, S. 27.
67 Wössner, Gauder & Czudnochowski 2019, S. 70; Fährmann 2019 S. 53 ff. (m.w.N.) 

Schätzungen zufolge sind in Deutschland etwa 50.000 bis 100.000 Kinder von 
der Inhaftierung eines Elternteils betroffen, vgl. Feige 2019, S. 10. Laut einer 
baden-württembergischen Studie aus dem Jahr 2013 haben circa ein Drittel der 
Inhaftierten minderjährige Kinder, siehe Zwönitzer et al. 2013.

68 Poehlmann 2005.
69 La Vigne et al. 2005, S. 328.
70 Scheufele et al. 2019, S. 27, S. 160 ff.
71 Siehe Fährmann 2019, S. 44 (m.w.N.).
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Übergang Haft – Außenwelt

In diesem Sinne bietet das Telefonieren eine Möglichkeit, Fertigkeiten an­
zuwenden (in der direkten Kommunikation mit nahestehenden Personen 
z.B. Konflikte zu lösen oder als Diskussionspartner bei Alltagsproblemen 
zur Verfügung zu stehen und Bewältigungsstrategien einzuüben) oder in 
schwierigen Situationen durch Telefongespräche selbst Entlastung und 
Unterstützung zu erfahren. Wie dargelegt kann sich die Wirkung eines 
in der Haft beginnenden und im Nachentlassungsgeschehen fortsetzenden 
Resozialisierungsprozesses gerade über die Kontakte zur Außenwelt entfal­
ten.

Gefangenentelefonie und der Resozialisierungsprozess nach Haftentlassung

In diesem Abschnitt wird es darum gehen, in welchem Zusammenhang 
die Gefangenentelefonie mit dem Erreichen des Vollzugsziels nach der 
Haftphase steht: dem Ziel, ein Leben in sozialer Verantwortung ohne 
erneute Straffälligkeit zu führen.

In Evaluationsstudien zur Wirksamkeit von vollzuglichen Maßnahmen 
bzw. dem Strafvollzug im Allgemeinen wird gemeinhin die Reduzierung 
der Rückfallwahrscheinlichkeit als Erfolgskriterium herangezogen, auch 
wenn dieses Erfolgsmaß immer wieder und mit guten Gründen kritisch 
diskutiert wird.72

Nur wenige Untersuchungen legen Ergebnisse zum Zusammenhang 
von während der Haft gepflegten Außenkontakten und dem späteren 
Rückfallverhalten dar.

In der Studie von Bales & Mears ging es zwar nicht um Gefangenente­
lefonie, die Autoren kommen aber gleichwohl zu dem Schluss, dass die 
Aufrechterhaltung von Bindungen für die Verringerung von Rückfällen 
wichtig ist, selbst wenn oder gerade weil der von ihnen beobachtete 
Besuchseffekt vielleicht vor allem den Effekt von bereits bestehenden 
Bindungen widerspiegelt.73 Auch die Untersuchung von Lösel et al., die 
sich vor allem mit inhaftierten Vätern befasste, bestätigte, wie wichtig 
die bereits bestehende Beziehungsqualität ist. Diese Studie macht – wie 
andere Forschungsergebnisse auch – deutlich, wie sehr eine erfolgreiche 
Wiedereingliederung von einem Bedingungsgefüge abhängt und nicht nur 

1.2.2.7

1.3

72 Guéridon 2016, S. 292 (m.w.N.). 
73 Bales & Mears 2008, S. 314. 
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von einfachen Kausalbeziehungen zwischen Außenkontakten während der 
Haftphase und späterem Rückfallverhalten. Die Autorinnen und Autoren 
betonen auf der Grundlage ihrer Forschungsergebnisse allerdings, welch 
wichtige Rolle dabei eine gute und häufige Kommunikation zwischen 
den inhaftierten Vätern und der Familie während der Haftphase spielt.74 

So kommen Lösel et al. zu dem Schluss: „The data demonstrated the 
importance of frequent contact between the father and family during im­
prisonment. This clearly suggests investing further planning and resources 
into increasing communication opportunities for all imprisoned fathers, 
for example, through more high quality visiting experiences and greater 
access to phone calls.”75 Des Weiteren deutet eine Studie mit weiblichen 
Strafgefangenen auf einen positiven rückfallvermeidenden Effekt der Ge­
fangenentelefonie hin.76 Insgesamt verweisen Brunton-Smith & McCarthy 
auf einen empirisch nachgewiesenen Zusammenhang zwischen Besuchen 
während der Inhaftierung und einem späteren reduzierten Rückfallverhal­
ten.77 Sie schließen mit der Empfehlung: „Prisons should consider other 
strategies that may also contribute to prisoners feeling more connected to 
family during the course of their sentence and on release.”78

Ortmann kam in seiner groß angelegten Studie zum Vergleich dazu, wel­
che Auswirkungen die Unterbringung im Regelvollzug bzw. der Sozialthe­
rapie auf den späteren Rückfall hat, zu folgendem Ergebnis: Das Risiko 
eines Rückfalls stieg mit der Zahl der geschriebenen und erhaltenen Briefe 
statistisch bedeutsam an. Ebenso nahm das Rückfallrisiko mit der Anzahl 
der Telefonkontakte eines Gefangenen zu, wobei dieser Trend nicht statis­
tisch signifikant und somit lediglich ein Trend war.79 Bei der Interpretati­
on dieser Zusammenhänge ist allerdings das Gesamtgefüge der sozialen 
Kontakte zur Außenwelt zu berücksichtigen. So vermutete Ortmann, dass 
vor allem der Briefkontakt eine Kompensation der im Regelvollzug (im 

74 Lösel et al. 2012, S. 9.
75 Lösel et al. 2012, S. 12.
76 Barrick, Lattimore & Visher 2014.
77 Brunton-Smith & McCarthy 2017, S. 463, (m.w.N.). Die Autoren warnen aber auch 

davor, einen direkten Effekt von Besuchen auf eine Verbesserung und Stärkung 
der familiären Bindungen abzuleiten (S. 466, m.w.N.). Sie verweisen ebenso auf 
die Komplexität der Wirkdynamik, die Qualität der Bindungen vor der Haft, die 
Art der familiären Bindung, Merkmale aufseiten des/der Inhaftierten und die Art 
des Umgangs miteinander während der Haftphase (S. 476). S. hierzu auch Duwe 
& Clark 2011.

78 Brunton-Smith & McCarthy 2017, S. 478.
79 Ortmann 2002, S. 252.
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Vergleich zu in sozialtherapeutischen Anstalten) untergebrachten Gefange­
nen war, da sich der Regelvollzug weniger offen für Kontakte zur Außen­
welt zeigte und somit ein größeres Kontaktdefizit vorlag, vor allem im 
Bereich der Lockerungen, die wiederum mit einem niedrigeren Rückfallri­
siko assoziiert waren.80

Eine neuere Studie, in der das Rückfallverhalten von aus der Haft ent­
lassenen Personen untersucht wurde, förderte einerseits ähnliche, anderer­
seits abweichende Ergebnisse zutage.81 Beim Vergleich von Gefangenen, 
die ihre Haftstrafe komplett im Regelvollzug verbrachten, mit Gefange­
nen, die eine sozialtherapeutische Behandlung abschlossen und solchen, 
die aus der Sozialtherapie abgelöst und wieder in den Regelvollzug zurück­
verlegt wurden, zeigte sich: Die untersuchten Gruppen unterschieden sich 
nicht signifikant voneinander, was die Häufigkeit der Kontakte zur Außen­
welt via Telefon, Brief oder Besuch anbetraf.82 Allerdings war auch in 
dieser Studie, wie bereits bei Ortmann, ein Unterschied bei den gewährten 
Lockerungen zu verzeichnen, indem den Sozialtherapievollteilnehmern 
signifikant mehr Lockerungen gewährt wurden und dies auch mit einer 
geringeren Rückfallwahrscheinlichkeit einherging, wohingegen die ande­
ren Kontaktformen nach außen keinen Effekt auf Rückfall oder Legalbe­
währung hatten.83

In keiner der beiden Studien hatte der (telefonische) Kontakt für sich ge­
nommen einen Einfluss auf das Rückfallverhalten – Gefangenentelefonie 
war also weder mit einem Rückgang noch mit einem Anstieg des späteren 
Rückfallrisikos in Verbindung zu bringen.84 Gefangenentelefonie kann 
aber indirekt und moderierend in die Nachentlassungsphase hinein wir­
ken, wenn dadurch Beziehungsabbrüche verhindert werden können und 
somit der Zugang zu einem Arbeitsplatz oder einer Wohnung bzw. die 
(Wieder-)Aufnahme von partnerschaftlichen und familiären Bindungen 
erleichtert werden und die Resozialisierung gefördert werden kann.

Die Aufrechterhaltung von wichtigen Beziehungen während der Haft­
phase – auch durch telefonische Kontakte – ist für die spätere Rückfall­
freiheit also gleichwohl wichtig, auch wenn sich nicht zwangsläufig ein 
kausaler Effekt ergibt (denn wie bereits erwähnt, spielen Art und Qualität 

80 Ortmann 2002, S. 310 f. Vergleichbare Ergebnisse liegen schon aus einer Studie 
aus dem englischsprachigen Raum aus dem Jahr 1976 vor, s. auch Adams & 
Fischer 1976.

81 Wössner in Vorbereitung.
82 Wössner in Vorbereitung.
83 Wössner 2021a; Wössner 2021b.
84 Ortmann 2002, S. 252; Wössner 2021a, S. 131.
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der Kontakte eine wichtige Rolle, und diese Wirkdynamik wird auch 
von anderen, individuellen Aspekten beeinflusst85). Als zentral für eine 
gelingende Resozialisierung kann in Anlehnung an Ortmann86 geltend 
gemacht werden, dass „die Entlassung in ein „Merkmalsgefüge“ erfolgen 
[muss], das stützt, trägt und stabilisiert. Dieses Gefüge kann nur vor der 
Entlassung durch Kontakte nach draußen entwickelt werden“. Nur wenn 
Kontakte während der Haft gepflegt werden konnten, können sie auch in 
der schwierigen Übergangsphase von Haft in Freiheit ihre stützende und 
stabilisierende Wirkung entfalten. Gerade diese Anfangsphase kann für 
viele Haftentlassene kritisch und für den weiteren Nachentlassungsverlauf 
– und somit für den Resozialisierungsprozess an sich – ausschlaggebend 
sein. Denn diese Phase kann besonders destabilisierend und überfordernd 
sein und ist für viele Haftentlassene die kritische Schnittstelle für eine 
erfolgreiche Wiedereingliederung, bei der die Unterstützung durch Ange­
hörige maßgeblich ist.87 So verwundert es nicht, dass bereits Hairston zu 
dem Schluss kommt: „the maintenance of family and community ties 
during imprisonment is positively related to post-release success.” Diese 
Kontakte können einen positiven Einfluss auf die Bewältigung von mit 
der Entlassung und der Nachentlassungssituation verbundenem erlebten 
Stress und der Anpassungsfähigkeit des Entlassenen haben.88 Ähnlich 
kommen Mills & Codd unter Bezugnahme auf die bereits oben ausgeführte 
Bedeutung von sozialen Kontakten hinsichtlich sozialen Kapitals und 
resozialisierungsfördernder Rollenübernahmen und „identity change“ zu 
dem Schluss: „Social bonds with family members and changes in indi­
viduals’ self-identities to legitimate, family-focused roles can provide the 
motivation for desistance, and families can contribute to effective resettle­
ment by helping ex-prisoners to tackle some of the practical and social 
problems that they are likely to face which may otherwise overwhelm 
this motivation to desist”.89 Beckmeyer & Arditti formulieren die Bedeu­

85 So geben Turanovic & Tasca 2021 (S. 22) aufgrund ihrer Forschungsergebnisse zu 
bedenken, dass bei bestimmten Gefangenen belastete und komplizierte familiäre 
Beziehungen unstet, aufwühlend und unergiebig sein können, wobei in dieser 
Dynamik vermutlich auch bestimmte in der Person des Untergebrachten liegen­
de Faktoren ihre Wechselwirkung entfalten – die zudem wiederum mit Schwie­
rigkeiten in der Haft verbunden sein dürften, wenn in diesen Fällen Besuche und 
Kontakte negativ in den Haftalltag zurückwirken.

86 Ortmann 2002, S. 309.
87 Bales & Mears 2008; Wössner, Wienhausen-Knezevic & Gauder 2016.
88 Hairston 1988, S. 50, Wössner, Wienhausen-Knezevic & Gauder 2016.
89 Mills & Codd 2008, S. 19.
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tung von Familienkontakten für den Resozialisierungseffekt nach der Haft 
wie folgt: Die Aufrechterhaltung gesunder, positiver Beziehungen zu Fa­
milienmitgliedern ist der Anpassung der Straftäter nach der Inhaftierung 
zuträglich.90 In einer qualitativ angelegten Studie von Tyner et al. unter­
mauern die Erfahrungen der betroffenen Haftentlassenen die Bedeutung 
der Gefangenentelefonie für eine gelingende Wiedereingliederung: „The 
participants’ experiences in transitioning from prison life back into society 
display that lack of telephone contact can: 1) create barriers to reintegrat­
ing into one’s community and family; 2) raise costs to the state by extend­
ing the incarceration of those eligible for personal recognizance discharge 
due to one’s inability to arrange housing; and 3) increase the chance of 
recidivism for those on standard release who are unable to find a stable 
home.”91 

Ungeachtet der Schwierigkeit, direkte und kausale Zusammenhänge 
zwischen der Gefangenentelefonie und der späteren Legalbewährung bzw. 
dem späteren Rückfallverhalten aufzuzeigen: Die Möglichkeit, in Haft zu 
telefonieren, kann maßgeblich zur Aufrechterhaltung und Erprobung von 
Fähigkeiten und Fertigkeiten beitragen, die für die spätere erfolgreiche 
Resozialisierung benötigt werden (z.B. Kommunikation, Konfliktlösung, 
Problembewältigung). Die Bedeutung sozialer Kontakte kann nicht losge­
löst von der Möglichkeit betrachtet werden, auch über Telefonkontakte 
bedeutsame soziale Kontakte nach „draußen“ zu pflegen: Ohne diese Mög­
lichkeit laufen (vor allem Langzeit-)Gefangene Gefahr, soziale Benachteili­
gung und emotionalen Rückzug zu erleben, die sich schließlich in einer 
sich negativ auf die spätere Wiedereingliederung auswirkenden Resignati­

90 Beckmeyer & Arditti 2014, S. 134. Wobei die Autorinnen ebenfalls betonen, dass 
es vor allem auch auf die Qualität der Beziehung ankommt und kein kausaler Zu­
sammenhang zwischen Kontakten (in ihrer Studie: Besuche) per se während der 
Haft und den positiven Auswirkungen vorliegt. Zur komplexen Dynamik eines 
positiven Effekts von Familienkontakten während der Haft siehe auch Cochran et 
al. 2020 sowie Mowen & Visher 2016.

91 Tyner et al. 2014, S. 92 ff. Die Autorinnen und Autoren geben eindrückliche 
Beispiele aus den Interviews mit den Betroffenen wieder: „[…] his strong feelings 
of guilt over becoming the stereotypical absent father while he was incarcerat­
ed“, „His family later told him that his lack of phone contact made them feel 
abandoned and unloved”, „Many members that were unable to have regular 
phone contact expressed how challenging it was to reconnect with their children 
after their release” oder hinsichtlich Unterstützungsleistungen im Wiedereinglie­
derungsprozess: „[…] relationships they had nurtured during their incarceration 
through regular phone contact helped them to arrange housing and provided a 
support system upon release.”
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on, Hilflosigkeit und Entfremdung auswirken können; und dies schließt 
auch den Kontakt über ausreichende Telefongelegenheiten mit ein. Folk 
et al. erklären dies aufgrund ihrer Forschungsergebnisse durch die Erleich­
terung eines psychologisch funktionalen Anpassungsprozesses beim Wie­
dereingliederungsprozess, wenn zuvor Kontakte mit der Familie aufrecht­
erhalten werden konnten.92 Aber: Kontakte allein können einen Rückfall 
nicht beeinflussen,93 weder im Positiven noch im Negativen, zu komplex 
ist das Bedingungsgefüge von Rückfallverhalten und Legalbewährung.

Schließlich muss in diesem Zusammenhang noch ein wichtiger und 
kritischer Aspekt erwähnt werden: Die Bedeutung, die tragfähige soziale 
Beziehungen für einen gelingenden Resozialisierungsprozess haben, wird 
auch daran deutlich, dass der soziale Empfangsraum ein wesentlicher Bau­
stein bei kriminalprognostischen Entscheidungen darstellt. Gemäß den 
Mindestanforderungen an Prognosegutachten sind neben Anlasstat, präde­
liktischer Persönlichkeit und postdeliktischer Persönlichkeitsentwicklung 
auch Perspektiven, Außenbezüge und der soziale Empfangsraum zu be­
rücksichtigen.94 Wenn Kontakte zur Außenwelt etc. als wichtiger Faktor 
für die bedingte Entlassung gelten, dann könnten Gefangene, die weniger 
Kontakte – also auch Telefonkontakte – pflegen dürfen, de facto benach­
teiligt werden, wenn es um die Bewertung der Außenbezüge und des 
sozialen Empfangsraums geht.

92 Folk et al. 2019, S. 454.
93 Folk et al. 2019, S. 462.
94 Boetticher et al. 2007; Boetticher et al. 2019. Das Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG, Beschl. v. 10.2.2004 – 2 BvR 2029/01, NJW 2004, 739) führt aus, was in 
einem Gutachten zu behandeln ist.
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Gesetzliche Regelungen zur Gefangenentelefonie und ihre 
praktische Umsetzung

Deutschland

Einleitung

Außenkontakte der Gefangenen in den deutschen Justizvollzugsanstalten 
waren historisch – d.h. vor der erstmaligen bundesgesetzlichen Normie­
rung des Strafvollzuges durch das StVollzG – auf Briefkontakte und (ge­
legentliche wie kurze) Besuche beschränkt. Diese wurden als Privilegien 
betrachtet und entsprechend restriktiv gehandhabt.95 Regelmäßige und 
umfangreiche(-re) Kontakte, gegebenenfalls auch mit mehreren oder einer 
Vielzahl unterschiedlicher Personen, waren im Wesentlichen auf das Brie­
feschreiben beschränkt. Dies blieb auch nach dem 1.1.1977 noch für 
eine längere Zeit die vorherrschende Kommunikationsmöglichkeit: Der 
zunächst in § 28 StVollzG96 geregelte Briefkontakt war – und ist auch in ei­
nigen landesrechtlichen Nachfolgeregelungen97 weiterhin – der einzige im 
Umfang grundsätzlich unbegrenzte Anspruch der Gefangenen. Der briefli­
che Gedankenaustausch galt, ausdrücklich auch im Hinblick auf die mit 
der Überwachung verbundene informelle Kontrolle, als „gutes indirektes 
Erziehungsmittel“98 – heute würde man dies im Hinblick auf den Erwach­
senenvollzug rechtlich korrekter als potenziell resozialisierungsfördernd 
beschreiben; ob dies inhaltlich (noch) haltbar ist, mag dahingestellt sein. 
Jedenfalls rekurrieren die bayerischen Vollzugsbehörden und Gerichte in 
den beiden aktuell beim BVerfG angegriffenen Entscheidungen weiterhin 
auf diese traditionelle Sichtweise. Obwohl das StVollzG zugleich auch erst­
mals eine Rechtsgrundlage für „Ferngespräche“99 der Gefangenen geschaf­
fen hatte, wurde das Telefonieren im Strafvollzug, wie von Reichenbach 

2.

2.1

2.1.1

95 Bachmann 2015, S. 100 (m.w.N.).
96 § 28 StVollzG: „[…] Gefangene hat das Recht, unbeschränkt Schreiben abzusen­

den und zu empfangen“. Kontrollmaßnahmen und Einschränkungen im begrün­
deten Einzelfall blieben unberührt.

97 § 23 Abs. 1 BWJVollGB III; Art. 31 Abs. 1 BayStVollzG; § 29 Abs. 1 S. 1 HmbSt
VollzG.

98 Bachmann 2015, S. 100.
99 § 32 S. 1 StVollzG.
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vor einigen Jahren treffend beschrieben, noch ziemlich lange als Luxusgut 
betrachtet, ähnlich wie Süßwaren oder Zigaretten.100

Diese Situationsbeschreibung hat mit der Realität der Kommunikations­
gewohnheiten in der heutigen Zeit freilich nichts mehr gemein. Vor dem 
Hintergrund der rapiden technologischen Weiterentwicklung im Bereich 
der Telekommunikation ist der Alltag der Menschen heute geprägt durch 
die permanente Verfügbarkeit und Nutzung mobiler und stationärer Te­
lekommunikationsmittel. So schätzt die Bundesnetzagentur für das Jahr 
2021 alleine in den klassischen Fest- und Mobilfunknetzen in Deutschland 
ein Aufkommen von zusammen 278 Milliarden Gesprächsminuten;101 das 
ergibt bei Zugrundelegung einer gerundeten Bevölkerungszahl von ca. 
83 Millionen102 ein durchschnittliches Gesprächsvolumen von ca. 3.349 
Minuten – bzw. ca. 55 Stunden und 49 Minuten – pro Person. Die zuneh­
mende Nutzung internetbasierter Kommunikationsdienste (Bild-, Sprach- 
und Textübertragung wie das populäre WhatsApp,103 das Gefangenen 
ebenso wie das weite Spektrum der sozialen Medien nicht zur Verfügung 
steht) ist dabei noch nicht eingerechnet. Aus dieser Entwicklung folgt fast 
zwingend, dass heutzutage neben den Möglichkeiten der Gefangenen zum 
Besuchsempfang und zum brieflichen Austausch ebenso auch die Gelegen­
heit, mit Bezugspersonen außerhalb der Vollzugsanstalt zu telefonieren, 
als konstitutives Element des Behandlungsvollzuges zu betrachten ist.104 

Dabei ist auch die veränderte Vollzugspopulation mit ihrem inzwischen 
recht hohen Anteil nichtdeutscher Gefangener105 zu berücksichtigen, die 

100 Reichenbach 2018, S. 170.
101 Abgehende Gespräche; Bundesnetzagentur, Tätigkeitsbericht Telekommunikati­

on 2020/2021, S. 56.
102 Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstand 2021. Auch Kinder nehmen am 

Telefongeschehen teil, sodass sie in die Berechnung einbezogen werden sollten.
103 Im Oktober 2020 wurden weltweit 100 Milliarden Nachrichten täglich via 

WhatsApp verschickt; https://de.statista.com/statistik/daten/studie/868733/um
frage/anzahl-der-taeglich-verschickten-whatsapp-nachrichten-weltweit/ [Septem­
ber 2022]. Nach einer Erhebung des Branchenverbandes Bitkom wurden 2021 
in Deutschland insgesamt 300 Milliarden Kurznachrichten versandt; Nutzer 
und Nutzerinnen von Smartphones oder Handys bekamen durchschnittlich 13 
Kurznachrichten pro Tag; https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/
Corona-Jahr-2021-300-Milliarden-Kurznachrichten-in-Deutschland [September 
2022]. Von diesem Segment der aktuellen gesellschaftlichen Kommunikations­
wirklichkeit sind Gefangene bislang komplett ausgeschlossen.

104 In diesem Sinne etwa Reichenbach 2018, S. 171; Laubenthal 2019, Rn. 504; dazu 
ausführlich oben Pkt. 1.

105 Der Anteil ist von ca. 10 % in den frühen 1980er Jahren auf inzwischen 34 % (N 
= 15.082) im Jahr 2021 gestiegen (stichtagsbezogen, 31.3.); Statistisches Bundes­
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oftmals Familienangehörige und weitere individuell bedeutsame soziale 
Kontakte im Ausland haben. Diesen Veränderungen muss sich auch der 
Strafvollzug stellen. Unter der Prämisse, dass ein elementarer Bestandteil 
des Angleichungsgrundsatzes das Bemühen um die Reduzierung lebens­
fremder Restriktionen im Vollzugsalltag ist,106 erscheint die Organisation 
des Zugangs der Gefangenen zu Telekommunikation als besonders rele­
vanter, wenn nicht sogar prioritärer Referenzbereich. Extrem restriktive 
Zugangsregelungen wie in den Fällen der Beschwerdeführer in den beiden 
aktuellen Fällen beim BVerfG spiegeln denn auch die heutige Realität im 
deutschen Justizvollzug „kaum mehr“107 wider. Das hat auch die Umfrage 
des MPI ergeben (siehe hierzu weiter unten).

In dem hier untersuchten Bereich der Gefangenentelefonie fällt eine 
beachtliche Diskrepanz zwischen normiertem Rechtsrahmen und tatsäch­
licher Praxis auf. Wichtige, den Alltag vielerorts bestimmende Praktiken 
wie Dauertelefongenehmigungen, Schwarz- oder Weißlistverfahren sind 
in nahezu keiner der maßgeblichen Rechtsvorschriften explizit vorgese­
hen.108 Die große Mehrzahl der Landesgesetze wurde zwischenzeitlich um 
zumeist sehr allgemein gehaltene Vorschriften für andere Formen der 
Telekommunikation ergänzt;109 dies kann beispielsweise die Nutzung in­
ternetbasierter Kommunikationsformate einschließlich der Videotelefonie 
möglich machen. Gerade in dem letzteren Bereich wurden mit dem Auf­
kommen der SARS-CoV-2-Pandemie auf pragmatische Weise und wenn 
nötig auch ohne explizite gesetzliche Grundlage vielfältige Möglichkeiten 
internetbasierter Bild- und Tonkommunikation geschaffen. Diese waren in 
erster Linie als Ersatz für den pandemiebedingten Wegfall von Besuchen 
konzipiert. Ungeachtet der sehr kurzfristig implementierten technischen 
Einrichtungen sind Missbräuche kaum oder jedenfalls nicht in nennens­
werter Zahl bekannt geworden. Aufgrund der insgesamt guten Erfahrun­

amt, Strafvollzug 2021, Tabelle 6. Zu den Implikationen für die Kommunikati­
on bei dieser Gruppe Abraham 2018.

106 Laubenthal 2019, Rn. 197. Siehe dazu auch Perwein 1996, S. 16: „Ausgerechnet 
(!) die überwiegend schreibungewohnten Strafgefangenen auf den Briefkon­
takt als Regelmedium zu verweisen, ist realitätsfremd.“ (Ausrufungszeichen im 
Orig.)

107 Laubenthal in Laubenthal et al. 2015, Abschn. E Rn. 101; Laubenthal 2019, 
Rn. 504.

108 Ausnahme: § 33 Abs. 2 NJVollzG und § 37 Abs. 1 JVollzGB I LSA sehen unter 
bestimmten Voraussetzungen Dauergenehmigungen explizit vor; siehe unten 
2.1.2. (siehe Tabelle 1).

109 Siehe unten 2.1.2. (siehe Tabelle 1).
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gen wird mehrheitlich eine dauerhafte Aufrechterhaltung dieses Angebo­
tes erwogen.110

Im Folgenden werden zunächst die rechtlichen Regelungen dargestellt, 
gefolgt von einer Analyse der Vollzugswirklichkeit. Nicht behandelt wer­
den Fragen zur preislichen Gestaltung der Gefangenentelefonie. Mit Be­
schwerden von Gefangenen über im Vergleich zur Außenwelt überhöhte 
Gebühreneinheiten hat sich die Rechtsprechung einschließlich des BVerfG 
schon mehrfach befasst.111 Hierbei handelt es sich um einen spezifischen 
Aspekt, der in den dem BVerfG vorliegenden Sachverhalten nicht ange­
sprochen wird. Nicht gerügt wurde von den Beschwerdeführern in den 
aktuellen Fällen darüber hinaus die Möglichkeit der Überwachung ein­
zelner oder sämtlicher Telefongespräche, sodass die verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit der Überwachung, die verfassungsgerichtlich bislang nur für 
den Post-,112 nicht aber für den Telefonverkehr geklärt ist, ebenfalls nicht 
zu problematisieren war. Fragen zur Praxis der Überwachung einschließ­
lich der technischen „Überwachbarkeit“ von Telefongesprächen, die auch 
die Formen, Modalitäten und den Umfang genehmigungsfähiger Gefan­
genentelefonie determinieren kann, werden unter Punkt 4 behandelt. Im 
Übrigen konzentrieren sich die nachfolgenden Ausführungen auf den 
Regelvollzug für Erwachsene; die besondere Situation im Jugendstrafvoll­
zug und dem Vollzug von Untersuchungshaft und Sicherungsverwahrung 
wird im Hinblick auf den Gegenstand der aktuellen Verfahren ebenfalls 
nicht systematisch betrachtet.

Gesetzlicher Rahmen

Eine der Kernaufgaben der Strafvollzugsgesetze ist es, die Rechtsstellung 
der Gefangenen und die Eingriffsbefugnisse der Vollzugsbehörden festzu­
legen.113 Dabei sind freilich die Besonderheiten des Strafvollzuges mit 
seiner inhärenten Sicherheitsrelevanz zu berücksichtigen.

2.1.2

110 Befragung MPI: siehe unten Pkt. 2.1.3, Fn. 158.
111 Siehe z.B. BVerfG v. 8.11.2017 − 2 BvR 2221/16, NJW 2018, S. 144, NStZ 2018, 

S. 168. Siehe zur Problematik marktgerechter Preise auch Thiele 2016, S. 187 ff.
112 Vgl. Laubenthal in Laubenthal et al. 2015, Abschn. E Rn. 68 (m.w.N.).
113 Kaiser 1999, S. XV.
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Konzeptionelle Besonderheiten des Strafvollzugsrechts

Das kodifizierte Strafvollzugsrecht ist geprägt durch die Notwendigkeit, 
der Vollzugspraxis eine für seine verschiedenen Adressaten gleicherma­
ßen flexible wie rechtssichere Arbeitsgrundlage zur Verfügung zu stellen. 
Dementsprechend sind weite Handlungsspielräume für die Einzelfallan­
wendung ein wesentliches konzeptionelles Charakteristikum. Dieses Kon­
zept wird rechtstechnisch umgesetzt in der häufigen Verwendung unbe­
stimmter Rechtsbegriffe, die zudem häufig in Ermessensnormen eingebet­
tet sind.114 Dieses vollzugsspezifische Normierungskonzept, das mit dem 
StVollzG 1977 erstmals realisiert worden ist, haben die Bundesländer nach 
der Übernahme der Gesetzgebungskompetenz115 im Wesentlichen beibe­
halten. Jehle erkennt diesbezüglich sogar eine grundsätzliche materielle 
Kontinuität des Strafvollzugsrechts, jedenfalls was Prinzipien und Ziele, 
Strukturen und Methoden betrifft.116

Die in den Strafvollzugsgesetzen fixierten Rechte der Gefangenen kön­
nen als Mindestgrundstandards verstanden werden, die auf der Basis 
des Vollzugsziels sowie der allgemeinen Behandlungsgrundsätze – Anglei­
chungs-, Entgegenwirkungs- und Eingliederungsgrundsatz – zu konkreti­
sieren sind.117 Dabei müssen die legitimen und rechtlich beachtlichen 
Bedürfnisse der Gefangenen einerseits mit den Herausforderungen in 
Bezug auf die Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung im Vollzug 
andererseits stets gegeneinander abgewogen werden. Dieses Spannungsver­
hältnis ist prägend für das Strafvollzugsrecht und grundlegend für dessen 
rechtliche Auslegung und praktische Anwendung. Namentlich in Angele­
genheiten der Vollzugs- und Behandlungsorganisation, zu welcher auch 
die Gefangenentelefonie zu zählen ist, ordnen die Vollzugsgesetze daher 
auf der einen Seite nur wenig zwingend an und verbieten auf der anderen 
Seite fast ebenso wenig ausdrücklich. Als eine Schattenseite dieser Gesetz­
gebungstechnik kritisieren Feest et al., dass sie restriktive Praktiken ermög­
liche und den gerichtlichen Rechtsschutz dagegen erschwere.118 Auch in 
den aktuellen Fällen waren die Beschwerdeführer mit ihren Klagen bei 
den bayerischen Fachgerichten erfolglos geblieben.

2.1.2.1

114 Kaiser & Schöch 2002, § 5 Rn. 41.
115 Siehe oben Pkt. 1.1.
116 Jehle in Schwind et al. 2013, vor § 1 Rn. 1.
117 Vgl. Feest, Lesting & Lindemann 2017, Teil I, Rn. 12.
118 Feest, Lesting & Lindemann 2017, Teil I, Rn. 13.
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Grundregeln zur Gefangenentelefonie

Alle Landesstrafvollzugsgesetze verfügen über eine Regelung zur Gefan­
genentelefonie. Diese sind in der nachfolgenden Tabelle 1 analytisch auf­
bereitet.119 Dabei haben die Länder die formale und inhaltliche Struktur 
der bundesrechtlichen Vorgängerregelung120 im Grundsatz übernommen 
und sie zumeist terminologisch und im Hinblick auf die technologische 
Entwicklung modernisiert.121 Bayern ist das einzige Bundesland, das in 
seinem Strafvollzugsgesetz die altertümliche Terminologie des früheren 
Bundesgesetzes übernommen hat.122 Auch redaktionell hat der bayerische 
Gesetzgeber an der nachrangigen Positionierung der Ferngesprächsnorm 
aus dem früheren Bundesgesetz aus den 1970er Jahren festgehalten und 
den Regelungen zum Briefwechsel123 hintangestellt. Gesetzestechnisch ent­
sprechen die Regelungen fast durchweg der weiten strafvollzugsrechtli­
chen Regelungstechnik. Anders als nach dem „klassischen“ konditionalen 
Normaufbau „fehlen“ sowohl Tatbestand als auch Rechtsfolge; die Anstalt 
kann Telefonate genehmigen, ist von Gesetzes wegen aber lediglich zu 
einer pflichtgemäßen Ermessensentscheidung verpflichtet.124

Lediglich drei Länder weichen von dieser Grundkonzeption ein Stück 
weit ab. Sowohl in Bayern als auch in Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 
ist das Telefonieren von Gesetzes wegen grundsätzlich auf dringende Fälle 
beschränkt.125 Diese restriktive Ausgestaltung auf der Voraussetzungsseite 
wird in Niedersachsen und Sachsen-Anhalt aber auf zweifache Weise kom­
pensiert. Zum einen ist dort eine Soll-Vorschrift an die Stelle einer allge­
meinen Ermessensregelung getreten.126 Zum anderen sieht das Gesetz in 
den beiden Ländern ergänzend zu den Einzel- auch Dauertelefongenehmi­
gungen vor. Es gibt dort also zwei parallele Zugangs- bzw. Genehmigungs­

2.1.2.2

119 Alle relevanten Bestimmungen sind in Anhang 1 in Volltext aufgeführt.
120 § 32 StVollzG.
121 Das technisch überholte Telegramm wurde gestrichen.
122 Als einziges Landesgesetz spricht Art. 35 BayStVollzG weiterhin noch von 

„Ferngespräche[n]“.
123 Art. 31 ff. BayStVollzG.
124 Perwein 1996, S. 17 (bezogen auf das frühere Bundesrecht; Hervorh. von den 

Verf.).
125 Soweit die maßgeblichen Gesetzesnachweise in Tabelle 1 verzeichnet sind, wird 

in diesem Unterkapitel auf wiederholende Gesetzeszitate im Fußnotenapparat 
verzichtet.

126 Daraus ergibt sich ein ermessensgebundener Anspruch; Arloth in Arloth & Krä 
2021, § 33 NJVollzG Rn. 1, Krä in Arloth & Krä 2021, § 37 LSA JVollzGB I Rn. 2 
(jew. m.w.N.).
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wege: Soweit sich Gefangene mit den Nutzungsbestimmungen einverstan­
den erklären, können sie eine Dauergenehmigung erhalten; im Übrigen 
können sie (auch) auf der Basis von Einzelanträgen und Einzelgenehmi­
gungen Telefongespräche führen. Die letztere Möglichkeit steht grundsätz­
lich auch Gefangenen zur Verfügung, die ad hoc (in dringenden Fällen) au­
ßerhalb des von der Dauergenehmigung umfassten Kontingents (zum Bei­
spiel mit einer anderen Person) telefonieren möchten oder die nicht oder 
noch nicht die Voraussetzungen für eine Dauergenehmigung127 erfüllen. 
Unter dem Blickwinkel der Systemlogik könnte die Dauergenehmigung 
sogar als Regel- und die Einzelgenehmigung als Ausnahmefall erscheinen. 
Aus der normtheoretischen Perspektive zeigen die beiden Beispiele im 
Übrigen, dass ein und derselbe Lebenssachverhalt – das Telefonieren – 
durch die Bildung mehrerer spezifischer Fallkategorien, die auf der Vor­
aussetzungs- und/oder der Rechtsfolgenseite abweichend geregelt sein kön­
nen, situativ variabel und rechtlich flexibel geregelt werden kann. Die 
Praxis der Dauergenehmigungen ist darüber hinaus ein Beispiel für eine 
gefangenenfreundliche Ausübung des Ermessensspielraumes; sie kommt 
inzwischen auch in einigen anderen Bundesländern ohne ausdrückliche 
gesetzliche Regelung zum Einsatz.128

Deutlich anders stellt sich die Rechtslage bislang in Bayern dar. Der 
Zugang zu einem Telefon ist auf zweifache Weise limitiert: auf der Vor­
aussetzungsseite durch die Beschränkung auf dringende Fälle und auf der 
Rechtsfolgenseite durch eine restriktive Ermessensausübungspraxis. Ein 
dringender Fall wird beispielsweise dann bejaht, wenn eine den Gefange­
nen betreffende Angelegenheit durch Absendung eines Schreibens oder 
gar ein Zuwarten bis zum nächsten Besuchstermin nur mit erheblicher 
Verzögerung erörtert und deshalb nicht mehr adäquat geregelt werden 
kann. Diese Verzögerung muss für den Gefangenen mit ernsten Nachtei­
len verbunden sein, etwa in persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten. Selbst Telefongespräche mit Verteidiger oder Verteidige­
rin unterliegen offenbar dieser tatbestandlichen Einschränkung; hier wird 
Dringlichkeit von der Rechtsprechung etwa dann angenommen, wenn 
Gefangenen in einem Gerichtsverfahren eine Frist zur Stellungnahme 
gesetzt wurde.129 Selbst wenn ein dringender Fall vorliegt, besteht kein 

127 Ausführlicher zu Dauertelefongenehmigungen Perwein 1996 (noch bezogen auf 
den früheren bundesgesetzlichen Rechtsrahmen).

128 Siehe dazu unten Pkt. 2.1.3.
129 Siehe zum Ganzen Arloth in Arloth & Krä 2021, Art. 35 BayStVollzG Rn. 1 (mit 

zahlr. Rspr.-Bsp.).
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Anspruch, sondern lediglich ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Ent­
scheidung. Die Ausübung des Ermessens ist ebenfalls auf eine restriktive 
Praxis hin angelegt. Über die generelle konzeptionelle Präferenz der baye­
rischen Gesetzgebung für briefliche Kommunikation hinaus130 verfolgt das 
Land das Konzept der lückenlosen Überwachung des Telefongeschehens. 
Dazu heißt es in der Gesetzesbegründung: „Nicht nur aus Gründen der 
Sicherheit und Ordnung in der Anstalt, sondern auch aus behandlerischen 
Gründen muss die Anstalt wissen, wann und mit welchen Personen die 
Gefangenen Kontakt haben. Eine unkontrollierte Kommunikation mit Au­
ßenstehenden kann daher nicht zugelassen werden.“131 Die praktischen 
Konsequenzen werden explizit benannt: „Eine Kontrolle der Telefonge­
spräche in größerem Umfang wäre personell nicht leistbar. Sie werden 
daher auf dringende Fälle beschränkt.“132 Die Verwaltungsvorschriften 
zum BayStVollzG geben den Vollzugsanstalten keine weiteren ermessens­
leitenden Kriterien an die Hand.133 Die Möglichkeit, bei erschwerten oder 
unmöglichen Besuchen (etwa wegen weiter Entfernung) alle zwei bis drei 
Monate einmal zu telefonieren, gilt in der Praxis offenbar bereits als „regel­
mäßige Telefonate“.134

Neben den Basisnormen zur klassischen (Festnetz-)Telefonie verfügen 
mittlerweile alle Landesgesetze mit Ausnahme Bayerns über ergänzende 
Vorschriften für andere Formen der Telekommunikation. Damit wird der 
Weg zur Einführung zum Beispiel von Videotelefonaten135 eröffnet. Die 
Nutzung ist an Bedingungen geknüpft, die zwischen den Ländern variie­
ren. Die Nutzungserlaubnis ist durchweg ermessensgeleitet. Lediglich Nie­

130 Ergänzende Auskunft im Rahmen der Befragung des MPI. Der Ausnahmecha­
rakter der Telekommunikation wird auch dadurch symbolisiert, dass sie, anders 
als Besuch und Schriftwechsel, in der Überschrift des relevanten vierten Ab­
schnittes des BayStVollzG nicht einmal erwähnt wird.

131 Bayerischer Landtag, Drucksache 15/8101, S. 57, zit. nach Arloth, aaO.
132 Bayerischer Landtag, aaO. Ausführlich zu der Überwachungspraxis unten Pkt. 

4.
133 Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen Strafvollzugsgesetz (VVBayStVollzG) 

vom 1.7.2008, JMBl. S. 89; www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV
153983/true [September 2022].

134 Kritisch zu diesem Beispielsfall auch Laubenthal 2015, S. 287 (m.w.N.). Er weist 
deutliche Parallelen zu dem Sachverhalt in einem der Fälle aus dem aktuellen 
Verfahren auf.

135 In Niedersachsen wurde die Videotelefonie inzwischen explizit in das Gesetz 
aufgenommen; siehe § 33 Abs. 3 NJVollzG i.d.F. des Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und anderer Gesetze v. 17.5.2022, Nds. 
GVBl. S. 336.

2. Gesetzliche Regelungen zur Gefangenentelefonie und ihre praktische Umsetzung

36

https://doi.org/10.5771/9783748936824 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV153983/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV153983/true
https://doi.org/10.5771/9783748936824
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV153983/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV153983/true


dersachen sieht auch für diese Kommunikationsformen – wie bei der klas­
sischen Telefonie – die Möglichkeit von Einzel- wie von Dauernutzungs­
erlaubnissen vor. Der Einsatz von Telekommunikations-Systemanlagen, 
der auch technische Voraussetzung für den Betrieb der Haftraumtelefonie 
ist, ist bislang nur in Hessen und Nordrhein-Westfalen explizit gesetzlich 
verankert.

Schließlich lassen mittlerweile neun Landesgesetze in bestimmten Fäl­
len auch Ausnahmen von dem traditionell strengen Mobilfunkverbot136 

zu, und zwar in Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt allgemein im 
offenen Vollzug, in Baden-Württemberg und dem Saarland ausschließlich 
in Freigängerunterkünften. In Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen sind allgemeine anstaltseigene Regelungen zur Mobilfunknut­
zung möglich.137 Wie und in welchem Umfang diese Optionen aktuell 
genutzt werden, ist nicht bekannt.

Übersicht über die Rechtsgrundlagen zur Gefangenentelefonie in den 
16 Ländern

Land Rechtsgrundlage Voraus-
setzungen

Rechtsfolge 
(Anspruchsart)

Rahmenregelungen
– geförderte bzw.

privilegierte
Kommunikation*

– Beschränkungen**
Baden-
Württem-
berg

Telefongespräche:
§ 27 Abs. 1 JVollzGB III

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 19 Abs. 1 S. 1
B: § 19 Abs. 1 S. 2
C: § 20 Nr. 2
D: /

In Freigängerunter­
kunft kann Nutzung 
von Mobilfunk zugelas­
sen werden:
§ 22 Abs. 1 S. 2
JVollzGB I
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 27a JVollzGB III

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Bayern Ferngespräche:
Art. 35 Abs. 1
BayStVollzG

In dringenden 
Fällen

Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: Art. 26
B: /
C: Art. 28 Nr. 2
D: /

Tabelle 1:

136 Siehe dazu ausführlicher Laubenthal in Laubenthal et al. 2015, Abschn. E 
Rn. 104, 108. (m.w.N.).

137 Siehe auch Laubenthal 2015, S. 283 f.; ausführlicher zu Fragen der Nutzung von 
Mobiltelefonen im Strafvollzug Köhne 2015.
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Berlin Telefongespräche:
§ 33 Abs. 2 StVollzG 
Bln

Durch Vermitt­
lung der An­
stalt

Ermessen Verweis auf ausgewähl­
te Besuchsregelungen
(§§ 29 Abs. 5, 30, 31 
Abs. 5, 32);
A: § 28
B: /
C: § 30 Nr. 2
D: § 30 Nr. 3

Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 40 StVollzG Bln

Keine Ermessen Verweis je nach Ähnlich­
keit auf Regelungen für 
Besuche, Schriftwechsel 
oder Telefonate

Branden-
burg

Telefongespräche:
§ 38 Abs. 1
BbgJVollzG

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 33
B: § 34 Abs. 2
C: § 35 Nr. 2
D: § 35 Nr. 3

Im offenen Vollzug an­
staltseigene Regelung 
für Mobilfunk mög­
lich:
arg. § 118 BbgJVollzG
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 44 BbgJVollzG

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Bremen Telefongespräche:
§ 30 BremStVollzG

keine Grundsätzlich 
Ermessen
Bei Angehöri­
gen Anspruch

Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 25
B: § 26 Abs. 2
C: § 27 Nr. 2
D: § 27 Nr. 3 

Anstaltseigene Rege­
lung für Mobilfunk 
möglich:
§ 30 Abs. 3
BremStVollzG
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 36 BremStVollzG

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Hamburg Telefongespräche:
§ 32 Abs. 1
HmbStVollzG

Keine Ermessen Für Telefongespräche 
Verweis (nur) auf über­
wachungsfreien Schrift­
wechsel (§ 30 Abs. 2, 3);
A: /
B: § 26 Abs. 2
C: § 26 Abs. 6 Nr. 2
D: /

Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 32 Abs. 2
HmbStVollzG

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis
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Hessen Telefongespräche:
§ 36 Abs. 1 S. 1
HstVollzG
   
Einsatz von TK-
Systemanlagen:
§ 36 Abs. 3
HStVollzG

Telefonie:
keine
   
   
Abs. 3:
Einwilligung 
der Gef. und 
der Gesprächs-
partner in stich-
probenartige 
Überwachung

Ermessen Verweis auf ausgewähl­
te Besuchsregelungen
(§ 34 Abs. 4);
A: § 33 Abs. 1 S. 1
B: § 33 Abs. 1 S. 2
C: § 33 Abs. 2 Nr. 2
D: § 33 Abs. 2 Nr. 3

Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 36 Abs. 1 S. 2
HStVollzG

Aus wichtigen 
Gründen; durch 
Vermittlung und 
unter Aufsicht 
der Anstalt

Ermessen Für schriftliche Telekom­
munikation pauschaler 
Verweis auf die Vorschrif­
ten über den Schriftwech­
sel (§ 35)

Mecklen-
burg-
Vorpom­
mern

Telefongespräche:
§ 30 Abs. 1 StVollzG 
M‑V

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 25
B: § 26 Abs. 2
C: § 27 Nr. 2
D: § 27 Nr. 3

Anstaltseigene Rege­
lung für Mobilfunk 
möglich:
§ 30 Abs. 3 StVollzG 
M‑V
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 36 StVollzG M‑V

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Nieder-
sachsen

Einzelgespräche:
§ 33 Abs. 1 NJVollzG
   
   
Dauergenehmigung:
§ 33 Abs. 2 NJVollzG

Abs. 1:
in dringenden 
Fällen
   
Abs. 2: Einver­
ständnis mit 
Nutzungsbe­
dingungen

Abs. 1: Soll-
Vorschrift
   
   
Abs. 2: Ermes­
sen

Abs. 1: Verweis auf aus­
gewählte Besuchsrege­
lungen (§§ 26, 28 Abs. 1 
S. 2, Abs. 3, 4);
Abs. 2: soweit die Nut­
zungsbedingungen kei­
ne abweichenden Rege­
lungen enthalten: Ver­
weis auf Abs. 1;
A: /
B: /
C: § 26 Nr. 2
D: /

Andere Formen der
Telekommunikation,
insbes. Videotelefonie:
§ 33 Abs. 3 NJVollzG

Abs. 3: 
Sicherstellung
Sicherheit/Ord-
nung, Einver-
ständnis mit 
Nutzungsbedin­
gungen

Ermessen
   
Gestattung kann 
allgemein oder 
im Einzelfall er­
folgen

Abs. 3: Verweis je nach 
Ähnlichkeit auf Regelun­
gen für Besuch bzw. 
Schriftwechsel:
Vergleichbar mit Besuch: 
§ 33 Abs. 1 S. 2 bis 5
Vergleichbar mit Schrift­
wechsel: § 29 Abs. 2 u.
§§ 30 bis 32
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NRW Telefongespräche:
§ 24 Abs. 1 StVollzG 
NRW
   
   
   
   
   
   
   
   
Einsatz von TK-
Systemanlagen:
§ 24 Abs. 2 StVollzG 
NRW

Durch Vermitt-
lung der An­
stalt
Soweit es die 
räumlichen, 
personellen u. 
organisatori­
schen Verhält­
nisse der An­
stalt zulassen
   
Abs. 2:
Einwilligung 
der Gef. und 
der Gesprächs-
partner in unre­
gelmäßige 
Überwachung

Ermessen A: § 18 Abs. 1
B: § 18 Abs. 2, insbes. 
zu minderjährigen Kin­
dern
C: § 25 Nr. 2
D: § 25 Nr. 3

Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 27 StVollzG NRW

Keine Gefähr­
dung der Sicher­
heit und Ord­
nung der Anstalt

Ermessen § 27: Verweis je nach 
Ähnlichkeit auf Regelun­
gen für Besuch, Schrift­
wechsel oder Telefonge­
spräche

Rhein­
land-
Pfalz

Telefongespräche:
§ 37 Abs. 1 LJVollzG 
RP

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 32
B: § 33 Abs. 2, 3, insbes. 
zu Kindern unter 18 J.
C: § 34 Nr. 2
D: § 34 Nr. 3

Anstaltseigene Rege­
lung für Mobilfunk 
möglich:
§ 115 Abs. LJVollzG 
RP
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 43 LJVollzG RP

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Saarland Telefongespräche:
§ 30 Abs. 1
SLStVollzG

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 25
B: § 26 Abs. 2, insbes. 
zu Kindern
C: § 27 Nr. 2
D: § 27 Nr. 3

In Freigängerunter­
kunft kann Nutzung 
von Mobilfunk zugelas­
sen werden:
§ 1 SJVollzSichG
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 36 SLStVollzG

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis
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Sachsen Telefongespräche:
§ 30 Abs. 1
SächsStVollzG
   
Einsatz von TK-
Systemanlagen:
§ 30 Abs. 3
SächsStVollzG

Keine Ermessen Verweis auf ausgewähl­
te Besuchsregelungen
(§§ 27 – 29);
A: § 25 S. 1
B: § 25 S. 2
C: § 27 Nr. 2
D: § 30 Abs. 1 S. 3

Im offenen Vollzug an­
staltseigene Regelung 
für Mobilfunk mög­
lich:
§ 30 Abs. 4
SächsStVollzG
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 36 SächsStVollzG

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

Sachsen-
Anhalt

Einzelgespräche:
§ 37 Abs. 1 JVollzGB I 
LSA
   
Dauergenehmigung:
§ 37 Abs. 2 JVollzGB I 
LSA

Abs. 1:
in dringenden 
Fällen
   
Abs. 2: Einver­
ständnis mit 
Nutzungsbe­
dingungen

Abs. 1: Soll-
Vorschrift
   
   
Abs. 2: Ermes­
sen

Verweis auf ausgewähl­
te Besuchsregelungen
(§§ 34 und 35 Abs. 2, 
4);
A: § 32
B: § 33 Abs. 2 S. 1, 
Abs. 3
C: § 34 Nr. 2
D: § 34 Nr. 3

Im offenen Vollzug 
kann Nutzung von Mo­
bilfunk zugelassen wer­
den: § 117 Abs. 1 S. 2 
JVollzGB I LSA
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 43 JVollzGB I LSA

Sicherstellung
Sicherheit/Ord-
nung, Einver­
ständnis mit 
Nutzungsbedin­
gungen

Ermessen Nutzungsbedingungen 
dürfen den Regelungen 
über den Schriftwechsel, 
Besuch und Telefonge­
spräche nicht entgegenste­
hen

Schles-
wig-
Holstein

Telefongespräche:
§ 46 Abs. 1 LStVollzG 
SH

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 41
B: § 42 Abs. 2
C: § 43 Abs. 1 Nr. 2
D: /

Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 52 LStVollzG SH

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen
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Thürin­
gen

Telefongespräche:
§ 38 Abs. 1
ThürJVollzGB

Keine Ermessen Pauschalverweis auf
Besuchsregelungen;
A: § 33
B: § 34 Abs. 2, 3, insbes. 
leibliche und Adoptiv-
kinder unter 14 Jahren
C: § 35 Nr. 2
D: § 35 Nr. 3

Anstaltseigene Rege­
lung für Mobilfunk 
möglich:
§ 116 Abs. 1
ThürJVollzGB
Andere Formen der
Telekommunikation:
§ 44 ThürJVollzGB

Keine Ermessen Für andere Formen 
der Telekommunikation 
Pauschalverweis

*) A = Allgemeine Kontaktförderungspflicht bzw. Recht auf Kontakte mit der Au­
ßenwelt; B = Förderungspflicht für Kontakte zu Angehörigen und/oder Personen, 
von denen ein günstiger Einfluss auf die Gefangenen erwartet werden kann; C = 
Angehörigenprivileg begrenzt Möglichkeit zu Besuchsverbot bzw. Gesprächsunter­
sagung auf Gründe der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt.
**) D = Explizite Ermächtigung zur Untersagung von Kommunikation mit Opfern 
der Bezugsstraftat(-en).

Weitere Regeln zur Gefangenentelefonie

Die Gefangenentelefonie ist systematisch überall in das umfassendere Nor­
mengefüge zu den – verschiedenen – Kontakten der Gefangenen mit der 
Außenwelt eingebettet. Dies ist sachgerecht; denn die Gefangenen haben 
einen expliziten Anspruch auf Kontakte mit der Außenwelt. Bachmann 
weist darauf hin, dass gerade auch der historischen Leitentscheidung des 
BVerfG zu dem Erfordernis einer gesetzlichen Regulierung des Strafvollzu­
ges aus dem Jahr 1972138 ein Sachverhalt zur Kommunikation mit der 
Außenwelt zugrunde lag.139 Als Kontaktformen stehen neben dem Telefo­
nieren das Absenden und der Empfang von Briefen sowie der Empfang 
von Besuchen zur Auswahl,140 und zwar nebeneinander. Aus der Veran­
kerung der Außenkontakte im allgemeinen Persönlichkeitsrecht141 ergibt 
sich nach Auffassung der Verf. auch, dass Gefangene jedenfalls grundsätz­
lich eine Wahl zwischen den verschiedenen Kontaktmöglichkeiten haben 
müssen. Weder kann die Nutzung einer bestimmten Kontaktform eine 
andere per se begrenzen oder gar ausschließen, noch kann die Vollzugsver­

2.1.2.3

138 BVerfG v. 14.3.1972 – 2 BvR 41/71, BVerfGE 33, S. 1.
139 Bachmann 2015, S. 120.
140 Siehe oben Pkt. 2.1.1.
141 Art. 2 Abs. 1 GG; vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats v. 

29.6.1995 – 2 BvR 2651/94, ZfStrVo 1996, S. 174 f.
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waltung a priori eine bestimmte Variante generell vorschreiben oder ver­
wehren (und sei es nur durch den Aufbau rechtlicher oder administrativer 
Hürden, die die Nutzungsmöglichkeit so weit einschränken, dass ein be­
stimmter Kommunikationsweg faktisch versperrt ist). Dieser Ansatz liegt 
im Übrigen auch den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen zugrunde.142 

Aus der Untersuchung von Fährmann ergibt sich in diesem Zusammen­
hang, dass der aus der Resozialisierungsperspektive empfehlenswerte (Min­
dest-)Umfang an sozialen Kontakten überhaupt nur durch die kumulierte 
Ausübung aller drei Kontaktformen erreicht werden kann.143

Für die nähere Ausgestaltung der Gefangenentelefonie verweisen die ge­
setzlichen Regeln durchweg auf die allgemeinen und besonderen Bestim­
mungen zu den intramuralen Außenkontakten. Dies betrifft namentlich 
die Vorschriften zur Überwachung, zur Untersagung von Telefonaten und 
deren Abbruch sowie zur eventuellen Privilegierung bestimmter Kontak­
te.144 Die jeweils einschlägigen Regeln sind in Spalte 5 von Tabelle 1 
systematisiert. In der Mehrzahl der Landesgesetze finden sich pauschale 
Verweise auf die Regelungen zum Besuch, in einigen werden lediglich 
bestimmte ausgewählte Besuchsregelungen aufgenommen. Abweichend 
hiervon hat Nordrhein-Westfalen die Telefonie umfassend geregelt und 
verzichtet gänzlich auf entsprechende Verweise, während Hamburg auf ei­
nige Regeln zum Schriftverkehr verweist. Drei Regelungsvarianten können 
im Hinblick auf die anderen Formen der Telekommunikation unterschie­
den werden. In einigen Ländern verweist das Gesetz pauschal auf die Rege­
lungen zur klassischen Telefonie, in einigen anderen auf diejenigen zum 
Besuch; eine dritte Gruppe hat schließlich ein flexibles Konzept verankert: 
Je nach der Eigenart einer solchen neuartigen Kommunikationstechnik 
und ihrer Ähnlichkeit zu den bereits bestehenden Grundformen können 
dann die Regeln für Briefwechsel, Besuch und/oder Schriftverkehr zur 
Anwendung kommen.

Aus der rechtsvergleichenden Analyse ergibt sich im Übrigen, dass die 
Mehrzahl aller Landesgesetze eine allgemeine Kontaktförderungspflicht 
normiert hat (siehe Tabellenspalte 5, Merkmal A). In der Mehrzahl der 
Gesetze tritt eine spezifische Pflicht zur Förderung von Kontakten zu 
Angehörigen und/oder Personen, von denen ein günstiger Einfluss auf 
Gefangene erwartet werden kann, ergänzend hinzu (Merkmal B); einige 
Bundesländer heben dabei den Kontakt zu Kindern besonders hervor. Na­

142 Siehe dazu ausführlich die Ausführungen unter Pkt. 2.2.
143 Fährmann 2019, S. 121 ff.
144 Zum Ganzen z.B. Laubenthal 2015, S. 277 ff.
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mentlich in Bayern, Berlin und Niederachsen fehlt eine vergleichbare Be­
stimmung. Flächendeckend verankert ist das sog. Angehörigenprivileg,145 

das die Beschränkung von Kontakten begrenzt (Merkmal C). In elf Bun­
desländern existiert darüber hinaus eine explizite Ermächtigung zur Unter­
sagung von Kommunikation mit Opfern der Bezugsstraftat (Merkmal D).

Aus den verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen können einige Eck­
punkte verallgemeinert werden:
– pauschale Verweise auf Besuchsregelungen erstrecken sich nicht auf die 

zeitliche Komponente in Gestalt der gesetzlich garantierten Mindestbe­
suchszeit;146

– in allen Fällen kommen zwei Spuren der Beschränkung bzw. Versa­
gung von Kommunikation mit bestimmten Personen in Betracht: Si­
cherheit oder Ordnung der Anstalt sowie schädlicher Einfluss auf die 
Gefangenen bzw. die Gefährdung des Behandlungsauftrages.

Die zweite Fallgruppe ist – wie erwähnt – in allen sechszehn Landesge­
setzen eingeschränkt durch das Angehörigenprivileg, wonach die auf die 
persönliche Entwicklung der Gefangenen ausgerichteten Beschränkungs- 
bzw. Versagungsmöglichkeiten (schädlicher Einfluss, Gefährdung der Re­
sozialisierung) nicht aktiviert werden können. In Zusammenschau mit 
der allgemeinen Kontaktförderungspflicht kann sich der Anspruch auf 
fehlerfreie Ermessensausübung namentlich (aber nicht nur) bei Angehöri­
genkontakten zu einem echten Anspruch verdichten.147 Im Hinblick auf 
familiäre Kontakte weisen Sandmann & Knapp ergänzend auf die Bedeu­
tung praktischer Erschwernisse für Besucherinnen und Besucher der Ge­
fangenen durch die notwendigen Kontrollprozeduren hin, die besonders 
für Kinder eine zusätzliche Belastung sein können;148 diese entfallen bei 
Telefonaten selbstredend. Art. 6 GG gewährt Kontakte zur Familie außer­
dem nicht nur in dringenden Fällen, sondern schützt den regelmäßigen 
Kontakt.149 Ein Telefonat alle zwei bis drei Monate150 ist sicherlich kein 
regelmäßiger Kontakt in diesem Sinne.

145 Siehe zum Angehörigenprivileg bspw. Schwind in Schwind et al. 2013, § 25 
Rn. 10.

146 Vgl. Laubenthal 2015, S. 277.
147 Vgl. z.B. Laubenthal 2015, S. 276; Laubenthal 2019, Rn. 505 (jew. m.w.N.)
148 Sandmann & Knapp 2018, S. 178.
149 Vgl. z.B. Hirsch 2003, S. 178.
150 Siehe oben Fn. 134.
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Des Weiteren sind als Ermessenskriterien anerkannt:151

– eingeschränkte Besuchsmöglichkeiten (Umstände der Anreise wie Ent­
fernung, Reisefähigkeit von Besuchspersonen etc.),

– Besuchsfrequenz,
– Vollzugsart (im geschlossenen Vollzug erscheinen Außenkontakte ge­

nerell dringlicher als im offenen),
– Schreibfähigkeit von Gefangenen (Analphabetentum, Schreibschwä­

chen etc.),
– divergierende Sicherheitserfordernisse.
Nicht zulässig sind ausweislich verfassungsgerichtlicher Entscheidungen 
namentlich rein geschlechtsspezifische Ermessenserwägungen152 oder die 
generelle Sperrung von Anrufen zu Behörden oder Gerichten.153

Fazit

Gefangene in Bayern haben im Vergleich zu Gefangenen in den anderen 
Bundesländern von Rechts wegen signifikant weniger Gelegenheiten zum 
Telefonieren. Indem das BayStVollzG den Zugang zur Telefonie auf drin­
gende Fälle beschränkt, bleibt es in der inhaltlichen Substanz sogar hin­
ter dem alten Bundesrecht zurück. Die festgestellten Unterschiede werfen 
daher die Frage auf, ob sich der Haftalltag der Gefangenen in Bayern qua­
litativ so wesentlich unterscheidet, dass das verfassungsrechtliche Gleich­
behandlungsgebot aus Art. 3 GG sowie das Grundrecht auf Resozialisie­
rung154 verletzt sein könnte. Im Kontext des Vollzuges der Freiheitsstrafe 
stellt sich darüber hinaus die Frage nach einer möglichen Kollision des 
bayerischen Strafvollzugsrechts mit dem ebenfalls bundesrechtlich deter­
minierten Konzept der Einheitsfreiheitsstrafe, soweit es auf den Vollzug 
ausstrahlt.155

Diese Fragen sind – über die konkreten Rechtsfälle hinaus – von grund­
sätzlicher Bedeutung für die weitere Entwicklung des Strafvollzugsrechts 

2.1.2.4

151 Ausführlicher Laubenthal 2015 (m.w.N.).
152 BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats v. 7.11.2008 – 2 BvR 

1870/07, NJW 2009, 661.
153 BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats v. 29.2.2012 – 2 BvR 

309/10, BeckRS 2012, 51068.
154 Siehe oben Pkt. 1.2.1.
155 § 38 StGB. Siehe hierzu BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 5.2.2004 – 2 

BvR 2029/01 – BVerfGE 109, S. 133 ff., 176 f. (Ablehnung der sog. schulddiffe­
renzierenden Vollzugsgestaltung).
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in Deutschland nach dem Wegfall der bundesrechtlichen Kodifikation. Je 
nachdem, wie sich das BVerfG in den anhängigen Verfahren positionieren 
wird, könnte sich der Vollzugsalltag für die Gefangenen eher angleichen 
oder eventuell (noch) weiter auseinanderentwickeln. Das aktuelle Beispiel 
der Gefangenentelefonie ist im Hinblick auf die große Bedeutung der tele­
fonischen Kommunikationsmöglichkeiten im heutigen Alltagsleben ein 
besonders praxisrelevantes Beispiel, bei dem die Unterschiede für alle Be­
teiligten besonders spürbar sein können.

Praxis

Die Organisation der Gefangenentelefonie hat sich im Zuge der grundle­
genden technischen Innovation im Bereich der Telekommunikation eben­
falls deutlich verändert. In der Praxis gehen die Möglichkeiten der Gefan­
genen in aller Regel deutlich über das gesetzlich Vorgesehene hinaus. In 
nahezu allen Bundesländern gehört das Telefonieren, im Rahmen des in­
dividuellen finanziellen Spielraums der Gefangenen,156 mittlerweile zum 
Standard. Mitunter findet gar eine einzelfallbezogene Prüfung im Rah­
men der gesetzlich eigentlich vorgesehenen Ermessensentscheidung nicht 
mehr statt. Die Gefangenen haben in diesen Fällen ein Stück Autonomie 
erlangt, das sich von dem ansonsten eher strengen Reglement des Haftall­
tages abhebt. Die Situation wird auch in den Standardkommentaren nur 
sehr unzureichend abgebildet.157 Der aktuelle Status Quo wurde daher auf 
der Grundlage einer aktuellen fragebogengestützten Recherche bei den 
zuständigen Aufsichtsbehörden (Landesministerien bzw. Senatsverwaltun­
gen) ermittelt.158

2.1.3

156 Alle 16 Bundesländer haben die grundsätzliche Kostentragungspflicht in ihren 
Strafvollzugsgesetzen explizit geregelt; vgl. Laubenthal in Laubenthal et al. 2015, 
Abschn. E Rn. 109.

157 Vgl. exemplarisch Laubenthal 2019, Rn. 504; ausführlichere praxisbezogene Dar­
stellungen z.B. bei Fährmann 2019, S. 90 ff. u. 94 ff.

158 Nachfolgend: „Befragung MPI“; siehe Anhang 3. Der Fragebogen wurde speziell 
für die Stellungnahme zum BVerfG entwickelt. Abgefragt wurden explizit auch 
temporäre pandemiebedingte Veränderungen in der Praxis, die den aktuellen 
Status Quo reflektieren und gegebenenfalls mit den Sachverhalten der aktuellen 
Fälle kontrastieren. Insgesamt 13 Bundesländer haben Informationen beigesteu­
ert; das entspricht einem Rücklauf von 81 %. Lediglich Hessen, Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz haben sich nicht beteiligt.
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Technische und organisatorische Rahmenbedingungen

Der Spielraum und die konkreten Rahmenbedingungen für die Liberali­
sierung des Telefonregimes werden ganz wesentlich von den technischen 
Rahmenbedingungen determiniert. Hier hat sich die Situation in zahlrei­
chen Bundesländern infolge der Auslagerung der Gefangenentelefonie an 
private Anbieter grundlegend verändert. Diese bieten in der Regel ein Ge­
samtpaket an, das nicht nur die Bereitstellung der technischen Ausstattung 
(Telefonanlagen) umfasst, sondern darüber hinaus auch die gesamte Ad­
ministration, insbesondere die Verwaltung der Gebührenkonten der Ge­
fangenen, das technische Management zugelassener oder nicht zugelasse­
ner Kontakte159 sowie die Überwachung. Spezialisierte Anbieter160 haben 
automatisierte Softwarelösungen entwickelt, die auf der Basis abstrakter 
Parameter nach bestimmten Auffälligkeiten suchen.161 Die Überwachung 
selbst kann wahlweise anstaltsintern oder anbieterseits erfolgen. Im letzte­
ren Fall erfolgt (nur dann) eine Meldung an den Leiter Sicherheit der 
betroffenen Anstalt, wenn eine Auffälligkeit festgestellt wird;162 damit 
ist zugleich ein signifikanter Entlastungseffekt für das Anstaltspersonal 
verbunden.163

Die implementierten Systeme sind – auch zwischen einzelnen Anstalten 
innerhalb desselben Bundeslandes – zumeist vielfältig. Die jeweiligen Ein­
richtungen hängen u.a. von den allgemeinen baulichen Gegebenheiten 
und Anpassungsmöglichkeiten ab. Unter Umständen laufen verschiedene 
Systeme auch parallel. So wurde beispielsweise aus Sachsen berichtet, 
dass die schon seit langer Zeit vorhandenen Gangtelefone auch dann 
weiterbetrieben werden sollen, wenn moderne Haftraumtelefonsysteme 
eingerichtet worden sind.164 Diese stellen etwa bei Mehrfachbelegung von 
Hafträumen weiterhin eine wichtige Ausweichmöglichkeit dar. Darüber 
hinaus dürfen Gefangene in bestimmten Fällen auch weiterhin Dienstte­
lefone, z.B. von Seelsorgerinnen oder Seelsorgern, nutzen. Diese letztere 
Alternative war traditionell und ist auch heute unter Umständen die ein­

2.1.3.1

159 Siehe zu Schwarz- bzw. Weißlistverfahren unten Pkt. 4.1.
160 Einer der derzeit führenden Anbieter in diesem Bereich ist das Unternehmen 

Telio.
161 Vgl. Fährmann 2019, S. 9 ff.
162 Mündliche Auskunft der zuständigen Senatsverwaltung Berlin; als konkretes 

Beispiel wurde auf ein auffälliges Muster im Anrufverhalten mehrerer Gefange­
ner verwiesen.

163 In diesem Sinne auch Laubenthal 2019, Rn. 504.
164 Befragung MPI.
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zige kurzfristige Möglichkeit für außenstehende Angehörige, Gefangene 
ausnahmsweise, etwa in einer plötzlichen Krisensituation, anzurufen. Die 
traditionell einseitige Richtung des Telekommunikationsverkehrs aus der 
JVA nach draußen, aber nicht in die JVA hinein, prägt die Situation im 
Regelstrafvollzug weithin.165

Insgesamt dominiert in der Mehrzahl der Bundesländer noch die tradi­
tionelle Gang- bzw. Stationstelefonie; in einzelnen Anstalten oder Abtei­
lungen stehen mitunter auch Wohngruppentelefone zur Verfügung. Deut­
lich ausgeweitet wurde inzwischen auch die Haftraumtelefonie. In acht 
der dreizehn teilnehmenden Bundesländer sind entsprechende Systeme 
inzwischen im Einsatz, überwiegend zunächst nur in einzelnen Anstalten. 
Einige Länder planen die sukzessive flächendeckende Einführung.166 Hier­
zu wurde, durchaus exemplarisch für einige weitere Länder, von dem 
zuständigen Ministerium in Mecklenburg-Vorpommern erläutert, dass mit 
der Einführung der Haftraumtelefonie die zeitliche Begrenzung der Tele­
fongelegenheiten auf die festgelegten Aufschlusszeiten entfalle: „Mit der 
Haftraumtelefonie wird erreicht, dass die Gefangenen Telefongespräche 
nicht nur zu festgelegten Zeiten, sondern individuell auf die jeweiligen 
Lebensumstände der Angerufenen zugeschnitten und dabei auch zuneh­
mend in den Abendstunden führen können. Dies ist der Beweggrund 
für die sukzessive Einführung der Haftraumtelefonie mit dem Ziel, allen 
Gefangenen diese Möglichkeit zur Verfügung zu stellen.“167 Als weiterer 
positiver Folgeeffekt ergibt sich darüber hinaus eine situative Entspannung 
beim Zugang zum Telefon. Mit der individuellen Verfügbarkeit entfallen 
mögliche Zugangskonflikte, wenn mehrere oder eine Vielzahl von Gefan­
genen gleichzeitig das (mitunter einzige zugängliche) Gangtelefon nutzen 
möchten. In einigen Ländern, namentlich Baden-Württemberg und Nord­
rhein-Westfalen, ist die Haftraumtelefonie bislang ausschließlich in der 
Sicherungsverwahrung im Einsatz. Multimediasysteme im Haftraum, die 
zusätzlich zur klassischen Telefonie auch weitere Anwendungen erlauben, 
wurden bislang lediglich in drei Bundesländern erprobt; in Thüringen 
wurden die Möglichkeiten teilweise wieder reduziert.168 Gemeinschaftli­

165 Lediglich in der Sicherungsverwahrung ist in einigen Bundesländern Telefon­
verkehr in beide Richtungen möglich, sodass die Untergebrachten dort auch 
von außen angerufen werden können.

166 Zum Zeitpunkt der Befragung war in einigen Ländern das erforderliche Aus­
schreibungsverfahren in Vorbereitung oder bereits laufend.

167 Befragung MPI.
168 Befragung MPI.
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che Multimediasysteme stehen ausweislich der Angaben nirgends zur Ver­
fügung.

Die Art der Telefonsysteme determiniert auch die möglichen Telefonzei­
ten. Während Gangtelefone wie erwähnt nur während der Aufschlusszei­
ten zugänglich sind, können Telefone im Haftraum grundsätzlich jederzeit 
genutzt werden. Dieses Bild bestätigt sich auch in den Befragungsergebnis­
sen. Während der Freizeit ist das Telefonieren flächendeckend erlaubt, in 
einigen Bundesländern während der gesamten Aufschlusszeit. Haftraumte­
lefone dürfen, soweit verfügbar, grundsätzlich zu jeder Tageszeit außer der 
Ruhezeit genutzt werden (in der Regel ab 23:00 Uhr). Lediglich Schleswig-
Holstein meldet eine allgemeine 24-stündige Verfügbarkeit des Systems 
als Grundsatz,169 während in einigen weiteren Ländern die nächtliche 
Beschränkung temporär bis zum Ende der Pandemie suspendiert wurde.170

In einigen wenigen Ländern ist auch die Nutzung von individuel­
len Mobiltelefonen gestattet. In Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein gilt dies ausschließlich im offenen Vollzug, während 
Bremen und Hamburg diese Möglichkeit als zusätzliche Option während 
der Corona-Pandemie erlaubt haben.

Bildtelefonie, zumeist Skype, dessen Vorteil darin liegt, dass es auch auf­
seiten der „Besuchsgegenüber“171 ohne zusätzlichen technischen Aufwand 
auf den verbreiteten stationären und mobilen Geräten nutzbar ist,172 ist 
mittlerweile in allen teilnehmenden Bundesländern verfügbar, auch in 
Bayern. Dort, wo die entsprechende Technik bereits vorher in Erprobung 
war, wurden die Kapazitäten mit Beginn der Pandemie erhöht. Zumeist 
wurden die entsprechenden Plätze im Besucherbereich installiert. In ei­
nigen bayerischen Justizvollzugsanstalten können nach Auskunft des Jus­
tizministeriums auch stationäre Computer, Laptops oder Tablets in den 
Abteilungen zur Videotelefonie genutzt werden, wenn solche vorhanden 
sind.173 Einige Ministerien haben ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die Videotelefonie in der aktuellen Situation rechtlich nicht als (ergän­

169 Befragung MPI.
170 Z.B. Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern; Befragung MPI.
171 Puchta 2021, S. 104; die Autorin weist darauf hin, dass vor allem ältere Famili­

enangehörige – jedenfalls in der Anfangszeit der Pandemie – unabhängig von 
der Verfügbarkeit der erforderlichen Technik des Öfteren auch grundsätzliche 
Vorbehalte gegen diese Kommunikationsart hatten bzw. haben. Die private 
Ausstattung betroffener Haushalte mit multimediafähigen Computern kann im 
Übrigen auch soziale Fragen berühren.

172 Vgl. dazu auch Pucks 2021.
173 Befragung MPI.
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zende) Variante der Telefonie behandelt werde, sondern als Ersatz für Ge­
fangenenbesuche, die pandemiebedingt nicht stattfinden können oder ein­
geschränkt waren bzw. sind.

Entscheidungspraxis

Auch die Antragsverfahren und Entscheidungsroutinen unterscheiden sich 
deutlich. Anders als es die Gesetzesübersicht erwarten ließe, praktizieren 
nur wenige Bundesländer noch das im früheren StVollzG und seinen 
Nachfolgegesetzen vorgesehene Einzelantragsverfahren; nach den Befra­
gungsergebnissen steht Bayern mit dieser Praxis inzwischen nahezu allei­
ne.174 Am weitesten verbreitet ist demgegenüber die Praxis zur Erteilung 
von Dauertelefongenehmigungen in unterschiedlicher Ausprägung. Die 
maßgebliche Ermessensentscheidung bezieht sich in diesen Fällen von 
vornherein nicht auf einzelne Telefonkontakte, sondern auf das gesamte 
Kommunikationsverhalten des oder der individuellen Gefangenen. Bean­
tragt werden muss dann nicht mehr ein Telefongespräch, sondern der 
regelmäßige Kontakt zu bestimmten Personen oder der Telefonzugang 
insgesamt. Vereinzelt wird auch ganz auf einen Antrag verzichtet. In 
diesem Sinne wird beispielweise in einigen Berliner Einrichtungen im Zu­
ge des Aufnahmeverfahrens routinemäßig der individuelle Zugangscode 
(PIN-Nummer) zugeteilt und freigeschaltet; eine ähnliche Praxis wurde 
aus Bremen gemeldet.175 Der Schwerpunkt der individuellen Entschei­
dungsbedarfe verschiebt sich mithin zunehmend von der Zulassungs- auf 
die Reaktionsebene und konzentriert sich dann auf Fälle missbräuchlicher 
bzw. sicherheits- oder ordnungsrelevanter Nutzung der Telekommunikati­
onsmöglichkeiten. Diese Entwicklung weg von den massenhaften Ex-ante- 
und hin zu anlassbezogenen Ex-post-Entscheidungen kann verschiedene 
positive Folgeeffekte mit sich bringen: Aus der Adressatenperspektive 
ergibt sich aus dem partiellen Kontrollverzicht für die Gefangenen ein 
Freiheits- und Autonomiezugewinn; aus der Resozialisierungsperspektive 
ergeben sich zusätzliche behandlerische Ansatzpunkte durch die Nutzbar­

2.1.3.2

174 Niedersachsen, dessen Justizvollzugsgesetz ähnlich dem bayerischen Einzeltele­
fonate de lege lata in der Grundvariante ebenfalls nur in dringenden Fällen 
vorsieht (siehe oben 2.1.2.2), hat wie erwähnt nicht an der MPI-Befragung 
teilgenommen (siehe oben Fn. 158).

175 Befragung MPI.
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machung des Telekommunikationsverhaltens für die Resozialisierung;176 

schließlich ergibt sich aus der ökonomischen Perspektive eine spürbare 
Reduktion des administrativen Aufwandes. Aus dem thüringischen Justiz­
ministerium wurde zu dem letzteren Aspekt angemerkt, dass mit der geän­
derten Praxis das frühere umständliche Verfahren der Einzelbeantragung 
von Telefonaten und deren Durchführung über den Sozialdienst „zu fast 
100 Prozent“ entbehrlich geworden sei.177

Einzelanträge sind gleichwohl nicht gänzlich obsolet. Sie können dann 
relevant werden, wenn Gefangene über die zulässigen Kontingente hinaus 
telefonieren möchten, etwa wenn das aktuelle Budget erschöpft ist oder 
wenn die Anzahl der allgemein oder individuell gestatteten Kontakte 
(Zielnummern) ausgeschöpft ist. Die einzelfallbezogene Zuteilung wird 
darüber hinaus für die Videotelefonie praktiziert.

Entscheidungskriterien

Unabhängig davon, ob es um Einzel- oder Dauergenehmigungen geht, 
müssen stets die Umstände des Einzelfalles berücksichtigt werden. Dies 
schließt auch die ausnahmsweise erlaubten Ad-hoc-Telefonate von Dienst­
telefonen ein. Die hierbei potenziell relevanten Ermessenskriterien sind 
vielfältig. Alle in dem Fragebogen178 exemplarisch aufgeführten Beispiele 
wurden mindestens einmal bestätigt. Berücksichtigung finden danach be­
sonders häufig die folgenden Aspekte:
– Anwaltsgespräche,
– dringende familiäre Angelegenheiten,
– Angehörige im Ausland,
– Angehörige mit eingeschränkter Mobilität bzw. Reisefähigkeit,
– räumliche Entfernung allgemein,
– Unterbringung im geschlossenen Vollzug,
– gesundheitliche bzw. psychische Verfassung der Gefangenen,

2.1.3.3

176 Nach Auskunft der Senatsverwaltung Berlin können problematische Verhal­
tensweisen im Zusammenhang mit der Telekommunikation, z.B. telefonische 
Belästigung der Ex-Partnerin, nach fruchtloser erster Aufforderung zur freiwil­
ligen Verhaltensänderung in den Vollzugsplangesprächen aufgegriffen und 
mit den Gefangenen konkret besprochen werden. Siehe dazu auch oben Pkt. 
1.2.2.4.

177 Befragung MPI.
178 Siehe Anhang 3.
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– Resozialisierungsförderung,
– Entlassungsvorbereitung.
Eher wenig oder nur vereinzelte Bestätigung haben neben der
– voraussichtlichen Aufenthaltsdauer im Vollzug
die auf das Vorverhalten bezogenen Beispiele erhalten:
– beanstandungsfreies Vorverhalten des/der Gefangenen beim Telefonie­

ren,
– beanstandungsfreies Vorverhalten der Zielperson beim Telefonieren,
– beanstandetes Vorverhalten des/der Gefangenen beim Telefonieren,
– beanstandetes Vorverhalten der Zielperson beim Telefonieren.
Problematisches (Vor-)Verhalten des oder der Gefangenen bzw. im Ein­
zelfall auch der Zielperson kann – neben den stets relevanten Aspekten 
der Sicherheit und Ordnung – vor allem bei den Ex-post-Entscheidungen 
nach Missbrauch (Gesprächsabbruch, temporäre oder dauerhafte Sperrung 
einzelner Zielnummern bzw. des Telefonkontos oder des Zugangschips 
insgesamt, Widerruf einer Dauertelefongenehmigung etc.) zum Tragen 
kommen.

Große Bedeutung kommt hinsichtlich der externen Kommunikations­
partner und -partnerinnen der Angehörigeneigenschaft zu. Deren privile­
gierte Stellung wird in den maßgeblichen Bestimmungen zur Gefangen­
entelefonie zwar nicht ausdrücklich adressiert; über die gesetzlichen Ver­
weise zu den einschlägigen Besuchs- und Postregelungen ist sie freilich 
in allen Bundesländern relevant: In Bezug auf bestimmte Angehörige ist 
die Untersagung von Briefen bzw. Besuchen ungeachtet eines möglichen 
schädlichen Einflusses auf den Gefangenen oder dessen Resozialisierung 
nicht statthaft – dies ist auf Telefonkontakte entsprechend zu übertra­
gen.179 Über ihren unmittelbaren Anwendungsbereich hinaus erwächst 
aus der Ratio dieser Regelungen in der Praxis ein weithin anerkannter 
Grundsatz zur Priorisierung von Angehörigenkontakten. Dies ergibt sich 
auch aus der Befragung des MPI. Die Antworten verweisen auf das be­
sondere Gewicht des Angehörigenverhältnisses bei den Ermessensentschei­
dungen – über die gesetzlich ausdrücklich normierten (negativen) Ent­
scheidungskontexte hinaus.180 Ungeachtet der ansonsten restriktiven Tele­
fongenehmigungspraxis kann der Angehörigenstatus grundsätzlich auch 

179 Siehe zum Angehörigenprivileg oben Pkt. 2.1.2.3.
180 Bei Entscheidungen zu Videokontakten (als Besuchsersatz) in direkter, ansons­

ten in analoger Anwendung.
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in Bayern Berücksichtigung finden.181 In einigen Ländern wird nicht oder 
nicht ausschließlich auf die rechtliche Angehörigeneigenschaft182 abge­
stellt; auch nicht verwandte Personen können Hauptbezugsperson für 
einen intensivierten persönlichen Gedankenaustausch sein.183/184

Die zusätzliche Frage, ob auch das potenzielle Bedürfnis externer An­
gehöriger – Partnerin, Partner, Kind, betagte Eltern etc. – nach telefoni­
schem Kontakt mit Gefangenen bei der Ermessensentscheidung berück­
sichtigt wird, wurde uneinheitlich beantwortet: In einigen Ländern kann 
dieser Aspekt mit in Betracht gezogen werden, namentlich im Zusammen­
hang mit Videotelefonaten; in einigen anderen Ländern gilt die Perspekti­
ve Außenstehender nicht als vollzugsrechtliches Ermessenskriterium.185

Umfang der Gefangenentelefonie

Erhebliche Unterschiede wurden bei der Umfrage auch im Hinblick auf 
den Umfang der erlaubten Telefongespräche evident. Dies ist zugleich der 
Bereich, in dem signifikante Unterschiede zwischen dem Normalbetrieb 
und den Perioden pandemiebedingter Restriktionen festzustellen sind. 
Neben der kurzfristigen Zurverfügungstellung von Videotelefontechnik 
wurde in nahezu allen Bundesländern der Umfang der zulässigen Telefon­
gespräche temporär erhöht, und zwar unabhängig von den jeweils prakti­
zierten allgemeinen Regelungsgrundsätzen.

2.1.3.4

181 Befragung MPI. In den Fällen der Beschwerdeführer kam dieser Gesichtspunkt 
freilich nicht zum Tragen

182 In Frage kommen Art. 6 GG, § 11 Abs. 1 Nr. 1a bzw. 1b StGB oder § 52 Abs. 1 
StPO.

183 Das BVerfG hat in anderem Kontext das Recht der Gefangenen auf ungefilter­
ten persönlichen Gedankenaustausch im Rahmen einer durch das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht besonders geschützten Vertrauensbeziehung zu einer Be­
zugsperson jenseits der durch Art. 6 GG definierten Personengruppe anerkannt; 
maßgebliches verfassungsrechtliches Kriterium ist dabei der Charakter der Ver­
trauensbeziehung; siehe BVerfG (1. Kammer des Ersten Senats) v. 23.11.2006 – 
1 BvR 285/06 („beleidigungsfreie” persönliche Korrespondenz von Strafgefange­
nen), NJW 2007, S. 1194.

184 Dementsprechend entscheiden die Vollzugsbehörden z.B. in Schleswig-Holstein 
nicht nach rechtlichen Kriterien, sondern bei (glaubhaft gemachtem) engem 
Verhältnis zu einer Hauptbezugsperson; Befragung MPI.

185 Kritisch dazu im Hinblick auf die Drittbetroffenheit dieser Personengruppe 
Thiele 2016, S. 63 ff. sowie ausführlich Laule 2009.
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Nach Auskunft des bayerischen Justizministeriums konnten Gefangene 
vor der Pandemie, soweit die Voraussetzungen für die Gewährung186 gege­
ben waren, im Durchschnitt etwa einmal im Monat ein Telefongespräch 
führen, wobei die Praxis zwischen den Justizvollzugsanstalten offenbar 
deutlich variierte. Als konkrete Beispiele wurden angegeben: alle zwei 
Monate jeweils 20 Minuten, zweimal wöchentlich zehn Minuten bzw. 
fünf bis 40 Minuten monatlich. Seit März 2020 wird allen Gefangenen 
ohne Angabe von Gründen ein Zeitbudget von 40 Minuten pro Monat 
eingeräumt.

In der überwiegenden Mehrzahl der Bundesländer ist die Praxis sowohl 
vor als auch während der Pandemie deutlich großzügiger geregelt. Zu­
meist sind die Telefongespräche nach abstrakten Parametern kontingen­
tiert. Eine gängige Zuteilungspraxis orientiert sich an der Anzahl der Ziel­
nummern, wobei mitunter zwischen privaten und behördlichen Kontak­
ten differenziert wird. Dabei schwankt die Zahl der freigeschalteten priva­
ten Kontaktnummern zwischen fünf,187 zehn,188 fünfzehn189 und maximal 
zwanzig,190 die behördlichen zwischen drei und fünf. Darüber hinaus kön­
nen in einigen Bundesländern ausgewählte Behördennummern generell 
freigeschaltet werden; diese sind dann für alle Gefangenen erreichbar (spe­
zifische Weißliste Behörden191). Einige Bundesländer regeln den Umfang 
auf der Basis von pauschalen Zeitkontingenten. Die Dauer der monatlich 
erlaubten Telefonate schwankt zwischen 100 Minuten und 12 Stunden.192 

Auch diese wurden pandemiebedingt teilweise deutlich erhöht; mitunter 
waren oder sind die Kontingente aktuell unbegrenzt.193 Spürbar limitiert 
sind die Telefonzeiten zum Teil für die Gangtelefonie, damit möglichst 
viele Gefangene eine Chance auf Zugang innerhalb des begrenzten Zeit­
fensters während der Aufschlusszeit haben.194

186 Siehe oben Pkt. 2.1.2.
187 Z.B. Brandenburg vor der Pandemie; Befragung MPI.
188 Z.B. Brandenburg in der Pandemie, Thüringen; Befragung MPI.
189 Z.B. Sachsen; Befragung MPI.
190 Z.B. Hamburg; Befragung MPI.
191 Diese kann sachlich auch erweitert sein und neben Behörden auch die Rufnum­

mern bspw. von Suchtberatungsstellen oder der Arbeitsagentur umfassen.
192 Für Videotelefonate gelten aus Kapazitätsgründen in der Regel die deutlich 

restriktiveren Besuchszeitregeln.
193 Z.B. Bremen, Hamburg, Sachsen; Befragung MPI.
194 Befragung MPI: So gilt etwa in Nordrhein-Westfalen grundsätzlich ein Zeit­

limit von zehn Minuten pro Gespräch, das in Pandemiezeiten großzügig 
erhöht werden kann. Baden-Württemberg regelt die Zugangszeiten insoweit 
entsprechend den anstaltsspezifischen Kapazitäten. In Brandenburg und Schles­
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Ein weiterer Parameter, der den Umfang der möglichen Telefongesprä­
che maßgeblich mitbestimmt, ist das Gebührenguthaben der Gefangenen. 
Dort, wo die Telefonkontakte nach Anzahl oder in zeitlicher Hinsicht ge­
regelt sind, bildet das verfügbare Guthaben auf den individuellen Telefon­
konten eine weitere konkrete Grenze, die den jeweils aktuell möglichen 
Umfang konkretisiert. Auch dort, wo die Telefonkontingente sachlich 
grundsätzlich nicht begrenzt sind, kommen diese Grenzen zum Tragen. 
Faktisch ist das Telefonieren im Vollzug mithin niemals unbegrenzt. Diese 
Grenze ist im Ergebnis stets individuell determiniert und hängt ausgaben­
seitig unter anderem von der Art der getätigten Gespräche ab (Ortsgesprä­
che, Inlandsgespräche, Auslandsgespräche).195 Auf der Einnahmeseite spie­
len auch die jeweiligen Regeln zur Aufladung der Telefonkonten eine Rol­
le. Hier hatten die Gefangenen in mehreren Ländern vor der Corona-Pan­
demie ein monatliches Gesprächsguthaben von € 150,- zur Verfügung.196 

Diese Kontingente wurden dann temporär zum Teil signifikant auf bis zu 
€ 400,- erhöht.197 Regulär werden die Telefonkonten aus dem Hausgeld 
befüllt, das sich aus den Arbeitsbezügen (ersatzweise dem Taschengeld) 
der Gefangenen speist. Darüber hinaus hat die Mehrzahl der Länder bei 
Schaffung ihrer Gesetze die zusätzliche Kategorie des Sondergeldes198 eta­
bliert, auf das Einzahlungen von außen für bestimmte gesetzlich bestimm­
te Zwecke vorgenommen werden können. Mit Ausnahme von Bayern199 

dürfen in den entsprechenden Ländern200 ausdrücklich auch zweckgebun­
dene Einzahlungen zugunsten der Telefonguthaben der Gefangenen getä­

wig-Holstein erfolgt die Begrenzung flexibel nach den jeweiligen Bedarfen der 
Gefangenen.

195 Das BVerfG mahnte bereits vor einigen Jahren an, dass die Vollzugsverwaltung 
die Verpflichtung trage, dass die Gefangenen zu marktgerechten Preisen telefo­
nieren können, BVerfG v. 24.11.2015 – 2 BvR 2002/13; ein verfassungsrechtli­
cher Anspruch auf Flatrate, der insbesondere für Gefangene aus dem EU-Aus­
land attraktiv wäre, wurde bislang allerdings nicht bestätigt. Ausführlich zu 
der umfangreichen Rspr. zu den Telefontarifen im Vollzug Fährmann 2019, 
S. 250 ff.

196 Z.B. Berlin, Hamburg, Sachsen, Thüringen; Befragung MPI.
197 Sachsen; Befragung MPI.
198 Alternative Bezeichnung: zweckgebundene Einzahlungen.
199 Vgl. Art. 53 BayStVollzG.
200 Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpom­

mern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, 
Thüringen; Befragung MPI.
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tigt werden.201 Auch hier wurden die Einzahlungshöchstbeträge mitunter 
pandemiebedingt erhöht.202 Einige Länder haben zusätzliche kostenfreie 
Gesprächsguthaben zur Verfügung gestellt.203

Europarats-Empfehlungen

Neben den nationalen Gesetzen existieren zahlreiche internationale Stan­
dards zur Regelung des Freiheitsentzuges im Allgemeinen und des Straf­
vollzuges im Besonderen. Diese haben mehrheitlich keine oder keine 
unmittelbare Rechtswirkung im nationalen Kontext. Dies gilt etwa für 
die UN-Kinderrechtskonvention, auf die sich einer der Beschwerdeführer 
beruft.204 Das ist im Falle der einschlägigen Standards des Europarats (wie 
den European Prison Rules) anders. Für die völkerrechtlich verbindlichen 
ebenso wie für sachlich einschlägige Empfehlungen hat das BVerfG in 
seiner Leitentscheidung zum Jugendstrafvollzug festgestellt:

„Auf eine den grundrechtlichen Anforderungen nicht genügende Be­
rücksichtigung vorhandener Erkenntnisse oder auf eine den grund­
rechtlichen Anforderungen nicht entsprechende Gewichtung der Be­
lange der Inhaftierten kann es hindeuten, wenn völkerrechtliche Vor­
gaben oder internationale Standards mit Menschenrechtsbezug, wie 
sie in den im Rahmen der Vereinten Nationen oder von den Organen 
des Europarates beschlossenen einschlägigen Richtlinien oder Empfeh­
lungen enthalten sind […], nicht beachtet bzw. unterschritten wer­
den.“205

Zu beachten sind danach namentlich die Europäischen Strafvollzugs­
grundsätze sowie einige weitere Empfehlungen. Diese werden nachfolgend 
behandelt.

2.2

201 Abweichend hiervon werden die Telefonkonten in Berlin ebenfalls beim Provi­
der geführt; Einzahlungen müssen direkt dorthin erfolgen, nicht zur Anstalt; 
Befragung MPI.

202 Z.B. Sachsen; Befragung MPI.
203 Z.B. Berlin, Schleswig-Holstein; Befragung MPI.
204 Vgl. z.B. Wapler 2017.
205 BVerfG vom 31.5.2006 – 2 BvR 1673/04, 2402/04, BVerfGE 116, 69, [63]. Zur 

Bedeutung Dünkel & Debus 2021, 115 f.
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Europäische Strafvollzugsgrundsätze

Die European Prison Rules206 adressieren Fragen der Kommunikation Ge­
fangener mit der Außenwelt konkret in zwei Absätzen:
24.1 Den Gefangenen ist zu gestatten, mit ihren Familien, anderen Personen 

und Vertretern/Vertreterinnen externer Organisationen so oft wie möglich 
brieflich, telefonisch oder in anderen Kommunikationsformen zu verkehren 
und Besuche von ihnen zu empfangen.

24.2 Besuche und sonstige Kontakte können eingeschränkt und überwacht wer­
den, wenn dies für noch laufende strafrechtliche Ermittlungen, zur Auf­
rechterhaltung der Ordnung und Sicherheit, zur Verhütung von Straftaten 
und zum Schutz der Opfer von Straftaten erforderlich ist; solche Einschrän­
kungen, auch spezielle, von einer Justizbehörde angeordnete Einschränkun­
gen, müssen jedoch ein annehmbares Mindestmaß an Kontakten zulassen.

Diese Grundsätze konkretisieren das Recht der Gefangenen auf Kontakte 
mit der Außenwelt.207 Für dessen Ausübung stehen Brief-, Telefon- und 
Besuchsverkehr grundsätzlich gleichwertig nebeneinander;208 sie sollten 
den Gefangenen je nach ihren individuellen Bedürfnissen wahlweise und 
kumulativ zur Verfügung stehen. Neben diese traditionellen Kontaktmög­
lichkeiten treten zunehmend auch moderne digitale Kommunikations­
technologien.209 Dabei sollen Kontakte zur Familie nicht nur ermöglicht, 
sondern aktiv gefördert werden.210 Daraus wird des Weiteren die Pflicht 
der Strafvollzugsverwaltungen zur Schaffung von Bedingungen abgeleitet, 
die es den Gefangenen am ehesten ermöglichen, solche Kontakte zu pfle­
gen.211 Es wird empfohlen, im nationalen Recht eine Mindestanzahl an 
Besuchen, Briefen und Telefonaten festzulegen. Selbst im Fall einer ge­
setzlich zulässigen Beschränkung des allgemeinen Vollzugsregimes – etwa 
während der Untersuchungshaft, der Unterbringung in einer Hochsicher­
heitsabteilung oder während einer Disziplinarmaßnahme – müssen Gefan­

2.2.1

206 Siehe oben Fn. 19.
207 Z.B. Vókó 2009, S. 192.
208 Vgl. Nr. 24.1 der Empfehlungen sowie den Kommentar des Europarates zu den 

Empfehlungen, S. 14; https://cdn.penalreform.org/wp-content/uploads/2020/07/
EPR-Commentary.pdf [September 2022].

209 Die Kommentierung nimmt namentlich auf Videotelefonie, VoIP und E-Mail-
Verkehr Bezug, aaO., S. 14.

210 Der Kommentar verweist auf die einschlägige Rspr. des EGMR zu Art. 8 EMRK, 
aaO. S. 15.

211 Vókó 2009, S. 192.
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gene die Möglichkeit haben, ein Minimum („some“) an Kontakten zur Au­
ßenwelt aufrechtzuerhalten. Als absolutes Mindestmaß im Sinne von 
Nr. 24.2 wird die Gewährung eines Besuches à 1 Stunde, eines Telefonats 
und eines Briefes pro Woche festgelegt.212 Daraus ergibt sich im Umkehr­
schluss, dass diese drei wöchentlichen Kontakte im Normalvollzug als 
nicht hinreichend zu betrachten wären. Im Übrigen wird bereits die syste­
matische Beschränkung einer der drei (Regel-)Kommunikationsformen als 
relevante Restriktion im Sinne der Nr. 24.2 betrachtet, die nur ausnahms­
weise und unter den dort genannten Voraussetzungen als konventionskon­
form erachtet wird.

Weitere Empfehlungen

Die vorgenannten allgemeinen Europarat-Standards werden für bestimmte 
Gefangenengruppen weiter präzisiert.

Für Gefangene, die hohe oder lebenslange Freiheitsstrafen verbüßen, 
regelt die Empfehlung (2003)23:213

22. Außergewöhnliche Anstrengungen sollten unternommen werden, um einen 
Bruch der familiären Beziehungen zu vermeiden, und zu diesem Zweck:
– sollten die Gefangenen so weit wie möglich in Strafvollzugsanstalten 

untergebracht werden, die sich in der Nähe ihrer Familien oder Ange­
hörigen befinden;

– sollten Schriftverkehr, Telefongespräche und Besuche möglichst häufig 
und unter größtmöglicher Wahrung der Privatsphäre erlaubt werden. 
Gefährden solche Bestimmungen die Sicherheit oder rechtfertigt dies 
die Bewertung der Risiken, können diese Kontakte mit angemessenen 
Sicherheitsmaßnahmen einhergehen, beispielsweise der Kontrolle des 
Schriftverkehrs und der Durchsuchung vor und nach den Besuchen.

2.2.2

212 Kommentar, aaO. S. 16 (Hervorh. von den Verf.).
213 Empfehlung Rec(2003)23 v. 9.10.2003 betreffend die Behandlung der zu lebens­

langer Freiheitsstrafe Verurteilten und anderen Langzeitgefangenen (nichtamtli­
che Übersetzung).
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Für ausländische Gefangene sieht die Empfehlung (2012)12214 folgende 
Standards für Kontakte zur Außenwelt vor:
22.1. Um die etwaige Isolierung ausländischer Gefangener abzumildern, ist ins­

besondere darauf zu achten, dass ihre Beziehungen zur Außenwelt gewahrt 
und gefördert werden; diese umfassen Kontakte zur Familie und zu Freun­
den, zur konsularischen Vertretung, zu Einrichtungen der Bewährungshilfe 
sowie der Gemeinschaft und zu ehrenamtlichen Helfern.

22.2. Sofern nicht im Einzelfall spezielle Bedenken in Bezug auf die Sicherheits­
erfordernisse vorliegen, ist ausländischen Gefangenen im Rahmen dieses 
Umgangs der Gebrauch einer Sprache ihrer Wahl zu gestatten.

22.3. Die Vorschriften über (eingehende und abgehende) Telefonanrufe sowie 
andere Kommunikationsformen sind flexibel anzuwenden, um sicherzu­
stellen, dass ausländische Gefangene, die mit Personen im Ausland kom­
munizieren, in gleichem Maße Zugang zu Kommunikationsmitteln wie 
die anderen Gefangenen haben.

22.4. Mittellose ausländische Gefangene sind bei der Übernahme der Kosten für 
die Kommunikation mit der Außenwelt zu unterstützen.

Zu den Telefonkontakten inhaftierter Eltern mit ihren Kindern wird in 
der Empfehlung (2018)5215 ausgeführt:
26. Regelungen zur Tätigung und Entgegenahme von Telefongesprächen und 

sonstigen Formen der Kommunikation mit Kindern sind flexibel anzuwen­
den, um ein möglichst hohes Maß an Kommunikation zwischen inhaf­
tierten Eltern und ihren Kindern zu ermöglichen. Wenn möglich, sollte 
Kindern gestattet sein, Telefongespräche mit ihren inhaftierten Eltern zu 
initiieren.

Feststellungen und Stellungnahmen des Europäischen Komitees zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (CPT) zur Gefangenentelefonie

Die Beachtung sämtlicher unter Pkt. 2.2.1 und 2.2.2 aufgeführten Stan­
dards wird vom Komitee des Europarates zur Verhütung von Folter 
und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Euro­

2.2.3

214 Empfehlung CM/Rec(2012)12 v. 10.10.2012 zur Behandlung ausländischer Ge­
fangener (nichtamtliche Übersetzung).

215 Empfehlung CM/Rec(2018)5 v. 4.4.2018 zum Umgang mit Kindern inhaftierter 
Eltern (nichtamtliche Übersetzung).
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päisches Antifolterkomitee – CPT) kontinuierlich überprüft und in den 
Besuchsberichten dokumentiert. Im Hinblick auf ihre verfassungsrechtli­
che Relevanz216 wurden die Berichte über alle Besuche seit 2010 systema­
tisch auf Hinweise zur Situation der Gefangenentelefonie ausgewertet.217 

Daraus ergibt sich ein dichtes Abbild der europäischen Strafvollzugswirk­
lichkeit218 im Hinblick auf die Möglichkeiten der Gefangenen zu Tele­
fonkontakten mit der Außenwelt. Die einschlägigen Textstellen sind im 
Anhang ausführlich dokumentiert.219

Kritische Anmerkungen zu der Situation der Gefangenentelefonie in 
deutschen Haftanstalten ziehen sich wie ein roter Faden durch sämtliche 
bisherigen Besuchsberichte.220 Eine erste kritische Einlassung findet sich 
bereits in dem Bericht zum ersten Kontrollbesuch aus dem Jahr 1991. In 
Replik auf eine zögerliche bis ablehnende Reaktion der Bundesregierung 
betonen die Verfasser und Verfasserinnen des Berichtes zum Folgebesuch 
1996, dass das CPT

„nach wie vor der Ansicht ist, dass alle Gefangenen, auch solche in 
Untersuchungshaft, grundsätzlich regelmäßigen Zugang zu Telefonen ha­
ben sollten. Dies ist besonders wichtig in Fällen von Gefangenen, die 
aufgrund der räumlichen Entfernung keine regelmäßigen Besuche von 
ihren Familien erhalten.“221

Auch in den neueren Berichten zu den Deutschlandbesuchen im Auswer­
tungszeitraum seit 2010 kehren entsprechende kritische Hinweise wieder. 
In dem Besuchsbericht 2010

„wiederholt [das Komitee] seine Empfehlung, dass die Behörden al­
ler deutschen Bundesländer die notwendigen Vorkehrungen treffen, 
damit sichergestellt wird, dass sowohl Untersuchungsgefangene als 
auch Strafgefangene regelmäßig und häufig Zugang zu einem Telefon 
haben.“222

In dem Report zu der nachfolgenden Visite 2015 steht dann u.a. die Situa­
tion in einer bayerischen Vollzugsanstalt im Fokus der Kritik. Im Zentrum 

216 Siehe zur Bedeutung der CPT-Berichte auch Lübbe-Wolff 2016, 28 f. (m.w.N.).
217 Die Festlegung dieses Zeitraumes erfolgte im Hinblick auf die technologische 

Entwicklung im Bereich der Telekommunikation.
218 Das Monitoring umfasst alle Mitgliedsstaaten des Europarates.
219 Siehe Anhang 2. Die deutschsprachigen Berichte wurden vorangestellt.
220 Vgl. Cernko 2014, 325 ff. (m.w.N.).
221 Zitiert nach Cernko 2014, S. 326 (m.w.N., Hervorh. von den Verf.).
222 Periodischer Besuch 2010, Abs. 95 (Hervorh. von den Verf.).
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der ungewöhnlich scharfen Wortwahl des CPT steht dabei die auch in 
den aktuellen Verfahren angegriffene Bestimmung des § 35 BayStVollzG. 
Wörtlich223 heißt es dort:

„Der CPT kann nicht nachvollziehen, weshalb es [Gefangenen] im 
Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der bayerischen Ge­
setze grundsätzlich überhaupt nicht gestattet ist, Telefonanrufe zu tä­
tigen. Nach Auffassung des CPT sind derartige Zustände unhaltbar und 
nicht vereinbar mit den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen. Der CPT 
fordert die bayerischen Behörden auf, ihre Praxis hinsichtlich des Zu­
gangs der Gefangenen zu Telefongesprächen […] zu überprüfen und 
die einschlägigen Gesetze so zu ändern, dass sichergestellt ist, dass alle 
Gefangenen (auch Untersuchungsgefangene) regelmäßig und häufig 
ein Telefon benutzen können.“224

Diese sehr dezidierte Kritik wird in dem Besuchsbericht 2020 wieder auf­
gegriffen und in der Wortwahl noch weiter verstärkt:

„Besonders besorgniserregend ist, dass in der Justizvollzugsanstalt Bay­
reuth trotz der spezifischen Empfehlungen nach dem letzten regelmäßigen 
Besuch Untersuchungs- und Strafgefangene im Einklang mit den ein­
schlägigen bayerischen Rechtsvorschriften nur in dringenden Fällen 
Telefonate führen durften. Wie bereits im Bericht über den Besuch im 
Jahr 2015 ausgeführt sind derartige Zustände nach Auffassung des CPT 
unhaltbar und mit den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen unvereinbar.
Der CPT fordert die bayerischen Vollzugsbehörden abermals auf, ihre Pra­
xis hinsichtlich des Zugangs der Gefangenen zu Telefongesprächen 
im Licht obiger Ausführungen zu überprüfen und die einschlägigen 
Gesetze so zu ändern, dass sichergestellt ist, dass alle Gefangenen (auch 
Untersuchungsgefangene) regelmäßig und häufig ein Telefon benutzen kön­
nen.“225

Die zitierten Textpassagen erscheinen auch deshalb bemerkenswert, weil 
sich das Gremium regelmäßig auf die Feststellung der tatsächlichen Situa­
tion auf dem Gebiet des Freiheitsentzuges konzentriert;226 so deutliche 

223 Bei den hier zitierten deutschen Fassungen der Berichte handelt es sich um 
Arbeitsversionen, übersetzt von den deutschen Behörden.

224 Periodischer Besuch 2015, Abs. 66 (Hervorh. von den Verf.).
225 Periodischer Besuch 2020, Abs. 77 (Hervorh. von den Verf.). Neben der Situati­

on in bayerischen Gefängnissen wird auch die festgestellte Praxis in einer JVA 
in Nordrhein-Westfalen kritisiert; siehe Volltext in Anhang 2.

226 Ausführlich zum Mandat des CPT Cernko 2014, S. 12 ff.
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Aussagen zu den gesetzlichen Bestimmungen kommen nur selten vor. Be­
sonders hervorgehoben werden im Übrigen die „auffälligen Unterschiede“ 
zwischen den – in verschiedenen Bundesländern gelegenen – Vollzugsan­
stalten.227

In vergleichender Perspektive lässt sich feststellen, dass die Regularien 
hinsichtlich der Gefangenentelefonie europaweit sehr unterschiedlich228 

sind: So variiert die Praxis in den besuchten Ländern von der Möglich­
keit täglich zu telefonieren (u.a. Frankreich,229 Griechenland,230 Großbri­
tannien,231 Luxemburg,232 Niederlande,233 Slowenien,234 Zypern235) bis 
hin zu einer allgemeinen Beschränkung von Telefonaten auf im Einzel­
nen begründungspflichtige (Ausnahme-)Situationen (neben Bayern trifft 
gleichlautende Kritik namentlich auch Österreich236 und Liechtenstein237); 
Tschechien, das zunächst ebenfalls eine vergleichbare Regelung hatte, hat 
seine Vorgaben nach entsprechend deutlicher Kritik aus dem Jahr 2010238 

inzwischen geändert.239 In vielen Ländern existieren recht detaillierte zeit­
liche Regeln, die vom CPT jeweils individuell bewertet werden.

Als ausreichend eingeordnet wurden unter anderem die folgenden Prak­
tiken: tägliche Telefonate von jeweils 5 Minuten (Portugal240), 15 Minuten 
(Island,241 Monaco242) bis zu maximal einer Stunde Gesamtdauer (Rumä­
nien243); 10 Minuten beispielsweise jeden zweiten Tag (Belgien244), viermal 

227 Periodischer Besuch 2015, Abs. 64; Periodischer Besuch 2020, Abs. 77.
228 Zu berücksichtigen ist ferner, dass stets die tatsächliche Praxis in einzelnen 

Vollzugsanstalten bewertet wird.
229 Periodischer Besuch 2010, Abs. 117-118; 2015, Abs. 93.
230 Periodischer Besuch 2013, Abs. 147.
231 Periodischer Besuch2012, Abs. 82.
232 Während der Aufschlusszeiten; Periodischer Besuch 2013, Abs. 69.
233 Periodischer Besuch 2011, Abs. 47.
234 Periodischer Besuch2012, Abs. 60.
235 Täglich zwischen 8:00 und 18:00 Uhr; Periodischer Besuch 2017, Abs. 105.
236 Periodischer Besuch 2014, Abs. 89.
237 Periodischer Besuch 2016, Abs. 49.
238 Periodischer Besuch 2010, Abs. 73.
239 Periodischer Besuch 2014, Abs. 102.
240 Periodischer Besuch 2012, Abs. 82.
241 Zuzüglich drei eingehende Anrufe wöchentlich; Periodischer Besuch 2012, 

Abs. 60; 2019, Abs. 45.
242 Periodischer Besuch 2020, Abs. 50.
243 Periodischer Besuch 2018, Abs. 143.
244 Periodischer Besuch 2013, Abs. 115.
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wöchentlich (Italien245) oder fünfmal wöchentlich (Tschechien246) bzw. 
bis zu 30 Minuten pro Woche (Bosnien und Herzegowina247). Gebilligt 
wurde im Ergebnis auch ein monatliches Kontingent von acht bzw. sech­
zehn zehnminütigen Telefonaten (Albanien248). Andere Systeme basieren 
auf einer bestimmten Anzahl von Telefonaten in einem bestimmten Zeit­
raum, z.B. zweimal wöchentlich bis zu zehn Zielnummern (Bulgarien). In 
Irland ist die Anzahl der Telefonate in das System des Stufenstrafvollzuges 
integriert: Das absolute Minimum auf der untersten Stufe beträgt drei 
Telefonate wöchentlich, auf der obersten Stufe sind maximal vierzehn 
Gespräche pro Woche gestattet.249

Als nicht hinreichend wurden demgegenüber insbesondere die folgen­
den Telefonkontingente eingestuft: ein (Georgien250), zwei (Türkei251) 
bzw. drei (Lettland252) monatliche Telefonate, ein zehnminütiges Telefon­
gespräch pro Woche (Bosnien und Herzegowina,253 Zypern254), ein bis 
zwei 15-minütige wöchentliche Telefonate (Andorra255), 15 Minuten jede 
zweite Woche (Schweiz256) sowie einmal pro Woche 20 (Moldawien257) 
bzw. 20 bis 30 Minuten (Norwegen258).

Besuchsberichte, die so gut wie keine kritischen Hinweise zu Recht 
und Praxis der Gefangenentelefonie enthalten, sind selten. Mit nur ganz 
vereinzelten bzw. keinen Beanstandungen in diesem Punkt fallen mit 
Dänemark, Griechenland, Großbritannien und Island Länder aus verschie­
denen Regionen und mit unterschiedlichen Rechtstraditionen in diese 
Kategorie. Zugleich enthalten die verschiedenen Länderberichte mitunter 
auch interessante Informationen zu Regelungen, die vom CPT als beson­

245 Periodischer Besuch 2012, Abs. 91.
246 Periodischer Besuch 2018, Abs. 87.
247 Periodischer Besuch 2019, Abs. 76.
248 Bezogen auf erwachsene bzw. jugendliche Strafgefangene; periodischer Besuch 

2010, Abs. 105.
249 Periodischer Besuch 2014, Abs. 33 u. 110.
250 Periodischer Besuch 2010, Abs. 111.
251 Für Gefangenen mit lebenslanger Freiheitsstrafe; periodischer Besuch 2013, 

Abs. 107.
252 Periodischer Besuch 2016, Abs. 94.
253 Periodischer Besuch 2017, Abs. 90.
254 Periodischer Besuch 2013, Abs. 85.
255 Periodischer Besuch 2018, Abs. 43.
256 Periodischer Besuch 2015, Abs. 71.
257 Periodischer Besuch 2015, Abs. 132 f.; 2020, Abs. 95.
258 Periodischer Besuch 2011, Abs. 85; 2018, Abs. 102.
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ders gefangenenfreundlich hervorgehoben werden.259 Diese finden sich 
mitunter gerade in Ländern, die in anderen Bereichen für eher prekäre 
Haftbedingungen stehen. Das gilt zum Beispiel für die Haftraumtelefo­
nie, die neben Frankreich260 etwa auch in Rumänien261 verfügbar ist. Mo­
biltelefone stehen Gefangenen unter Umständen in Island,262 Ungarn263 

und Nordmazedonien264 zur Verfügung. Internetgestützte Videotelefonie 
wurde in einigen Ländern bereits vor Ausbruch der Corona-Pandemie ein­
gesetzt, namentlich in Italien,265 den Niederlanden266 und Norwegen;267 

Schweden268 erlaubt die Nutzung explizit auch für Kontakte zu Kindern. 
Nach Ausbruch der Pandemie wurden Videotelefonate in Spanien auch 
auf Mobilgeräten erlaubt, und zwar gebührenfrei.269 Gebührenfreie Tele­
fonkontingente gibt es auch in weiteren Ländern, entweder für alle, wie 
z.B. Italien270 und den Niederlanden271, oder für bestimmte Gruppen von 
Gefangenen, etwa in Lettland272 und Monaco.273

Konkrete Kritikpunkte beziehen sich, neben den im Umfang als unzu­
reichend bewerteten Telefonkontingenten zum einen auf teilweise weitrei­
chende Restriktionen des Zuganges zur Telekommunikation für spezifi­
sche einzelne Gefangenengruppen. Konkret geht es dabei um die Miss- 
bzw. unzureichende Beachtung der Grundsätze der Nr. 24.2 der European 
Prison Rules. Hier gibt es immer noch eine ganze Reihe von Ländern, 

259 Vom CPT werden in einigen dieser Länder allerdings zugleich andere kritische 
Aspekte der Telefonpraxis erwähnt, die etwa den Zugang zu Geräten oder hohe 
Kosten für die Gefangenen betreffen; weitere Details hierzu gleich im nächsten 
Absatz.

260 Periodischer Besuch 2019, Abs. 50.
261 Periodischer Besuch 2018, Abs. 89 u. 143.
262 Gefangene können eigene Handys nutzen oder unter Vermittlung der Anstalt 

mieten; periodischer Besuch 2019, Abs. 45.
263 Zugleich werden freilich die hohen Kosten kritisiert; periodischer Besuch 2018, 

Abs. 123.
264 Periodischer Besuch 2019, Abs. 101.
265 Periodischer Besuch 2016, Abs. 72.
266 Periodischer Besuch 2011, Abs. 47; 2016, Abs. 69.
267 Periodischer Besuch 2016, Abs. 102.
268 Periodischer Besuch 2021, Abs. 52.
269 Periodischer Besuch 2020, Abs. 41.
270 Für Videotelefonate; periodischer Besuch 2016, Abs. 72.
271 Für Videotelefonate; periodischer Besuch 2011, Abs. 47; 2016, Abs. 69.
272 Kostenlose Videotelefonie für Gefangene mit lebenslanger Freiheitsstrafe; peri­

odischer Besuch 2016, Abs. 62.
273 Ausländische Gefangene können 15 Minuten wöchentlich gebührenfrei telefo­

nieren; periodischer Besuch 2020, Abs. 55.
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die im Rahmen ihrer Disziplinarregime totale Kontaktverbote verhängen, 
die auch einen Telefonbann umfassen.274 Ähnlich weitreichende Regelun­
gen greifen vereinzelt auch bei Untersuchungshaft275 oder während der 
Zugangs-/Diagnosephase.276 In Albanien wird eine vergleichbare Praxis im 
Hinblick auf Gefangene kritisiert, die wegen organisierter Kriminalität 
oder Terrorismus verurteilt wurden.277 Noch weitergehendere Restriktio­
nen wurden in der Türkei nach dem Putschversuch 2016 für inhaftierte 
Verdächtige implementiert, die das CPT als eine Art totale Incommuni­
cado qualifiziert.278 Als (positives) Gegenbeispiel wurde festgestellt, dass 
in Irland Gefangene, die dem Disziplinarregime unterliegen, das Recht 
auf mindestens ein Telefonat und einen Familienbesuch wöchentlich ha­
ben.279

Neben diesem Aspekt ergeben sich aus den Berichten eine Reihe weite­
rer Kritikpunkte, bei denen es vor allem um praktische Durchführungsfra­
gen geht. Dies berührt Themen, die in entsprechenden Diskussionsforen 
auch von betroffenen Gefangenen in Deutschland kritisiert werden.280 

Ein wiederkehrendes Thema sind beispielsweise hohe oder jedenfalls als 
überhöht empfundene Kosten der Telefongespräche; dies betrifft insbe­
sondere auch internationale Verbindungen.281 Im Zusammenhang mit 
internationalen Telefongesprächen werden darüber hinaus auch unflexible 
Zugangszeiten kritisiert, die mögliche Zeitverschiebungen bezüglich der 
Angehörigen im Ausland nicht berücksichtigen.282 In Frankreich werden 
familienunfreundliche Telefonzeiten kritisiert, insbesondere im Hinblick 
auf die Erreichbarkeit von Kindern.283 Weitere Kritikpunkte betreffen bü­

274 Z.B. Georgien (periodischer Besuch 2010, Abs. 115; 2014, Abs. 59; 2018, 
Abs. 100), Lettland (2011, Abs. 96), Litauen (2012, Abs. 85), Moldawien (2015, 
Abs. 133), Polen (2013, Abs. 101), San Marino (2013, Abs. 33), Serbien (2011, 
Abs. 100), Slowakei (2013, Abs. 109; 2018, Abs. 90), Türkei (2017, Abs. 139), 
Ukraine (2013, Abs. 132; 2017, Abs. 109).

275 Bosnien u. Herzegowina; periodischer Besuch 2019, Abs. 77.
276 Nordmazedonien für einen Zeitraum von 30 Tagen; periodischer Besuch 2010, 

Abs. 83.
277 Albanien; periodischer Besuch 2018, Abs. 55.
278 Ad hoc Besuch 2019, Abs. 48.
279 Periodischer Besuch 2014, Abs. 88.
280 Siehe z.B. einige Verlautbarungen auf der Webseite der Gefangenengewerk­

schaft GGBO; https://ggbo.de/ [September 2022].
281 Z.B. Monaco (periodischer Besuch 2017, Abs. 55), Niederlande (2016, Abs. 70), 

Spanien (2016, Abs. 94) Ungarn (2018, Abs. 123), Zypern (2013, Abs. 85; 2017, 
Abs. 105).

282 Z.B. Spanien (periodischer Besuch 2020, Abs. 138), Zypern (2013, Abs. 85).
283 Periodischer Besuch 2019, Abs. 97.
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rokratische Hürden,284 darunter lange Bearbeitungszeiten,285 und manch­
mal auch eine zu geringe Anzahl verfügbarer286 oder schlicht funktionsfä­
higer287 Telefone.

Im Ergebnis verweist das CPT immer wieder mit Nachdruck auf die 
in Nr. 24.1 und 24.2 der European Prison Rules definierten Mindestgrund­
sätze für die Möglichkeiten der Gefangenen zur Kommunikation mit der 
Außenwelt. Diese erfordern unter anderem einen regelmäßigen und häu­
figen Zugang aller Gefangenen zu einem Telefon oder anderen Formen 
elektronischer Kommunikation. In neueren Dokumenten wird darüber 
hinaus auch die Bedeutung moderater Preise herausgestellt.288 In dem 
Jahresbericht 2016 des CPT heißt es hierzu: 

„All inmates should […] have access to a telephone at the very least 
once a week (in addition to the contacts with their lawyer(s)). More­
over, the use of modern technology (such as free-of-charge Voice over 
Internet Protocol (VoIP) services) may help prisoners to maintain con­
tact with their families and other persons.“289

Zu beachten ist darüber hinaus der konzeptionelle Ansatz des Europarates, 
dass sich die Rechte auf Besuche, Telefonate und Briefwechsel kumulativ 
ergänzen.290/291 Dies gibt den Gefangenen grundsätzlich eine Wahl, wel­
che Kommunikationskanäle sie jeweils präferieren. Sie faktisch auf eine 
bestimmte Form zu verpflichten oder ihnen eine bestimmte andere Form 
weitgehend vorzuenthalten – wie es die Beschwerdeführer aus Bayern im 
Hinblick auf das Telefonieren rügen –, stünde in Widerspruch zu den 
europäischen Grundsätzen. Ergänzend weist das CPT darauf hin, dass 
Gefangene mit weit entfernt lebenden Angehörigen, die Besuche nur 

284 Z.B. Ungarn (periodischer Besuch 2013, Abs. 113), Spanien (2020, Abs. 115); 
in Schweden müssen die externen Kontaktpersonen nachweisen, dass sie nicht 
vorbestraft sind (2015, Abs. 98).

285 Z.B. Schweden (periodischer Besuch 2015, Abs. 98), Tschechien (2014, 
Abs. 102).

286 Z.B. Niederlande; periodischer Besuch 2016, Abs. 70.
287 Z.B. Nordmazedonien; periodischer Besuch 2014, Abs. 87; 2019, Abs. 101.
288 Council of Europe 2021, S. 41.
289 Council of Europe 2016, S. 34 f.
290 Siehe oben Pkt. 2.2.1.
291 Siehe hierzu auch Fährmann 2019, S. 121 ff., der darauf hinweist, dass das Min­

destniveau an aus der Resozialisierungsperspektive wünschenswerten Kontakten 
überhaupt nur durch die Ausübung aller drei Formen zusammen erreicht wer­
den kann.
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selten realisieren können, besonders zu berücksichtigen sind.292 Seltene 
Besuchsmöglichkeiten sollten mithin quasi kompensatorisch mit einem 
verdichteten Anspruch auf – in der Anzahl zugleich häufigere – Telefonge­
spräche mit eben diesen Personen, die selten zu Besuch kommen können, 
einhergehen.

Als Fazit der Analyse der Praxis der Gefangenentelefonie in Europa 
kann festgehalten werden, dass Gefangene ungeachtet zahlreicher Kritik­
punkte des CPT nahezu überall in Europa – jedenfalls im Regelvollzug – 
häufiger telefonieren können als in Bayern. Daher entsprechen die aktuelle 
gesetzliche Regelung ebenso wie die Praxis der Gefangenentelefonie nicht 
den Europäischen Standards für einen als menschenwürdig erachteten 
Strafvollzug.

292 Council of Europe 2021, S. 41.
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Sicherheitsprobleme im Zusammenhang mit der 
Gefangenentelefonie

Kontakte der Gefangenen mit der Außenwelt können mit unterschiedli­
chen Gefahren einhergehen. Diese sind je nach Art und Kontext der 
Kontaktmöglichkeiten unterschiedlich ausgeprägt. Daran müssen sich die 
vollzuglichen Präventions- und Reaktionsstrategien orientieren. Da diese 
Maßnahmen mit den entsprechend ausgestalteten Ansprüchen der Gefan­
genen kollidieren, sind sie jeweils in einen auf die konkrete Kommunika­
tionsform angepassten verhältnismäßigen Ausgleich zu bringen. Bei den 
intramuralen Kommunikationsformaten sind regelmäßig Gefährdungen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt sowie der Resozialisierung der 
Gefangenen zu beachten. Die potenziellen Gefährdungen der Resozialisie­
rung können sich auf unterschiedliche Weise realisieren; die einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen293 adressieren u.a. zwei typisierte Fallkonstella­
tionen: schädlichen Einfluss auf die Gefangenen während des Vollzugs 
oder Behinderung ihrer Wiedereingliederung nach der Entlassung.294 Die­
se Punkte betreffen selbstredend auch die Gefangenentelefonie. Für die 
Letztere sind darüber hinaus spezifische weitere Gefahren zu berücksichti­
gen, die sich aus der Eigenart der telefonischen Kommunikation im Allge­
meinen und den technischen Spezifikationen der jeweils implementierten 
Systeme im Besonderen ergeben.

In der Fachliteratur zum Strafvollzugsrecht werden Sicherheitsaspekte 
nur wenig diskutiert; diese sind zumeist eher allgemein gehalten und 
reflektieren nicht immer den neusten Stand der technologischen Entwick­
lung in diesem Bereich. Daher wurden im Rahmen der Befragung295 expli­
zit auch Fragen zu den mit dem Telefonieren im Vollzug verbundenen 
typischen Gefahren adressiert.

Auf die Frage nach potenziellen Gefahren, auf die typischerweise zu 
achten ist, wurden von den vorgegeben Antwortkategorien am häufigsten 
bestätigt:
– Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung, z.B. mögliche Fluchtpläne,
– Gefährdung des Opferschutzes, z.B. bei gerichtlichem Kontaktverbot,

3.

293 Siehe oben Pkt. 2.1.2.3.
294 Vgl. z.B. Laubenthal 2015, S. 274, Laubenthal 2019, Rn. 486.
295 Siehe oben Fn. 158.
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– Unterhaltung kriminogener Kontakte außerhalb der Anstalt, z.B. Dro­
genhandel oder andere kriminelle Geschäfte,

– Gefahr einer Identitätstäuschung bezüglich der Zielperson und
– Gefährdung der Resozialisierung bzw. des Therapieerfolges von Gefan­

genen.
Dahinter folgten, ebenfalls mit mehrmaliger Nennung:
– Unterhaltung kriminogener Kontakte innerhalb der Anstalt, z.B. sub­

kulturelle Aktivitäten sowie
– negativer Einfluss auf Gefangene bzw. Gefahr der Aufwiegelung.
Darüber hinaus wurden in den offenen Antwortfeldern zwei potenzielle 
Missbrauchsszenarien spezifiziert, die mit der technischen Beschaffenheit 
neuerer Telefonanlagen in Zusammenhang gebracht wurden:
– fehlende Kontrollierbarkeit von Rufumleitungen beim Zielkontakt 

und
– Missbrauch der Zugangsdaten (PIN) anderer Gefangener.

   
Der missbräuchliche Zugang zur Telekommunikation mit falschen Zu­
gangsdaten wird hauptsächlich dort relevant, wo auf Einzelkontrollen ver­
zichtet wird; das betrifft namentlich Standard- bzw. individualisierte Dau­
ertelefongenehmigungen. Entsprechende Missbräuche können in mehrfa­
cher Hinsicht problematisch sein. Zunächst kann auf diese Weise der 
Urheber des Telefonats ebenso wie der Gesprächsinhalt verschleiert wer­
den; mögliche Kontrollen laufen ins Leere. Neben diesem Sicherheitsas­
pekt können sich in diesen Fällen verschiedene Störungen der Ordnung 
ergeben. Zum einen würden solche Telefonate auf Kosten der betroffenen 
Mitgefangenen geführt – mit oder ohne deren Wissen. Das wäre unter 
Umständen nicht nur strafrechtlich relevant; neben den monetären Ver­
lust fremder Telefonguthaben träte der Verlust an konkreter Telefonzeit 
der Betroffenen. Zum anderen kann ein solcher Missbrauch fremder Tele­
fonkonten neben der Störung der Ordnung des Telefonmanagements auch 
Konflikte zwischen betroffenen Gefangenen zur Folge haben oder sogar 
subkulturelle Abhängigkeitsverhältnisse fördern. Darüber hinaus könnten 
die Konsequenzen illegaler Verhaltensweisen im Zuge eines unter Identi­
tätstäuschung geführten Telefonats zu Unrecht zu Lasten des Gefangenen, 
dessen Zugangscode illegal genutzt wurde, gehen – sofern sich dieser nicht 
exkulpieren kann oder die Betroffenheit nicht offenbaren möchte. Unter 
den Bedingungen von Abhängigkeitsverhältnissen zwischen Gefangenen 
können solche Konsequenzen aus Furcht eventuell sogar wissentlich in 
Kauf genommen werden.
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Bei der anschließenden Frage, welche dieser potenziellen Gefahren in 
der Praxis tatsächlich schon einmal aufgetreten sind, erhielt die meisten 
Nennungen die
– Identitätstäuschung bezüglich der Zielperson (aus 8 Bundesländern),
gefolgt von dem eben erörterten
– Missbrauch der Zugangsdaten (PIN) anderer Gefangener (5 Bundeslän­

der).
Weitere Vorfälle betrafen
– Gefährdung des Opferschutzes (5 Bundesländer296),
– kriminogene Kontakte außerhalb der Anstalt (4 Bundesländer),
– Gefährdungen der Sicherheit oder Ordnung (4 Bundesländer),
– Gefährdung der Resozialisierung bzw. des Therapieerfolges von Gefan­

genen (4 Bundesländer),
– verbotene Rufumleitung beim Zielkontakt (2 Bundesländer),
– negativer Einfluss auf Gefangene bzw. Gefahr der Aufwiegelung (1 

Bundesland).
Nicht realisiert hat sich, jedenfalls nach den Angaben der teilnehmenden 
Landesbehörden, das Gefahrenszenario der Nutzung von Telefonaten im 
Kontext subkultureller oder kriminogener Aktivitäten innerhalb der An­
stalt.

Zum Umfang missbräuchlicher Telefonaktivitäten führten die Befrag­
ten aus, dass es sich in aller Regel um Einzelvorkommnisse handele.297 

Als konkrete Beispiele solcher Vorkommnisse wurden Stalking bzw. Beläs­
tigung einer Ex-Partnerin, Beleidigung von Gesprächspartnern oder die 
versuchte Anstiftung zu Straftaten genannt. Die Hamburger Senatsverwal­
tung hat hierfür auch konkrete Zahlen vorgelegt.298 Danach wurden im 
Jahr 2019 in zwei Vollzugsanstalten insgesamt 28.000 Telefonate geführt; 
dabei kam es zu drei Beanstandungen. 2020 hat sich die Zahl der Tele­
fonate auf 38.000 erhöht, diejenige der Beanstandungen auf insgesamt 
fünf. Der zuständige Referent aus Thüringen berichtete ergänzend, dass in 
seinem Bundesland die Anzahl der Gesprächsabbrüche vergleichbar gering 
wie die Anzahl der Besuchsabbrüche sei.299 Interessant ist darüber hinaus, 
dass die Zahl der beschlagnahmten illegalen Handys auch dort, wo der Te­

296 In einem Fall betraf die Täter-Opfer-Beziehung den familiären Kontext.
297 „Selten“, „gering“, „wenige“ sind typische Angaben unter der entsprechenden 

Rubrik.
298 Befragung MPI. Die Angaben zu den Beanstandungen schließen eine weitere 

JVA mit ein.
299 Befragung MPI.
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lefonzugang inzwischen weitgehend liberalisiert wurde, offenbar nicht in 
nennenswertem Umfang abgenommen hat; allerdings konnten nur weni­
ge Befragte konkrete Zahlen nennen. Man kann davon ausgehen, dass die 
offiziellen Telefonkanäle wohl eher selten für illegale Aktivitäten genutzt 
werden; die Gefangenen würden ansonsten die eher liberalen Zugangsbe­
dingungen für die private Kommunikation aufs Spiel setzen. Unter diesem 
Blickwinkel könnte man vermuten, dass großzügige(-re) Telefonbedingun­
gen sogar einen Anreiz zu regelkonformem Verhalten setzen. Aus der 
Berliner Senatsverwaltung wurde ergänzend darauf hingewiesen, dass der 
Besitz illegaler Mobilgeräte heutzutage nicht zwangsläufig mit illegalen 
oder kriminellen Zielsetzungen verbunden sei. Motiv für die verbotene 
Nutzung von Smartphones könne auch der Zugriff auf soziale Netzwerke 
(Facebook etc.) sein.

Aus den verfügbaren Informationen lässt sich mithin ersehen, dass die 
Inzidenz von Missbrauchsfällen insgesamt sehr gering ist. Diese Einschät­
zung gilt selbst unter der Prämisse, dass es in diesem Bereich ein gewisses 
Dunkelfeld geben dürfte. Auch in den Bundesländern, die einen sehr groß­
zügigen Zugang zur Telekommunikation praktizieren, sind ernsthafte Pro­
bleme im Zusammenhang mit der Gefangenentelefonie nicht erkennbar. 
Dies lässt darauf schließen, dass sich die verfügbaren Kontrollstrategien 
und -techniken zu bewähren scheinen. Diese werden abschließend in dem 
nachfolgenden Kapitel dargestellt.
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Praxis der Überwachung von Telefongesprächen im 
Strafvollzug

Wie die Überwachung aller – intramuralen – Kontakte der Gefangenen 
mit der Außenwelt im Allgemeinen gehört auch die Überwachung der Te­
lekommunikation im Besonderen zur vollzuglichen Alltagsroutine. Nicht 
nur haben die Gefangenen keinen Anspruch auf unüberwachte Kommu­
nikation300 – mit Ausnahme der Kommunikation mit Verteidiger oder 
Verteidigerin.301 Die Gewährleistung der Sicherheit im Strafvollzug und 
die hierfür notwendigen Beschränkungen sind nach der Rechtsprechung 
des BVerfG sogar Verfassungsauftrag.302 Diese Beschränkungen müssen al­
lerdings verhältnismäßig sein. Das bedeutet auch, dass die Wahrnehmung 
von gesetzlich eingeräumten Rechten nicht mit Rekurs auf den mit der 
Überwachung grundsätzlich verbundenen personellen oder administrati­
ven Aufwand in ihrem Kern erschwert oder gar verhindert werden dürf­
te. Mögliche Schwierigkeiten bei der Überwachung der Gefangenen sind 
nach Ansicht des BVerfG Lästigkeiten, die auf Seiten der Vollzugsverwal­
tung grundsätzlich hingenommen werden müssen; denn Grundrechte be­
stehen nicht nur nach Maßgabe dessen, was an Verwaltungseinrichtungen 
üblicherweise vorhanden oder an Verwaltungsbrauch „vorgegeben” ist.303 

Vielmehr ist der Staat von Verfassung wegen verpflichtet, zur Vermeidung 
einer möglichen Verkürzung der Rechte von Gefangenen die erforderli­
chen sächlichen und personellen Mittel aufzubringen, bereitzustellen und 
einzusetzen.304 Dies gilt insbesondere, wenn technische Einrichtungen ver­
fügbar sind, die einen sicheren Telefonbetrieb auch ohne übermäßigen 
Personaleinsatz gewährleisten.

Ob der Verweis der Bayerischen Strafvollzugsbehörden auf den hohen 
personellen Kontrollaufwand bei Telefongesprächen im Hinblick auf die 
heutzutage verfügbaren Technologien diesen Anforderungen tatsächlich 

4.

300 Laubenthal 2015, S. 278 (m.w.N.).
301 Siehe oben unter Pkt. 2.1.
302 Siehe hierzu auch Preusker 2010.
303 BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 10.1.2008 – 2 BvR 

1229/07, NStZ 2008, S. 521, 522.
304 BVerfGE 36, S. 264, 275; 42, S. 95, 101f.; BVerfG Beschl. der 2. Kammer des 2. 

Senats v. 25. 7. 1994 – 2 BvR 806/94, NJW 1994, S. 1478, 1479 (konkret bezogen 
auf den Kontrollaufwand bei Besuchen in Untersuchungshaft).
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noch gerecht wird, erscheint zumindest fraglich.305 Die Praxis in den meis­
ten anderen Bundesländern, wie sie sich aus der Befragung ergibt, spricht 
eher dagegen.

Regelmäßig können im Hinblick auf die Gefangenentelefonie zwei 
Arten von Überwachungs- bzw. Kontrollmaßnahmen unterschieden wer­
den: allgemeine Kontrollen des Telekommunikationsgeschehens in der 
Vollzugsanstalt insgesamt sowie einzelfallbezogene Kontrollen konkreter 
Telefongespräche. Beide Formen kommen in der Regel kumulativ zum 
Einsatz.

Allgemeine Kontrollen

Die allgemeinen Kontrollen werden heutzutage im Wesentlichen im Wege 
der automatisierten Zugangs- und Zielnummernkontrollen durchgeführt. 
Auf diese Weise erfolgt die Kontrolle an beiden Enden der Kommunika­
tion: bei den Anrufenden wie auch bei den Angerufenen. Dabei erfolgt 
die Zugangskontrolle auf der Basis individueller Zugangscodes (PIN-Num­
mern), die zugleich die Verbindung zu den Guthabenkonten der Gefan­
genen herstellen. Dies kann gleichermaßen in Systemen, die auf Einzel­
gesprächsbasis administriert werden, wie auch für Anrufe auf der Grund­
lage von Dauertelefongenehmigungen praktiziert werden. Für die Ziel­
nummernkontrolle stehen grundsätzlich zwei Methoden zur Verfügung: 
das sog. Weißlistverfahren, das auf der Basis ausdrücklich freigeschalteter 
Zielnummern arbeitet, sowie das sog. Schwarzlistverfahren; das Letztere 
beschreibt eine automatische Sperre für bestimmte Zielnummern.306 In 
beiden Varianten können die entsprechenden, explizit erlaubten bzw. ex­
plizit gesperrten Verbindungen sowohl individuell als auch allgemein für 
alle Gefangenen307 zusammengestellt werden. Individual- und Kollektivlis­
ten können auch nebeneinander zum Einsatz kommen; häufig werden die 
beiden Kontrollverfahren (Weiß- und Schwarzlisten) ebenfalls kombiniert.

In der Gesetzesbegründung zum StVollzG NRW wird das Weißlistver­
fahren exemplarisch wie folgt erläutert: „Solche Telekommunikationssys­

4.1

305 Nicht auf der Höhe der Zeit erscheint gleichermaßen die Entscheidung des 
BayVerfGH v. 12.5.2009, Forum Strafvollzug 2009, S. 267 ff., 270; a.A. Schwind 
in Schwind et al. 2013, § 32 Rn. 2.

306 Ausführlicher Fährmann 2019, S. 90 ff., 93.
307 Zum Beispiel eine Weißliste mit allgemein zugänglichen Kontaktnummern von 

Behörden und anderen nützlichen Stellen; vgl. oben Fn. 191.
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teme sind in Nordrhein-Westfalen im Rahmen eines Modellversuchs in 
mehreren Anstalten eingerichtet worden, die nach folgendem Muster be­
trieben werden: Gefangene, die an dem System teilnehmen dürfen, bean­
tragen die Freischaltung einer individuellen Rufnummernliste, die bei Be­
darf geändert werden kann. Den Gefangenen ist es danach möglich, die 
von ihnen gewünschten und von der Anstalt frei geschalteten Telefon­
nummern mittels einer persönlichen Geheimzahl anzuwählen. Telefonkar­
ten sind nicht erforderlich. Die gewünschten Rufnummern werden nach 
Abgabe einer Einwilligungserklärung der in der Rufnummernliste ge­
nannten Gesprächsteilnehmerinnen und Gesprächsteilnehmer sowie nach 
einem zustimmenden Votum der Vollzugskonferenz und der anschließen­
den positiven Entscheidung der Anstaltsleitung freigeschaltet.“308

Die genannten Listen sind jederzeit, auch kurzfristig, änderbar, sodass 
die notwendige Kontrolle flexibel der jeweiligen Situation angepasst wer­
den kann. Hierfür wurden im Rahmen unserer Befragung einige exem­
plarische Beispiele benannt. So können etwa eine oder bestimmte Ruf­
nummern nach einem konkreten Missbrauchsfall generell gesperrt wer­
den.309 Mit der Praxis, die Freigabe derselben Zielnummer für verschie­
dene Gefangene auf der gleichen Station zu vermeiden, soll verhindert 
werden, dass Gefangene das Telefonkonto eines oder einer Mitgefange­
nen nutzen.310 Aus besonderem Anlass ist bis zur genauen Diagnose ei­
nes Missbrauchsfalles auch die sofortige (Kurz-)Abschaltung des Systems 
möglich.311 Auch justizielle Anordnungen – z.B. Kontaktbeschränkungsbe­
schlüsse – können jederzeit kurzfristig umgesetzt werden.312 Die Beispiele 
zeigen, dass mittels einfach umzusetzender organisatorischer Maßnahmen 
effektiv auf möglichen Missbrauch reagiert und einer Wiederholung vorge­
beugt werden kann.

308 Landtag NRW, Drs. 16/5413, S. 106; zit. nach Graf & Peglau 2021, § 24 Rn. 7.
309 Befragung MPI; nachdem in einer Vollzugsanstalt in Schleswig-Holstein eine 

Privatnummer eines Anstaltsbediensteten angewählt worden war, wurden sämt­
liche Privatnummern von Bediensteten kollektiv gesperrt.

310 Befragung MPI: Zusatzinformation aus Hamburg.
311 Befragung MPI: Zusatzinformation aus Baden-Württemberg.
312 Befragung MPI: Dieses Beispiel wurde von mehreren Bundesländern genannt.
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Individuelle Kontrollen

Sämtliche Landesgesetze sehen die Möglichkeit zur individuellen Kon­
trolle einzelner Telefongespräche vor.313 Aus der praktischen Perspektive 
kommt hierfür – vergleichbar mit den Möglichkeiten der Besuchsüberwa­
chung – die optische und die akustische Überwachung in Frage. In der 
Praxis werden auch diese Kontrollen recht unterschiedlich gehandhabt. 
Anders als im Besucherbereich ist die optische Überwachungsmöglichkeit 
beim Telefonieren auf die Kontrolle beschränkt, ob die Nummer des an­
gerufenen Anschlusses mit der genehmigten Zielnummer identisch ist.314 

In Echtzeit ist diese Art der visuellen Kontrolle der Kontaktherstellung 
eigentlich nur bei Einzeltelefongenehmigungen oder bei den zumeist 
erlaubten (zusätzlichen) Ad-hoc-Telefonaten von Dienstapparaten durch­
führbar. Dass die Telefonate regelmäßig noch einzeln administriert und 
dabei entsprechend optisch überwacht werden, ist in Deutschland eigent­
lich nur noch in Bayern gängige Praxis.315 Die Kontrolle beschränkt sich 
hier allerdings keineswegs bloß auf den kurzen Blick auf das Display. Das 
Setting der Anrufe am Dienstapparat in einem Dienstraum geht dann, 
jedenfalls faktisch, häufig mit einer zugleich akustischen Überwachung 
einher, die sich schlicht aufgrund der (physischen) Präsenz einer Dienst­
person ergibt. Damit unterscheidet sich die Kontrollintensität situativ 
freilich deutlich von dem bloß akustischen Mithören über die Telefonanal­
age. Eine vertrauliche Gesprächsatmosphäre ist unter solchen Umständen 
schwerlich gewährleistet; selbst wenn die Dienstperson den Dienstraum 
nach Beginn eines Telefonats kurzzeitig verlässt, besteht jederzeit die Mög­
lichkeit ihrer Rückkehr. Es sind sogar Berichte über vereinzelte Einmi­
schungen Diensthabender in Telefongespräche von Gefangenen dokumen­
tiert.316

In der großen Mehrzahl der Länder findet die akustische Überwachung 
auf Distanz, d.h. durch technische Aufschaltung in eine Gesprächsleitung 
statt. Für diese Überwachung kommen wiederum unterschiedliche Regeln 
zur Anwendung. Bayern ist das einzige Bundesland, das grundsätzlich eine 
flächendeckende Überwachung aller Telefonate für erforderlich erach­

4.2

313 Siehe oben unter Pkt. 2.1.
314 Vgl. Laubenthal 2015, S. 279.
315 Vgl. Pfalzer 2014. Kritisch zu dieser Praxis auch Thiele 2016, S. 264 f., Fährmann 

2019, S. 107 ff.
316 Siehe hierzu die empirische Untersuchung von Haverkamp 2011, S. 599.
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tet.317 Außerhalb Bayerns findet eine regelmäßige Echtzeitüberwachung 
lediglich in der Untersuchungshaft statt.318 Auch andere haftartbezogene 
Regelkontrollen, etwa bei Unterbringung im Hochsicherheitsbereich, wer­
den mitunter praktiziert. Im Übrigen dominiert ganz überwiegend das 
Stichprobenverfahren. Hierzu heißt es zum Beispiel in der Gesetzesbegrün­
dung zum StVollzG NRW: „Die Überwachung von Gesprächen aus dem 
Telekommunikationssystem erfolgt abweichend von [der gesetzlichen Re­
gelung] nur unregelmäßig. Die Sicherheit und Ordnung der Anstalt erfor­
dert es aber, dieses System auf Missbrauch überprüfen zu können. Dies ist 
nur durch die zufällige Kontrolle einzelner Telefonate möglich, weil im 
Vorhinein unbekannt ist, wann welche Gefangene mit welchen Personen 
aus ihrer Telefonliste in Kontakt treten werden. Durch die Einwilligung 
aller Beteiligten und die Information über die Überwachungsmöglichkei­
ten zu Beginn der Aufnahme in die Telefonliste und vor jedem Telefonat 
werden die Rechte der Gefangenen und ihrer Gesprächspartnerinnen und 
-partner nicht eingeschränkt.“319

Eine explizite Einwilligung in die potenzielle Überwachung ist in meh­
reren Bundesländern gesetzlich verankert; praktiziert wird sie insbesonde­
re in Ländern, die Dauergenehmigungen erteilen. Zwei Formen kommen 
hierbei zur Anwendung: In einigen Ländern müssen nur die Gefangenen 
vorab zustimmen,320 in anderen zusätzlich auch die Anzurufenden.321

Die tatsächliche Realisierung einer individuellen akustischen Überwa­
chungsmaßnahme kommt nach den eingegangenen Informationen selten 
bis sehr selten322 vor und ist ebenfalls von verschiedenen Kriterien abhän­
gig. Entscheidungsleitend können auf die Person des Gefangenen bezoge­
ne Aspekte sein, namentlich die Gefährdung der Resozialisierung sowie 
verhaltensbezogene Sicherheitsaspekte, und ebenso empfänger- bzw. ziel­
nummernbezogene. Im letzteren Falle können personenbezogene Kriteri­
en (wer ist der Kommunikationspartner bzw. die Kommunikationspartne­

317 Vgl. Laubenthal 2015, S. 282. Mit ähnlichem Tenor auch die Auskunft auf die 
Befragung des MPI, wobei einige Vollzugsanstalten im Rahmen der pandemie­
bedingten Ausweitung der Gefangenentelefonie ebenfalls zu der Praxis von 
Stichprobenkontrollen übergegangen seien; die optische Kontrolle der gewähl­
ten Rufnummer komme in Bayern weiterhin flächendeckend zur Anwendung.

318 Neben die vollzugsrechtlichen Beschränkungen treten dann auch diejenigen 
gem. § 119 StPO.

319 Siehe oben Fn. 308.
320 Z.B. § 33 Abs. 2 NJVollzG, § 37 Abs. 2 JVollzGB I LSA.
321 Z.B. § 36 Abs. 3 HStVollzG, § 24 Abs. 3 StVollzG NRW.
322 Z.B. Saarland: „ganz ausnahmsweise“; Befragung MPI.
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rin?) ebenso relevant sein wie technische (ob es sich beispielsweise um 
eine Mobilnummer handelt). Auch situativ-anlassbezogene Aspekte kön­
nen eine Rolle spielen. Bei Missbrauch kann als schärfste Reaktion ein 
Abbruch als Sofortmaßnahme drohen. Ein solcher kann, ebenso wie ein 
zunächst nicht unmittelbar sanktionierter Missbrauch, auch eine temporä­
re Sperrung einer bestimmten Zielnummer oder des Telefonzugangs zur 
Folge haben.

Die akustische Überwachung wird im Übrigen in aller Regel in Echtzeit 
durchgeführt. Lediglich aus dem Saarland wurde angegeben, dass ganz 
ausnahmsweise eine Inhaltsaufzeichnung zur zeitversetzten akustischen 
Kontrolle vorgenommen werden darf.323 In einigen weiteren Ländern wer­
den Verbindungsdaten zu Abrechnungszwecken temporär gespeichert.324

323 Befragung MPI.
324 U.a. in Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Schleswig-

Holstein, Thüringen; Befragung MPI.
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Zusammenfassung

Das Bundesverfassungsgericht befasst sich derzeit mit zwei Verfassungs­
beschwerden, die das Recht und die Praxis der Gefangenentelefonie in 
Bayern zum Gegenstand haben. In den anhängigen Verfahren werden 
zahlreiche Fragen von grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Relevanz auf­
geworfen. Dies betrifft insbesondere das Verhältnis zwischen dem bundes­
rechtlich verankerten Grundrecht auf Resozialisierung einerseits und den 
landesrechtlichen Vorgaben zu seiner Ausgestaltung andererseits – vorlie­
gend am Beispiel der Regelungen zur Gefangenentelefonie im bayerischen 
Strafvollzug. Die hier vorgelegten Analysen, die einem konkreten Fragen­
katalog des Senats zu den aktuellen Verfahren folgen, machen deutlich, 
welche Bedeutung diesem – vermeintlich banalen – Lebenssachverhalt im 
Kontext des Strafvollzuges zukommt.

Gefangenentelefonie ist ein essenzieller Baustein im Kanon der vollzug­
lichen Resozialisierungsmaßnahmen. Sie ist eine besonders bedeutsame 
Form der Beziehungspflege mit der Außenwelt, da sie einen intensiveren, 
direkteren und häufigeren Austausch mit Personen außerhalb der Anstalt 
ermöglicht. Mit der Förderung von Kontakten inhaftierter Personen nach 
draußen tragen die Justizvollzugsanstalten wesentlich zur Förderung des 
grundrechtlich vorgegebenen Resozialisierungsauftrages bei, der durch 
die vollzugsrechtlich verankerten Behandlungsgrundsätze – den Anglei­
chungsgrundsatz, den Gegensteuerungsgrundsatz und den Eingliederungs­
grundsatz – konkretisiert wird. Telefonate können a priori häufiger und 
spontaner als Besuche stattfinden und stellen zudem ein zeitgemäßeres 
Kommunikationsmedium dar als Briefkontakte, auf die der Bayerische 
Justizvollzug die Gefangenen bis heute gerne verweist. Unter den intra­
muralen Kommunikationsangeboten ist die Gefangenentelefonie von be­
sonderer Bedeutung für die Förderung der sozialen Unterstützung, des 
sozialen Kapitals, der Übernahme normkonformer Rollen, der Verantwor­
tungsübernahme sowie für die Verhinderung von Entfremdungsprozessen. 
Kontakte, die den Übergangsprozess von Haft in Freiheit erleichtern und 
maßgeblich zur Vorbereitung des sozialen Empfangsraums beitragen, müs­
sen gepflegt werden. Hier stellt die Gefangenentelefonie eine wichtige 
Ergänzung zu Besuchen mit ihren physischen und organisatorischen Bar­
rieren dar.

5.
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Zwar geht von der Gefangenentelefonie nach dem gegenwärtigen For­
schungsstand kein direkter rückfallreduzierender Effekt aus; zu komplex 
sind die Rückfalldynamiken in jedem Einzelfall. Gefangenentelefonie 
kann aber als moderierender Faktor zu einer erfolgreichen Resozialisie­
rung beitragen, indem die auch durch Gefangenentelefonie unterstützte 
bzw. geförderte Aufrechterhaltung von Bindungen zur Verringerung des 
Rückfallrisikos beiträgt (Stichwort: informelle Sozialkontrolle) und über 
die bestehenden Bindungen der Zugang zu Wohnraum und Arbeitsplatz 
erleichtert werden kann. Grundsätzliche negative Auswirkungen der Ge­
fangenentelefonie auf den Resozialisierungsprozess lassen sich nicht fest­
stellen. Sollte es im Rahmen von Telefonkontakten zu destabilisierenden 
Momenten kommen, so wären Gefangene bei der funktionalen Bewälti­
gung dieser Stressoren oder Konflikte idealerweise zu unterstützen. Denn 
auch dies wäre im Sinne des Begriffsverständnisses von Resozialisierung als 
Summe aller Bemühungen zum Zweck der Befähigung der Gefangenen, 
künftig ein Leben in sozialer Verantwortung zu führen, unter eben diese 
Resozialisierungsmaßnahmen zu subsumieren. Für einen rückfallfördern­
den Effekt liegen keinerlei empirische Ergebnisse vor. Auch die häufig vor­
gebrachten Bedenken, durch Telefonkontakte könnten Straftaten aus dem 
Vollzug heraus vorbereitet werden oder sie könnten gar eine Verstärkung 
kriminogener Kontakte bewirken, lassen sich – auf der Grundlage der im 
Rahmen dieser Studie durchgeführten Umfrage – nicht als bedeutendes 
Problem substantiieren.

Der Abbruch von Beziehungen ist eine der schädlichsten Folgen einer 
Inhaftierung. Damit – vor allem familiäre – Beziehungen einen stabilen 
und tragfähigen Charakter aufrechterhalten oder entwickeln können, 
kommt der Gefangenentelefonie eine gewichtige Bedeutung für eine gelin­
gende Wiedereingliederung zu. Die Gelegenheit, mit Bezugspersonen au­
ßerhalb der Vollzugsanstalt zu telefonieren, ist daher zusammen mit dem 
Besuchsempfang und dem brieflichen Austausch als fundamentales Ele­
ment eines am Resozialisierungsziel orientierten Strafvollzuges zu betrach­
ten. Aus der Verankerung der Außenkontakte im allgemeinen Persönlich­
keitsrecht ergibt sich nach hier vertretener Auffassung, dass Gefangene 
jedenfalls grundsätzlich eine Wahl zwischen allen verfügbaren Kontakt­
möglichkeiten haben müssen. Weder kann die Nutzung einer bestimmten 
Kontaktform eine andere per se begrenzen oder gar ausschließen, noch 
kann die Vollzugsverwaltung a priori eine bestimmte Variante generell 
vorschreiben oder ausschließen – und sei es nur durch organisatorische 
Hürden.
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Die aktuellen gesetzlichen Regelungen zur Gefangenentelefonie in 
Bayern unterscheiden sich signifikant von dem Rechtsrahmen in den ande­
ren Bundesländern. Der Zugang zu einem Telefon ist gem. Art. 35 BaySt
VollzG auf zweifache Weise begrenzt. Einerseits wird er in der Vorausset­
zung auf dringende Fälle beschränkt, andererseits wird der Zugang auf der 
Rechtsfolgenseite durch eine restriktive Ausübung der Ermessensspielräu­
me beschnitten. Somit besteht selbst in dringenden Fällen kein Anspruch 
zu telefonieren, sondern lediglich ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie 
Entscheidung.

Durch die Veränderungen im Bereich der Informations- und Kommuni­
kationstechnologien hat sich der technische und organisatorische Rahmen 
für die Gefangenentelefonie deutlich verändert. Diese wurden jedoch bei 
weitem noch nicht in allen Bundesländern angepasst, schon gar nicht 
flächendeckend. In der Mehrzahl der Länder dominiert nach wie vor noch 
die traditionelle Gang- bzw. Stationstelefonie, auch wenn die Haftraum­
telefonie deutlich ausgeweitet wurde. Hiervon setzt sich Bayern bislang 
bewusst ab; dort sind Telefongespräche meist nur über die Diensttelefone 
in den Dienst- bzw. Kontrollräumen möglich. Auch das Antragswesen und 
die Entscheidungsroutinen unterscheiden sich deutlich. Mit dem Einzel­
antragsverfahren, das nach den Ergebnissen unserer Befragung jedenfalls 
im Regelvollzug in kaum einem anderen Bundesland mehr zum Einsatz 
kommt, nimmt Bayern mittlerweile eine Außenseiterposition ein. Über­
all dort, wo Langzeit- bzw. Dauertelefongenehmigungen möglich sind, 
bezieht sich der Entscheidungsbedarf nicht mehr auf einzelne Telefonkon­
takte, sondern auf das gesamte Kommunikationsverhalten des oder der 
individuellen Gefangenen. Beantragt werden muss dann nicht mehr ein 
einzelnes Telefonat, sondern der regelmäßige Kontakt zu bestimmten Per­
sonen oder der Telefonzugang insgesamt.

Der Schwerpunkt der individuellen Ermessensentscheidung verschiebt 
sich mithin zunehmend von der Zulassungs- auf die Reaktionsebene und 
konzentriert sich dann auf Fälle missbräuchlicher bzw. sicherheits- oder 
ordnungsrelevanter Nutzung der Telekommunikationsmöglichkeiten. Aus 
dem damit einhergehenden partiellen Kontrollverzicht ergibt sich für 
die Gefangenen ein im Haftalltag spürbarer Freiheits- und Autonomie­
zugewinn. Aus der Resozialisierungsperspektive ergeben sich zusätzliche 
behandlerische Ansatzpunkte; so können etwa regelkonformes Verhalten 
oder Verstöße gegen die Regeln für die Nutzung der Telekommunikati­
onsangebote in die weitere Vollzugsplanung einfließen und so für den Be­
handlungsprozess nutzbar gemacht werden. Schließlich ergibt sich aus der 
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ökonomischen Perspektive eine spürbare Reduktion des administrativen 
Aufwandes.

Ganz im Fokus der bayerischen Vollzugsanstalten stehen hingegen nach 
wie vor der potenzielle Missbrauch sowie sicherheits- oder ordnungsrele­
vante Bedenken. Ungeachtet der ansonsten restriktiven Telefongenehmi­
gungspraxis kann der Angehörigenstatus grundsätzlich auch in Bayern Be­
rücksichtigung finden. In Zusammenschau mit der allgemeinen Kontakt­
förderungspflicht kann sich der Anspruch auf fehlerfreie Ermessensaus­
übung namentlich (aber nicht nur) bei Angehörigenkontakten zu einem 
echten Anspruch verdichten. Art. 6 GG gewährt Kontakte zur Familie au­
ßerdem nicht nur in dringenden Fällen, sondern schützt den regelmäßigen 
Kontakt. Die Genehmigung eines Telefonates alle zwei bis drei Monate, 
wie in Bayern vor der Pandemie praktiziert, wird diesen Anforderungen 
freilich nicht gerecht.

Dabei ist zu hinterfragen, ob der Verweis der bayerischen Strafvollzugs­
behörden auf den hohen personellen Kontrollaufwand bei Telefongesprä­
chen im Hinblick auf die heutzutage verfügbaren Technologien tatsäch­
lich noch sachgerecht ist. Jedenfalls sprechen die praktischen Erfahrungen 
in den anderen Bundesländern eher gegen dieses Argument. Denn in 
den allermeisten Bundesländern wird heutzutage eine automatisierte Zu­
gangs- und Zielnummernkontrolle durchgeführt. Auf diese Weise erfolgt 
die Kontrolle an beiden Enden der Kommunikation: bei den Anrufenden 
wie auch bei den Angerufenen. Zahlreiche Beispiele aus der Praxis zeigen, 
dass mittels einfach umzusetzender organisatorischer Maßnahmen effektiv 
auf möglichen Missbrauch reagiert und einer Wiederholung vorgebeugt 
werden kann. Bayern ist inzwischen das einzige Bundesland, das die Tele­
fonate der Gefangenen nach wie vor einzeln administriert – vom Antrag 
bis zur Durchführung – und optisch überwacht.

Auch mit Blick auf die akustische Überwachung nimmt Bayern einen 
Sonderstatus ein. Nur dort wird bis heute grundsätzlich eine flächende­
ckende Überwachung aller Telefonate für erforderlich erachtet. In ande­
ren Bundesländern werden regelmäßige Echtzeitkontrollen nur im Rah­
men der Untersuchungshaft und in besonderen Abteilungen, etwa im 
Hochsicherheitsbereich, durchgeführt. Ansonsten finden Kontrollen nur 
stichprobenartig statt. Im Rahmen der pandemiebedingten Ausweitung 
der Gefangenentelefonie sind auch einige bayerische Vollzugsanstalten zu 
Stichprobenkontrollen übergegangen, wobei die optische Kontrolle der 
gewählten Rufnummer in Bayern weiterhin flächendeckend angewendet 
wird. Interessant ist an dieser Stelle, dass auch in den Bundesländern, die 
eine deutlich liberalere Praxis haben, Missbrauchsfälle nur sehr selten be­
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richtet werden. Die eingesetzten Kontrollstrategien und -techniken schei­
nen also ausreichend mit Blick auf Sicherheitsbedenken. Man kann im 
Übrigen davon ausgehen, dass großzügige(-re) Telefonbedingungen sogar 
einen Anreiz zu regelkonformem Verhalten darstellen.

Die Videotelefonie wird inzwischen in allen Bundesländern eingesetzt, 
auch in Bayern. Dabei wurden die Kapazitäten im Rahmen der durch 
die Corona-Pandemie bedingten Restriktionen von physischen Besuchen 
entweder erweitert, wo diese Technik bereits vorhanden war, oder neu 
eingerichtet. Dabei wird Videotelefonie in der Regel als Ersatz für den 
pandemiebedingten Wegfall von Besuchen behandelt und nicht als zusätz­
liche Anwendungsform der Telekommunikation. Zur Kompensation der 
pandemiebedingten Einschränkungen der physischen Kontaktmöglichkei­
ten wurden zudem die Frequenz und Höchstdauer der zugelassenen Tele­
fonate in quasi allen Justizvollzugsanstalten temporär erweitert.

In den europäischen Strafvollzugsgrundsätzen nimmt das Recht der Ge­
fangenen auf Kommunikation mit der Außenwelt durch Brief-, Telefon- 
und Besuchskontakte ebenfalls eine herausragende Stellung ein. Die Eu­
ropean Prison Rules betonen unter anderem das Recht auf regelmäßigen 
und häufigen Zugang aller Gefangenen zu einem Telefon oder anderen 
Formen elektronischer Kommunikation. So wird vom Europarat festgehal­
ten, dass alle Gefangenen mindestens einmal pro Woche Zugang zu einem 
Telefon haben sollten (Kommunikation mit der Rechtsvertretung nicht 
eingeschlossen). Kritische Anmerkungen zu der Situation der Gefangenen­
telefonie in deutschen Haftanstalten ziehen sich wie ein roter Faden durch 
sämtliche bisherigen Besuchsberichte des Europäischen Komitees zur Ver­
hütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe (CPT). Insbesondere die Situation im bayerischen Strafvollzug 
steht wiederholt im Fokus der Kritik, wobei sich diese Kritik sowohl auf 
die gesetzliche Regelung des § 35 BayStVollzG als auch auf die Anwen­
dung in der Praxis bezieht. Auch beim letzten Besuch des Komitees im 
Jahr 2020 wurden die bayerische Praxis und Gesetzgebung zum wiederhol­
ten Mal explizit gerügt.

Ergänzend weist das CPT darauf hin, dass Gefangene mit weit entfernt 
lebenden Angehörigen, die Besuche nur selten realisieren können, oder 
Gefangene mit Kindern besonders zu berücksichtigen sind, wenn es um 
die Erweiterung von telefonischen Kommunikationsmöglichkeiten geht. 
Telefonkontakte sollten demnach kompensatorisch für nur selten zu reali­
sierende Besuchsmöglichkeiten eingesetzt werden.

In der Summe lässt sich festhalten, dass die rechtlichen und tatsächli­
chen Bedingungen der Gefangenentelefonie nirgendwo so restriktiv ausge­
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staltet sind wie derzeit in Bayern – dies gilt nicht nur im innerdeutschen, 
sondern ebenso im gesamteuropäischen Vergleich. Vor diesem Hinter­
grund muss die Frage aufgeworfen werden, ob sich der Haftalltag der Ge­
fangenen in Bayern qualitativ so wesentlich von dem in anderen Bundes­
ländern unterscheidet, dass das verfassungsrechtliche Gleichbehandlungs­
gebot aus Art. 3 GG sowie das Grundrecht auf Resozialisierung verletzt 
sein könnten. Auch mit Blick auf kriminalprognostische Fragestellungen 
könnten bayerische Gefangene schlechter dastehen. Denn bei kriminalpro­
gnostischen Entscheidungen ist – neben vielen anderen Aspekten – zu 
prüfen, ob Gefangene im Hinblick auf den sozialen Empfangsraum über 
tragfähige soziale Kontakte verfügen. Wird der regelmäßige Kontakt durch 
eine beschnittene Gefangenentelefonie de facto erschwert, könnte allein 
schon der aus dieser Beschränkung resultierende eingeschränkte Kontakt 
negativ ins Gewicht fallen. Schließlich stellt sich die Frage nach einer 
möglichen Kollision des bayerischen Strafvollzugsrechts mit dem ebenfalls 
bundesrechtlich determinierten Konzept der Einheitsfreiheitsstrafe, soweit 
es auf den Vollzug ausstrahlt.
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Anhänge

Anhang 1: Sammlung ausgewählter Gesetzestexte der Bundesländer

Stand: 31.8.2022

Baden-Württemberg

Justizvollzugsgesetzbuch: Buch 3 – Strafvollzug
(JVollzGB III)
   
§ 19 Pflege sozialer Beziehungen
(1) Gefangene haben das Recht, mit Personen außerhalb der Justizvoll­
zugsanstalt im Rahmen der Vorschriften dieses Gesetzes zu verkehren. Der 
Kontakt zu Angehörigen und Personen, von denen ein günstiger Einfluss 
auf die Gefangenen erwartet werden kann, wird gefördert.
(2) Gefangene dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer 
beträgt mindestens eine Stunde im Monat.
(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie die Be­
handlung oder Eingliederung der Gefangenen fördern oder persönlichen, 
rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen, die von den Ge­
fangenen weder schriftlich erledigt, noch durch Dritte wahrgenommen 
oder bis zur Entlassung aufgeschoben werden können.
(4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt 
kann ein Besuch davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besuche­
rin oder der Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder 
sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lässt. Aus den 
gleichen Gründen kann die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zuge­
lassenen Personen beschränkt werden.
   
§ 27 Telefongespräche
(1) Gefangenen kann gestattet werden, zu telefonieren.
(2) Im Übrigen gelten für Telefonate die für den Besuch geltenden Vor­
schriften mit Ausnahme von § 19 Abs. 2 entsprechend. Die Überwachung 
der Unterhaltung ist den Gesprächspartnern der Gefangenen unmittelbar 
nach Herstellung der Verbindung von der Justizvollzugsanstalt oder den 
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Gefangenen mitzuteilen. Die Gefangenen sind rechtzeitig vor Beginn 
des Telefongesprächs über die beabsichtigte Überwachung und die Mittei­
lungspflicht zu unterrichten.
(3) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten 
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 27a Andere Formen der Telekommunikation
Die Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes in der Anstalt bedarf der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde. Nach Zulassung kann die Anstaltsleiterin oder der An­
staltsleiter den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu 
nutzen. Eine Gestattung ist ausgeschlossen, wenn hierdurch die Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt gefährdet wäre. Im Übrigen finden die Bestim­
mungen dieses Abschnitts entsprechende Anwendung, soweit die andere 
Form der Telekommunikation dem Wesen der dort geregelten Kommuni­
kationsform entspricht.
   
Justizvollzugsgesetzbuch – Buch 1: Gemeinsame Regelungen und Or­
gansiation
(JVollzGB I)
   
§ 22 Feststellung von Mobilfunkendgeräten und Störung des Mobilfunkverkehrs
(1) Gefangenen ist der Besitz und Betrieb von Mobilfunkendgeräten auf 
dem Gelände der Justizvollzugsanstalten untersagt. Für Einrichtungen, die 
der Unterbringung von Freigängern dienen, können Ausnahmen zugelas­
sen werden.
(2) […]

Bayern

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe
(Bayerisches Strafvollzugsgesetz – BayStVollzG)
   
Art. 26 Grundsatz
Gefangene haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im Rah­
men der Vorschriften dieses Gesetzes zu verkehren. Der Verkehr mit Per­
sonen außerhalb der Anstalt ist zu fördern.
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Art. 35 Ferngespräche
(1) Gefangenen kann in dringenden Fällen gestattet werden, Ferngesprä­
che zu führen. Die Vorschriften über den Besuch gelten entsprechend. 
Ist die Überwachung der fernmündlichen Unterhaltung erforderlich, ist 
die beabsichtigte Überwachung den Gesprächspartnern der Gefangenen 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung durch die Anstalt oder die 
Gefangenen mitzuteilen. Die Gefangenen sind rechtzeitig vor Beginn der 
fernmündlichen Unterhaltung über die beabsichtigte Überwachung und 
die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu unterrichten.
(2) Die Kosten der Ferngespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
(3) [Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Berlin

Berliner Strafvollzugsgesetz
(StVollzG Bln)
   
§ 28 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren. Die Anstalt för­
dert den Kontakt der Gefangenen mit Personen, von denen ein günstiger 
Einfluss erwartet werden kann.
   
§ 33 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche durch Ver­
mittlung der Anstalt zu führen. Die Vorschriften über den Besuch der § 29 
Absatz 5, §§ 30, 31 Absatz 5 und § 32 gelten entsprechend. Die angeordne­
te Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 
des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerinnen und Gesprächspart­
nern der Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 40 Andere Formen der Telekommunikation
Die Anstalt kann den Gefangenen gestatten, andere von der Aufsichtsbe­
hörde zugelassene Formen der Telekommunikation auf ihre Kosten zu 
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nutzen. Im Übrigen finden in Abhängigkeit von der Art der Telekommu­
nikation die Vorschriften dieses Abschnitts über den Schriftwechsel, den 
Besuch und über Telefongespräche entsprechende Anwendung.
   
Gesetz zur Verhinderung des Mobilfunkverkehrs in Justizvollzugsan­
stalten
(Mobilfunkverhinderungsgesetz - MFunkVG)
   
§ 1 Verbot des Mobilfunks
[Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Brandenburg

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe und der 
Untersuchungshaft im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Justizvollzugsgesetz – BbgJVollzG)
   
§ 33 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren. Der Verkehr 
mit der Außenwelt, insbesondere die Erhaltung der Kontakte zu Bezugs­
personen und die Schaffung eines sozialen Empfangsraums, ist zu fördern.
   
§ 38 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich­
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 
des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerinnen oder Gesprächspart­
nern der Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 44 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde (§ 115 Absatz 1) 
kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten, 
diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen dieses Ab­
schnitts gelten entsprechend.
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§ 118 Verbot und Störung des Mobilfunkverkehrs
(1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände des geschlossenen 
Vollzugs verboten. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann abwei­
chende Regelungen treffen.
(2) […]

Hansestadt Bremen

Bremisches Strafvollzugsgesetz
   
§ 25 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 30 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Telefongespräche mit Angehörigen der Gefangenen im Sinne des § 11 
Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuchs sind zu gestatten. Die Bestim­
mungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsichtigte Überwa­
chung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn des Telefon­
gesprächs und den Gesprächspartnern der Gefangenen unmittelbar nach 
Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
(3) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände verboten, soweit 
diese nicht dienstlich zugelassen sind. Die Anstaltsleitung kann abwei­
chende Regelungen treffen.
(4) […]
   
§ 36 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde kann die An­
staltsleitung den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu 
nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.
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Hansestadt Hamburg

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe
(Hamburgisches Strafvollzugsgesetz – HmbStVollzG)
   
§ 32 Telekommunikation
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, auf eigene Kosten Telefonge­
spräche zu führen. Die Gespräche dürfen aus Gründen der Behandlung 
oder der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt überwacht werden. Ist 
die Überwachung des Telefongesprächs erforderlich, ist die beabsichtigte 
Überwachung den Gesprächspartnern der Gefangenen durch die Anstalt 
oder durch die Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung 
mitzuteilen. § 30 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt entsprechend. Die 
Gefangenen sind rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs über die 
beabsichtigte Überwachung und die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu un­
terrichten.
(2) Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne 
des Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 ( BGBl. I S. 1190 ), 
zuletzt geändert am 3. Mai 2012 ( BGBl. I S. 958 ), in der jeweils geltenden 
Fassung durch die Aufsichtsbehörde kann die Anstaltsleitung den Gefan­
genen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmun­
gen dieses Abschnitts gelten entsprechend.
(3) [Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Hessen

Hessisches Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Siche­
rungsverwahrung
(Hessisches Strafvollzugsgesetz – HStVollzG)
   
§ 33 Grundsätze 
(1) Die Gefangenen haben im Rahmen der Vorschriften dieses Abschnitts 
das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt zu verkehren. Kontakte 
der Gefangenen zu ihren Angehörigen im Sinne von § 11 Abs. 1 Nr. 1 des 
Strafgesetzbuchs werden besonders gefördert.
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(2) Die Anstaltsleitung kann den Kontakt mit bestimmten Personen unter­
sagen,
1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Personen, die nicht Angehörige der Gefangenen im Sinne des § 11 

Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs sind, wenn zu befürchten ist, dass 
sie einen schädlichen Einfluss auf die Gefangenen haben oder deren 
Eingliederung behindern würden.

(3) Besuche von und Schriftverkehr mit Verteidigerinnen und Verteidi­
gern sind zu gewährleisten und alle Kontakte mit ihnen dürfen nicht über­
wacht werden. § 148 Abs. 2 und § 148a der Strafprozessordnung bleiben 
unberührt. Zu gestatten sind auch Besuche von und Schriftverkehr mit 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie Notarinnen und Notaren 
in einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache.
(4) Nicht überwacht werden auch Kontakte mit den in § 119 Abs. 4 Satz 2 
der Strafprozessordnung genannten Personen und Stellen, soweit
1. bei mündlicher Kommunikation die Identität der Kontaktperson zwei­

felsfrei feststeht,
2. ausgehende Schreiben an den jeweiligen Dienstsitz gerichtet sind und 

den Absender zutreffend angeben oder
3. bei eingehenden Schreiben begründete Zweifel an der Identität des Ab­

senders nicht vorliegen oder auf andere Weise als durch Überwachung 
ausgeräumt werden können.

(5) Die Kosten für Telekommunikation sowie abgehende Schreiben und 
Pakete tragen die Gefangenen. Sind sie hierzu nicht in der Lage, kann 
die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang 
übernehmen.
   
§ 36 Telekommunikation 
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Aus wichtigen Gründen können sie andere Kommunikationsmittel durch 
Vermittlung und unter Aufsicht der Anstalt nutzen.
(2) Für Telefongespräche und sonstige mündliche Kommunikation gilt 
§ 34 Abs. 4 entsprechend. Findet danach eine Überwachung statt, so sind 
die Gefangenen und die anderen Gesprächsbeteiligten vor Beginn der 
Überwachung hierauf hinzuweisen. Für schriftliche Kommunikation gel­
ten die Vorschriften über den Schriftwechsel entsprechend.
(3) Ist ein Telekommunikationssystem eingerichtet, kann außer in den 
Fällen des § 33 Abs. 3 und Absatz 4 die Teilnahme daran davon abhängig 
gemacht werden, dass die Gefangenen und die anderen Gesprächsbeteilig­
ten in eine mögliche stichprobenartige Überwachung der Telekommuni­
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kation, auch zur Feststellung der Identität der Gesprächsbeteiligten, ein­
willigen. Die Gesprächsbeteiligten sind auf die mögliche Überwachung 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung hinzuweisen.
(4) [Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Mecklenburg-Vorpommern

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Mecklenburg-Vorpom­
mern
(StVollzG M‑V)
   
§ 25 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 30 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich­
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 
des Telefongesprächs und den Gesprächspersonen der Gefangenen unmit­
telbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
(3) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände verboten, soweit 
diese nicht dienstlich zugelassen sind. Der Anstaltsleiter oder die Anstalts­
leiterin kann abweichende Regelungen treffen. […]

Niedersachsen

Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz
(NJVollzG)
   
§ 33 Telekommunikation
(1) In dringenden Fällen soll der oder dem Gefangenen gestattet werden, 
Telefongespräche zu führen. Für das Verbot, die akustische Überwachung 
und den Abbruch von Telefongesprächen gelten die §§ 26 und 28 Abs. 1 
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Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. Ist eine akustische Überwachung 
beabsichtigt, so ist dies der Gesprächspartnerin oder dem Gesprächspart­
ner unmittelbar nach Herstellung der Verbindung durch die Vollzugsbe­
hörde oder die Gefangene oder den Gefangenen mitzuteilen. Die oder der 
Gefangene ist rechtzeitig vor Beginn der Unterhaltung über die beabsich­
tigte Überwachung und die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu unterrich­
ten. Die Unterhaltung kann zeitversetzt überwacht und zu diesem Zweck 
gespeichert werden.
(2) Der oder dem Gefangenen kann allgemein gestattet werden, Telefon­
gespräche zu führen, wenn sie oder er sich mit zur Gewährleistung der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt von der Vollzugsbehörde erlassenen 
Nutzungsbedingungen einverstanden erklärt. Soweit die Nutzungsbedin­
gungen keine abweichenden Regelungen enthalten, gilt Absatz 1 Sätze 2 
bis 5 entsprechend.
(3) Die Zulassung einer anderen Form der Telekommunikation, insbeson­
dere der Videotelefonie, in der Anstalt bedarf der Zustimmung des Fach­
ministeriums; die oder der Gefangene hat keinen Anspruch auf Erteilung 
der Zustimmung. Hat das Fachministerium die Zustimmung erteilt, so 
kann die Vollzugsbehörde der oder dem Gefangenen allgemein oder im 
Einzelfall die Nutzung der zugelassenen Telekommunikationsform gestat­
ten, wenn sichergestellt ist, dass hierdurch nicht die Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt gefährdet wird und sich die oder der Gefangene mit den 
von der Vollzugsbehörde zu diesem Zweck erlassenen Nutzungsbedingun­
gen einverstanden erklärt. Soweit die Nutzungsbedingungen keine abwei­
chenden Regelungen enthalten, gelten für Telekommunikationsformen,
1. die einem Besuch vergleichbar sind, Absatz 1 Sätze 2 bis 5,
2. die einem Schriftwechsel vergleichbar sind, § 29 Abs. 2 sowie die §§ 30 

bis 32
entsprechend.

(4) [Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]
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Nordrhein-Westfalen

Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe in Nordrhein-
Westfalen
(Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen – StVollzG NRW)
   
§ 18 Grundsatz
(1) Gefangene dürfen nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts
1. regelmäßig Besuch empfangen,
2. Schreiben absenden und empfangen,
3. Einrichtungen der Telekommunikation nutzen und
4. Pakete versenden und empfangen.
(2) Der Kontakt zu Angehörigen, insbesondere zu minderjährigen Kindern 
der Gefangenen, und anderen Personen, von denen ein günstiger Einfluss 
auf die Gefangenen zu erwarten ist, wird besonders gefördert.
(3) Die Kosten des Schrift- und des Paketverkehrs sowie der Telekommu­
nikation tragen die Gefangenen. Bei bedürftigen Gefangenen können die 
Kosten in angemessenem Umfang übernommen werden.
   
§ 24 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche durch Ver­
mittlung der Anstalt zu führen, soweit es die räumlichen, personellen und 
organisatorischen Verhältnisse der Anstalt zulassen.
(2) Die Anstaltsleitung kann eine Überwachung der Telefongespräche aus 
Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder der Behandlung 
anordnen. Eine beabsichtigte Überwachung wird den Gefangenen recht­
zeitig vor Beginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerinnen 
und Gesprächspartnern der Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der 
Verbindung mitgeteilt.
(3) Ist ein Telekommunikationssystem eingerichtet, kann Gefangenen die 
Teilnahme daran gestattet werden, soweit diese und ihre Gesprächspartne­
rinnen und Gesprächspartner in eine unregelmäßige Überwachung der 
Telekommunikation einwilligen. Ihnen ist die beabsichtigte Überwachung 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mitzuteilen.
(4) Für den Abbruch der Telefongespräche gilt § 20 Absatz 3 entsprechend.
   
§ 25 Verbot von Besuchen, Schriftwechsel und Telefongesprächen
Besuche sowie Schriftwechsel und Telefongespräche können untersagt 
oder beschränkt werden, wenn im Einzelfall
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1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2. zu befürchten ist, dass der Kontakt mit Personen, die nicht Angehörige 

der Gefangenen gemäß § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches 
sind, einen schädlichen Einfluss auf die Gefangenen hat oder ihre Ein­
gliederung behindert, oder

3. die Gefangenen mit Opfern von Straftaten der Gefangenen in Verbin­
dung treten wollen und durch den Kontakt nachteilige Auswirkungen 
auf die Opfer oder gefährdete Dritte zu befürchten sind oder diese 
einer Kontaktaufnahme widersprochen haben oder

4. zu befürchten ist, dass der Kontakt Bestrebungen im Sinne des § 3 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 des Verfassungsschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995, S. 28) 
in der jeweils geltenden Fassung oder entsprechende Verhaltensweisen 
fördert.
   

§ 27 Andere Formen der Telekommunikation
Den Gefangenen kann gestattet werden, andere von der Aufsichtsbehörde 
zugelassene Formen der Telekommunikation durch Vermittlung der An­
stalt zu nutzen, wenn hierdurch weder die Sicherheit noch die Ordnung 
der Anstalt gefährdet wird. Im Übrigen finden in Abhängigkeit von der 
Art der Telekommunikation die Vorschriften über den Schriftwechsel, den 
Besuch und über Telefongespräche entsprechende Anwendung.
   
§ 67 Maßnahmen zur Verhinderung unerlaubter Telekommunikation
[Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Rheinland-Pfalz

Landesjustizvollzugsgesetz Rheinland-Pfalz
(LJVollzG RP)
   
§ 32 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 37 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich­
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 
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des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerinnen und Gesprächspart­
nern der Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 43 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190) in der 
jeweils geltenden Fassung durch die Aufsichtsbehörde (§ 112 Abs. 1) kann 
die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten, diese 
Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts 
gelten entsprechend.
   
§ 115 Störung des Mobilfunkverkehrs
(1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände verboten, soweit 
diese nicht dienstlich zugelassen sind. Die Anstaltsleiterin oder der An­
staltsleiter kann abweichende Regelungen treffen.
(2) […]

Saarland

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe im Saarland
(Saarländisches Strafvollzugsgesetz – SLStVollzG)
   
§ 25 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 30 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu füh­
ren. Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beab­
sichtigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor 
Beginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnern der Gefangenen 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
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§ 36 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde kann die An­
staltsleitung den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu 
nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.
   
Saarländisches Justizvollzugssicherungsgesetz
(SJVollzSichG)
   
§ 1 Verbot des Mobilfunks
Der Besitz und Betrieb von Mobilfunkendgeräten auf dem Gelände der 
Justizvollzugsanstalten ist untersagt. Für Einrichtungen, die der Unterbrin­
gung von Freigängern dienen, können Ausnahmen zugelassen werden.

Sachsen

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und des Strafarrests im 
Freistaat Sachsen
(Sächsisches Strafvollzugsgesetz – SächsStVollzG)
   
§ 25 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren. Die Anstalt för­
dert den Kontakt mit Personen, von denen ein günstiger Einfluss erwartet 
werden kann.
   
§ 30 Telefongespräche 
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die §§ 27 bis 29 gelten entsprechend. Darüber hinaus können Telefonge­
spräche mit Personen, die Opfer der Straftaten waren, versagt werden. Die 
Anordnung der Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig 
vor Beginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnern der Gefange­
nen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
(3) Die Anstalt kann die Bereitstellung und den Betrieb von Telekommu­
nikationsanlagen, die Bereitstellung, Vermietung oder Ausgabe von Tele­
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kommunikationsgeräten sowie von anderen Geräten der Telekommunika­
tion einem Dritten gestatten oder übertragen.
(4) Innerhalb des Geländes der Anstalten sind der Besitz und die Benut­
zung von Mobilfunkendgeräten verboten. Für den offenen Vollzug kann 
der Anstaltsleiter abweichende Regelungen treffen.
(5) […]
   
§ 36 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde kann der An­
staltsleiter den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu 
nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.

Sachsen-Anhalt

Erstes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt – Vollzug der 
Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe, der Untersuchungshaft und des Straf­
arrestes
(Erstes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt – JVollzGB I LSA)
   
§ 32 Grundsatz
Der Gefangene hat das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 37 Telefongespräche
(1) In dringenden Fällen soll dem Gefangenen gestattet werden, Telefonge­
spräche zu führen. Die §§ 34, 35 Abs. 2 und § 36 Abs. 2 und 4 gelten ent­
sprechend. Ist eine akustische Überwachung beabsichtigt, so ist dies dem 
Gesprächspartner unmittelbar nach Herstellung der Verbindung durch die 
Anstalt oder den Gefangenen mitzuteilen. Der Gefangene ist rechtzeitig 
vor Beginn der Unterhaltung über die beabsichtigte Überwachung und 
die Mitteilungspflicht nach Satz 3 zu unterrichten. Die Unterhaltung kann 
zeitversetzt überwacht und nach Maßgabe des § 31 des Vierten Buches 
Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt weiterverarbeitet werden.
(2) Dem Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen, 
wenn er sich mit den zur Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt von der Vollzugsbehörde erlassenen Nutzungsbedingungen einver­
standen erklärt. Die Nutzungsbedingungen dürfen keine Regelungen ent­
halten, die Absatz 1 Satz 2 bis 5 entgegenstehen.
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(3) Die Kosten der Telefongespräche trägt der Gefangene. Ist er dazu nicht 
in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in ange­
messenem Umfang übernehmen, soweit nicht ein Dritter leistungspflich­
tig ist.
   
§ 43 Andere Formen der Telekommunikation
(1) Die Zulassung anderer Formen der Telekommunikation nach dem 
Telekommunikationsgesetz in der Anstalt bedarf der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde. Der Gefangene hat keinen Anspruch auf Erteilung der 
Zustimmung.
(2) Hat die Aufsichtsbehörde die Zustimmung erteilt, so kann die Anstalt 
dem Gefangenen die Nutzung der zugelassenen Telekommunikationsform 
gestatten, wenn sichergestellt ist, dass hierdurch nicht die Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt gefährdet wird und sich der Gefangene mit den 
von der Anstalt zu diesem Zweck erlassenen Nutzungsbedingungen ein­
verstanden erklärt. Die Nutzungsbedingungen dürfen keine Regelungen 
enthalten, die den Vorschriften dieses Gesetzes über den Schriftwechsel, 
den Besuch und über Telefongespräche entgegenstehen.
   
§ 117 Störung des Mobilfunkverkehrs
(1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Daten sind auf dem Anstaltsgelände verboten, soweit diese nicht 
dienstlich zugelassen sind. Für Abteilungen des offenen Vollzugs können 
durch die Aufsichtsbehörde Ausnahmen zugelassen werden.
(2) […]
(3) […]

Schleswig-Holstein

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein
(Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein – LStVollzG SH)
   
§ 41 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren. Der Verkehr 
mit der Außenwelt ist zu fördern.
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§ 46 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich­
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 
des Telefongesprächs und den Gesprächspartnern der Gefangenen unmit­
telbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 52 Andere Formen der Telekommunikation
(1) Die Anstalten richten Möglichkeiten zur Nutzung anderer Formen der 
Telekommunikation ein.
(2) Den Gefangenen kann gestattet werden, andere Formen der Telekom­
munikation zu nutzen. Die Bestimmungen über den Besuch gelten ent­
sprechend. Eine beabsichtigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefan­
genen rechtzeitig vor Beginn der Nutzung und den Gesprächspartnern 
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(3) Die Kosten tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, 
kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Um­
fang übernehmen.
   
§ 104 Störung und Unterbindung des Mobilfunkverkehrs
[Ausnahmsloses Verbot der Mobilfunknutzung für Gefangene.]

Thüringen

Thüringer Justizvollzugsgesetzbuch
(ThürJVollzGB)
   
§ 33 Grundsatz
Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren.
   
§ 38 Telefongespräche
(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. 
Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich­
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn 

16.
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des Telefongesprächs und den Gesprächspartnern der Gefangenen unmit­
telbar nach Herstellung der Verbindung mit.
(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.
   
§ 44 Andere Formen der Telekommunikation
Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde (§ 113 Abs. 1) 
kann der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre 
Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entspre­
chend.
   
§ 116 Störung des Mobilfunkverkehrs
(1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertra­
gung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände verboten, soweit 
diese nicht dienstlich zugelassen sind. Der Anstaltsleiter kann abweichen­
de Regelungen treffen.
(2) […]
(3) […]
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Anhang 2: Auszüge aus den Berichten des Europäischen Komitees zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
(CPT)325/326

Deutschland

Periodischer Besuch 2010 (25.11.-7.12.)
95. In allen besuchten Einrichtungen war die Lage der Strafgefangenen 
im Hinblick auf den Zugang zu einem Telefon grundsätzlich zufrie­
denstellend. Strafgefangene, die in der Außenstelle Ellwangen der Justiz­
vollzugsanstalt Schwäbisch Gmünd untergebracht waren, und auch die 
meisten Untersuchungsgefangenen (einschließlich Jugendlichen) in allen 
besuchten Einrichtungen hatten allerdings nur sehr eingeschränkten Zu­
gang zu einem Telefon und durften häufig nur in Ausnahmefällen 
Anrufe tätigen.
Der CPT möchte noch einmal betonen, dass alle Gefangenen, auch 
Untersuchungsgefangene, Zugang zu einem Telefon haben sollten. 
Dieser Grundsatz ist auch Bestandteil der Europäischen Strafvollzugs­
grundsätze327. Bei Verdunkelungsgefahr können bestimmte Telefonate 
jederzeit überwacht werden. Der Ausschuss wiederholt seine Empfeh­
lung, dass die Behörden aller deutschen Bundesländer die notwendi­
gen Vorkehrungen treffen, damit sichergestellt wird, dass sowohl Un­
tersuchungsgefangene als auch Strafgefangene regelmäßig und häufig 
Zugang zu einem Telefon haben.
   
Periodischer Besuch 2015 (25.11.-7.12.)
64. Die Delegation hat zwischen den besuchten Justizvollzugsanstalten 
auffällige Unterschiede bei den Regelungen festgestellt, die für die Kon­
takte der Gefangenen mit der Außenwelt gelten.

1.

325 Hinweis: Die nachfolgenden Auszüge aus den CPT-Berichten wurden ein­
schließlich der Absatznummerierung wörtlich und in identischer Orthografie 
übernommen. Hervorhebungen in Fett- und Kursivschrift sowie die konsekuti­
ve Nummerierung der Fußnoten abweichend von den Originalen; Ergänzungen 
durch eckige Klammern kenntlich gemacht. Die Originaldokumente sind in 
Volltext auf der Website des CPT unter https://www.coe.int/de/web/cpt/visits 
[Jan. 2022] verfügbar.

326 Die deutschsprachigen Berichte wurden aus redaktionellen Gründen vorange­
stellt.

327 Grundsatz 24 Abs. 1 und Grundsatz 99 der Europäischen Strafvollzugsgrundsät­
ze sowie die Kommentare zu diesen Grundsätzen.
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Besonders positiv zu vermerken ist die Tatsache, dass die Gefangenen in 
Celle und Tonna in ihren Zellen Zugang zu einem Telefon hatten, das Teil 
einer Multimedia-Ausstattung328 war, die von den Gefangenen gemietet wer­
den konnte.
Es wurden jedoch in beiden Anstalten zahlreiche Beschwerden über die 
hohen Kosten von Telefonanrufen an die Delegation herangetragen. Die 
Delegation erfuhr, dass den Justizvollzugsbehörden dieses Problem durch­
aus bewusst war und dass nach Ablauf der vertraglichen Bindung eine 
neue Ausschreibung zum Wechsel des Telefonanbieters geplant war. Der 
CPT bittet um aktuelle Informationen zu diesen Entwicklungen.
66. Der CPT kann nicht nachvollziehen, weshalb es sowohl Untersu­
chungsgefangenen als auch Strafgefangenen (einschließlich derer, die zu 
einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt wurden) in der JVA Kaisheim 
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der bayerischen 
Gesetze329 grundsätzlich überhaupt nicht gestattet ist, Telefonanru­
fe zu tätigen.330 Nach Auffassung des CPT sind derartige Zustände 
unhaltbar und nicht vereinbar mit den Europäischen Strafvollzugs­
grundsätzen.331

Der CPT fordert die bayerischen Behörden auf, ihre Praxis hinsicht­
lich des Zugangs der Gefangenen zu Telefongesprächen im Licht 
obiger Ausführungen zu überprüfen und die einschlägigen Gesetze so 
zu ändern, dass sichergestellt ist, dass alle Gefangenen (auch Untersu­
chungsgefangene) regelmäßig und häufig ein Telefon benutzen kön­
nen.
   

328 Diese Ausstattung umfasste ein Radio, ein Fernsehgerät, Zugang zu bestimmten 
Seiten im Internet sowie kontrollierten Zugang zu einer bestimmten Anzahl 
genehmigter Telefonnummern.

329 In Artikel 35 Abs. 1 BayStVollzG heißt es, dass Gefangenen in dringenden 
Fällen gestattet werden kann, Ferngespräche zu führen, und, nach Artikel 21 
Abs. 1 BayUVollzG dürfen Untersuchungsgefangene mit Erlaubnis der Anstalts­
leitung Telefongespräche führen, soweit die Sicherheit und Ordnung sowie die 
räumlichen, personellen und organisatorischen Verhältnisse der Anstalt dem 
nicht entgegenstehen.

330 Positiv sollte jedoch noch angemerkt werden, dass ausländischen Gefangenen, 
die keine Besuche empfangen konnten, in der Regel die Gelegenheit gegeben 
wurde, alle zwei Monate einen Telefonanruf zu tätigen.

331 Siehe Grundsätze 24.1 und 99 sowie die Kommentierung dieser Grundsätze.
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Periodischer Besuch 2020 (1.12.-14.12.)
77. Einmal mehr stellte die Delegation bei den Regelungen bezüglich der 
den Gefangenen erlaubten Kontakte mit der Außenwelt auffällige Unter­
schiede zwischen den verschiedenen Justizvollzugsanstalten fest.332

Es ist lobenswert, dass in der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin sowohl 
Untersuchungsgefangene333 als auch Strafgefangene die in ihren Hafträumen 
installierten Telefongeräte nahezu uneingeschränkt benutzen durften.
In der Justizvollzugsanstalt Gelsenkirchen hingegen durften Gefangene 
grundsätzlich nur zwei Telefongespräche von je 15 Minuten Länge 
pro Monat führen. Besonders besorgniserregend ist, dass in der Justiz­
vollzugsanstalt Bayreuth trotz der spezifischen Empfehlungen nach dem 
letzten regelmäßigen Besuch Untersuchungs- und Strafgefangene im 
Einklang mit den einschlägigen bayerischen Rechtsvorschriften334 nur in 
dringenden Fällen Telefonate führen durften.
Wie bereits im Bericht über den Besuch im Jahr 2015 ausgeführt sind 
derartige Zustände nach Auffassung des CPT unhaltbar und mit den 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen unvereinbar.335

Der CPT fordert die bayerischen Vollzugsbehörden abermals auf, ihre 
Praxis hinsichtlich des Zugangs der Gefangenen zu Telefongesprächen 
im Licht obiger Ausführungen zu überprüfen und die einschlägigen 
Gesetze so zu ändern, dass sichergestellt ist, dass alle Gefangenen 
(auch Untersuchungsgefangene) regelmäßig und häufig ein Telefon 
benutzen können.
Darüber hinaus ermutigt der Ausschuss die Vollzugsbehörden in Nord­
rhein-Westfalen, Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass der 
aktuell bestehende Anspruch von Gefangenen in der Justizvollzugsan­
stalt Gelsenkirchen auf Telefongespräche erhöht wird.

332 Bei den in den folgenden Absätzen beschriebenen Regelungen sind die im Rah­
men der Covid-19-Pandemie verhängten Einschränkungen nicht berücksichtigt 
[…].

333 Sofern ihre Möglichkeiten des Kontakts mit der Außenwelt nicht gerichtlich 
eingeschränkt wurden.

334 Siehe § 35 Abs. 1 BayStVollzG und § 21 Abs. 1 BayUVollzG.
335 Siehe die Grundsätze 24.1 und 99 und die Erläuterungen zu diesen Grundsät­

zen.
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Österreich

Periodischer Besuch 2014 (22.9.-1.10.)
87. In Übereinstimmung mit den maßgeblichen Gesetzen konnten er­
wachsene Strafgefangene zumindest einen halbstündigen Besuch jede Wo­
che und einen einstündigen Besuch alle sechs Wochen erhalten.336

Das CPT möchte betonen, dass Kontakte mit der Außenwelt, insbesonde­
re Besuche von Familien und anderen Verwandten, von entscheidender 
Bedeutung in Zusammenhang mit der sozialen Rehabilitation von Gefan­
genen sind. Das Komitee ist daher der Ansicht, dass alle Gefangenen zu 
einem Besuch in der Dauer von zumindest einer Stunde jede Woche 
(was derzeit bei Untersuchungshäftlingen der Fall ist) berechtigt sein soll­
ten. Das CPT empfiehlt den österreichischen Behörden, alle notwendigen 
Schritte zu unternehmen um sicherzustellen, dass dieser Grundsatz hin­
sichtlich aller Strafgefangenen effektiv umgesetzt wird.
89. In den drei besuchten Einrichtungen konnten Strafgefangene eine un­
begrenzte Anzahl an Telefonaten führen, vorausgesetzt, sie hatten die Mittel, 
um für die Kommunikationskosten zu bezahlen.337 Das CPT war jedoch 
überrascht festzustellen, dass Strafgefangene nach dem Gesetz nur das 
Recht haben, Telefonate „aus berücksichtigungswürdigen Gründen“ 
zu führen.338 Ferner besagt die vom Bundesministerium für Justiz 
erlassene einheitliche Hausordnung sogar, dass diese Gründe vom be­
treffenden Häftling nachgewiesen werden müssen. Das CPT würde 
dazu gern die Ansichten der österreichischen Behörden erhalten.

Liechtenstein

Periodischer Besuch 2016 (20.6.-24.6.)
46. Das CPT begrüsst die Politik der Anstaltsleitung, Gefangenen mehr 
Besuche und Telefongespräche zu erlauben als die im Gesetz vorgesehene 
Mindestzahl. In der Praxis konnten Gefangene (denen in punkto Kontak­
ten zur Aussenwelt keine richterlichen Einschränkungen auferlegt waren) 
für gewöhnlich pro Woche mindestens zwei Besuche von einer Stunde 

2.

3.

336 § 93 StVG.
337 In der Justizanstalt Graz-Karlau erhielten Häftlinge, deren Familien im Ausland 

lebten, die Möglichkeit, einmal im Monat ein Audio- oder Video-Gespräch über 
das Internet zu führen.

338 Siehe § 96 StPO. [Anm. d. Ü.: § 96a StVG statt § 96 StPO].
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(und in manchen Fällen beträchtlich länger) empfangen und mindestens 
zwei Telefongespräche pro Woche von insgesamt zwei Stunden Dauer führen.
49. Zweitens ist das CPT überrascht, dass nach den einschlägigen 
Rechtsvorschriften339 sowohl Strafgefangene als auch Untersuchungs­
häftlinge – in der Regel – keine Telefongespräche führen dürfen. Nach 
Ansicht des CPT ist eine solche Regelung nicht akzeptabel und auch 
nicht vereinbar mit den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen.340

Das Komitee empfiehlt den liechtensteinischen Behörden, die einschlä­
gigen Rechtsvorschriften so zu ändern, dass alle Gefangenen (inkl. 
jener in Untersuchungshaft) in der Regel Anspruch auf regelmässigen 
und häufigen Zugang zum Telefon haben.
51. Angesichts des generell hohen Anteils an ausländischen Staatsangehöri­
gen im Landesgefängnis und den hohen Kosten internationaler Telefonge­
spräche ermutigt das CPT die liechtensteinischen Behörden schliesslich, 
die Möglichkeit des Einsatzes moderner Technologie zur Erleichterung der 
Kommunikation zwischen Gefangenen und deren Angehörigen (z.B. über 
ein Voice und Video over IP) zu sondieren. Solche Kommunikationsmittel 
werden in anderen europäischen Ländern zunehmend genutzt und kön­
nen mit entsprechender Überwachung durch das Personal sicher gemacht 
werden.

Albanien

Periodischer Besuch 2010 (10.5.-21.5.)
105. The CPT welcomes the fact that the entitlement of prisoners to have 
access to the telephone has recently been increased341. Adult prisoners can 
now make eight ten-minute phone calls per month while juveniles are entitled 
to 16 such calls every month. In practice, prisoners in most of the establish­
ments visited were allowed to make even more phone calls.

4.

339 Art. 88 StrVG legt fest, dass Strafgefangene aus berücksichtigungswürdigen 
Gründen Telefongespräche mit einem Angehörigen, Rechtsanwalt oder einer 
öffentlichen Einrichtung führen dürfen. Laut Art. 12 der Hausordnung gilt 
diese Regelung auch für Untersuchungshäftlinge, und alle Gefangenen, die te­
lefonieren möchten, müssen einen berücksichtigungswürdigen Grund beschei­
nigen. Im Falle von Untersuchungshäftlingen ist auch die Zustimmung des 
Untersuchungsrichters notwendig (siehe Ziff. 50).

340 Siehe Grundsätze 24.1 und 99 und den Kommentar zu den Grundsätzen.
341 Remand prisoners’ contact with the outside world is regulated in the same way 

as that of sentenced prisoners.
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It is also praiseworthy that juveniles can now have eight short-term visits 
per month with their family and friends, while adult prisoners are entitled 
to four such visits (one of which may be extended to five hours as a 
conjugal visit).
107. The CPT wishes to emphasise that contacts with the outside world, in 
particular visits from families and other relatives, are of crucial importance 
in the context of social rehabilitation of prisoners. The prison administra­
tion should therefore not only enable those contacts but also ensure that 
they take place in a decent environment allowing undisturbed communi­
cation. The Committee acknowledges that in certain cases it will be justi­
fied, for security-related reasons or to protect the legitimate interests of an 
investigation, to have closed visiting arrangements; however, this approach 
should constitute the exception, not the rule. The CPT therefore recom­
mends that the Albanian authorities review the visiting arrangements in 
all prison establishments in order to ensure that, as a rule, visits take place 
under decent open conditions (e.g. with prisoners and their visitors sitting 
around a table). Further, steps should be taken to ensure that prisoners’ 
short-term visits last at least one hour.
   
Periodischer Besuch 2014 (4.2.-14.2.)
104. The rules regarding prisoners’ contact with the outside world have 
not changed since the CPT’s 2010 visit. It is recalled that adult remand 
and sentenced prisoners are entitled to four short-term visits per month 
from their family members and friends (one of which may be replaced 
by a conjugal visit of up to five hours). In addition, they have access to 
a telephone eight times per month, for up to ten minutes each time.342 

As regards juveniles, their visit and phone entitlements are twice those of 
adults.
   
Periodischer Besuch 2018 (20.11.-30.11.)
55. [Special detention regime for terrorism/organised crime – special units 
within high-security prisons:] The CPT also learned that, shortly after the 
visit, amendments had been made to the Law on the Rights and Treatment 
of Prisoners, introducing a special detention regime for persons accused 
or convicted of certain offences related to terrorism or organised crime. 
According to the new Section 13/1 of the aforementioned law, such per­

342 It should be mentioned that, in some of the establishments visited (such as Peqin 
Prison and Prison No. 313), prisoners were allowed to make phone calls more 
frequently.
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sons may be placed in special units within high-security prisons343 with 
a view to maintaining order and security in prison and/or preventing 
their contacts/communication with members of criminal organisations. It 
is inter alia provided that such prisoners are only entitled to one family 
visit per month (which should be subject to audio- and video-recording). 
Prisoners not receiving any family visits are, in principle, allowed to make one 
ten-minute phone call per month (cf. paragraph 98).
In the CPT’s view, the visiting entitlement of the above-mentioned catego­
ry of prisoner is too restrictive and should be increased significantly. 
Further, these prisoners should be allowed to make telephone calls 
every month, irrespective of whether they receive a visit during the 
same month. 
96. The legal provisions concerning prisoners’ visiting and telephone enti­
tlements remained unchanged since the CPT’s 2014 periodic visit.344 It is 
recalled that adult remand and sentenced prisoners are allowed to receive 4 
short-term visits per month from their relatives and friends (one of which 
may be replaced by a conjugal visit of up to five hours for sentenced 
prisoners).345

The CPT wishes to emphasise that contacts with the outside world, in 
particular visits from families and other relatives, are of crucial importance 
for the social rehabilitation of prisoners and for counteracting the dam­
aging effects of imprisonment. In the Committee’s view, all prisoners 
should benefit from a visiting entitlement of at least one hour every week. 
Further, whilst acknowledging that in certain cases it may be justified, 
for security-related reasons, to have closed visiting arrangements, the CPT 
considers that this approach should constitute the exception, not the rule. 
98. As regards phone calls, the CPT is pleased to note that, as observed 
during previous visits, prisoners were generally allowed to use the telephone 
more frequently than they were entitled to by law (i.e. eight calls per month). 

343 The decision to this effect shall be taken by the Minister of Justice after consult­
ing with relevant state agencies, for a renewable period of one year. An appeal 
can be lodged with the court against any such placement (or extension thereof), 
which does not have suspensive effect.

344 See Sections 57 and 61 of the General Prison Regulations. 
345 The director of the prison may authorise additional family visits.
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Andorra

Periodischer Besuch 2011 (28.11.-1.12.)
48. En ce qui concerne l’accès au téléphone, la délégation n’a enregistré 
aucune doléance. Les détenus avaient droit à trois appels téléphoniques de 15 
minutes par semaine à leurs frais. Les communications se passaient dans des 
cabines téléphoniques qui étaient disponibles dans chaque quartier de l’établisse­
ment.
   
Periodischer Besuch 2018 (29.1.-2.2.)
39. Le règlement intérieur du centre pénitentiaire détaille les règles concer­
nant les appels téléphoniques, les visites, les communications par internet 
(Skype) et la correspondance écrite. 
42. En ce qui concerne l’accès au téléphone, la délégation n’a enregistré 
aucune doléance. Les détenus avaient droit à trois appels téléphoniques de 
15 minutes par semaine à leurs frais. Chaque quartier de l’établissement 
disposait de cabines téléphoniques. Concernant les mineurs, les appels télé­
phoniques étaient autorisés quatre jours par semaine (les mardis, jeudis, samedis, 
dimanches). 
43. Le Centre offrait maintenant aux détenus dont la famille était éloignée, 
la possibilité de communiquer par le biais d’internet (Skype). Les détenus 
concernés pouvaient en formuler la demande après quatre semaines sans 
visite de leurs proches, c’est-à-dire après un certain délai. Les communications 
duraient jusqu’à 20 minutes. Le CPT salue l’introduction des communi­
cations par vidéoconférence. Il encourage néanmoins les autorités à fa­
ciliter le contact de tous les détenus avec leurs proches dès le début de 
leur détention. De façon plus générale, il serait souhaitable que l’usage 
de la vidéoconférence soit étendu progressivement à l’ensemble des 
personnes incarcérées.

Armenien

Periodischer Besuch 2010 (10.5.-21.5.)
125. Armenian legislation provides that prisoners should have access to 
a telephone (unless prohibited by the body conducting the criminal pro­
ceedings, in the case of remand prisoners). Actual entitlements were deter­
mined by each penitentiary establishment.346

5.

6.

346 Prisoners were generally entitled to one phone call a week.

Anhang 2: Auszüge aus den Berichten des CPT

115

https://doi.org/10.5771/9783748936824 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748936824
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


At Nubarashen and Vardashen Prisons, it appeared that prisoners generally 
had no problems in making phone calls. However, at Kosh Prison, the 
delegation received many complaints about access to the telephone, due 
to the fact that there were only two telephones for the whole inmate 
population (one of which was out of order at the time of the visit). The 
CPT recommends that access to the telephone be improved at Kosh 
Prison.
   
Periodischer Besuch 2015 (5.10.-15.-10.)
62. By contrast, as regards contact with the outside world347, the visit enti­
tlement of life-sentenced prisoners had remained significantly lower than 
those of other sentenced prisoners, and limited to three short-term visits 
and one long-term visit per year. Further, visits under closed conditions 
(with a glass partition) remained the rule.
109. As for access to a telephone, inmates at Nubarashen and Armavir 
prisons could make a 15-minute telephone call once a week348 and those at 
Vanadzor Prison twice a week. However, at Yerevan-Kentron Prison, the 
delegation was informed that prisoners were only allowed one 10-minute 
telephone call every 10 days. The Committee recommends that steps be ta­
ken to align this entitlement to at least that of Nubarashen and Armavir 
prisons.
   
Periodischer Besuch 2019 (2.12.-12.12.)
65. Another positive development since the last visit was that foreign pri­
soners (as well as Armenian nationals whose families lived abroad or otherwise 
far away) could use Voice over Internet Protocol (VoIP) free of charge to get in 
touch with their relatives. The Committee welcomes this and invites the Ar­
menian authorities to allow all prisoners to have access to this technology. 
At the time of the 2019 periodic visit, prisoners could make telephone calls 
(using phone cards bought in the prison shop or received from home) once 
to twice per week for a maximum of 15 minutes. Many prisoners complained 
to the delegation that this was not enough and that calls were expensive. 
The CPT invites the Armenian authorities to take steps to improve inma­
tes’ access to a telephone in the light of the above remarks.

347 Life-sentenced prisoners were usually granted access to the telephone for 15 
minutes every two weeks.

348 Local area calls were free of charge; for other calls, prisoners could buy phone 
cards in the prison shop or receive them from home.
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Aserbaidschan

Periodischer Besuch 2011 (5.12.-15.12.)
88. As regards life-sentenced prisoners, they are still only entitled to six 
short-term (of up to 4 hours) and two long-term (of up to 3 days) visits 
per year349 as well as to two 15-minute phone calls per month. Prisoners 
on the special regime have the same visit entitlement as life-sentenced 
prisoners. The visit entitlement is even more restrictive for prisoners on 
the prison regime: four short-term and two long-term visits per year – if 
placed under “general conditions”, or one short-term visit per six months 
– if placed under “strict conditions”350. Prisoners on both the special and 
prison regimes are entitled to one 15-minute telephone call per week. 
The CPT must stress that frequent contacts with the outside world, in par­
ticular visits from relatives, are of crucial importance in the context of so­
cial rehabilitation of prisoners; a visit on average every six to seven weeks, 
no matter how long that visit might be, is not adequate. In the Commit­
tee’s view, all prisoners, irrespective of their legal status and regime, should 
be entitled to at least one visit per week. The CPT recommends that the 
Azerbaijani authorities significantly revise prisoners’ visit entitlements in 
the light of these remarks.
   
Periodischer Besuch 2016 (29.3.-8.4.)
151. As regards sentenced prisoners, the Committee has noted with 
regret that the inadequate entitlements for life-sentenced prisoners, 
sentenced prisoners on special and “prison” regimes and the “viola­
tors” had improved only a little, essentially with respect to access to a 
telephone.351

7.

349 Lifers who have served at least ten years and demonstrated good behaviour can 
be granted additionally two short-term visits and one long-term visit per year.

350 “Strict conditions” of the prison regime are applied to those prisoners who have 
previously served a term under the prison regime, or who have been convicted 
for crimes committed within a penitentiary establishment, or as a disciplinary 
measure in respect of prisoners placed under “general conditions”. The maxi­
mum period a prisoner can spend under “strict conditions” is six months.

351 Life-sentenced prisoners are still only entitled to six short-term (of up to 4 
hours) and two long-term (of up to 3 days) visits per year (lifers who have served 
at least ten years and demonstrated good behaviour can be granted additional­
ly two short-term visits and one long-term visit per year) but can now make 
a 15-minute phone call per week (previously twice per month). Prisoners on the 
special regime have the same visit entitlement as life-sentenced prisoners. The 
visit entitlement is even more restrictive for prisoners on the “prison” regime: 
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The CPT wishes to reiterate its view that a system under which the ex­
tent of a prisoner’s contact with the outside world is determined by the 
regime under which he/she serves his/her sentence (as imposed by court) 
is fundamentally flawed. In principle, all prisoners, irrespective of the 
regime, should have the same possibility for contact with the outside 
world; inmates should preferably have a visit entitlement equivalent to 
that currently offered to prisoners serving their sentence under general 
regime i.e. the equivalent of at least one hour of visit per week. 
The Committee calls upon the Azerbaijani authorities to amend the rele­
vant legislation in the light of these remarks.
155. The delegation noted that there were not enough telephones at 
Penitentiary Establishment No. 4 (six), which meant that there were long 
queues and inmates could only make very short (5-minute) calls. The CPT 
invites the Azerbaijani authorities to look for ways to improve inmates’ ac­
cess to a telephone at the above-mentioned establishment. The Committee 
hopes that this will not be an issue in the new women’s establishment in 
Zabrat.

Belgien

Periodischer Besuch 2013 (24.9.-4.10.)
115. Les détenus avaient en général accès au téléphone tous les deux jours, 
pour une durée maximale de 10 minutes. De nouvelles cabines téléphoniques 
étaient en cours d’installation dans les prisons belges au moment de la 
visite du CPT. Elles sont gérées informatiquement et leurs installations 
ainsi que la maintenance est assurée par une société privée. Les données 
téléphoniques et les conversations peuvent être contrôlées, chaque détenu 
devant s’identifier par un code personnel. Les communications peuvent 
ainsi être limitées, notamment lors de la détention préventive. 
A la prison de Forest, des détenus se sont plaints de l’impossibilité de 
faire usage de leurs 10 minutes d’appels téléphoniques tous les deux jours. 
La délégation a été informée que l’accès au téléphone n’était pas toujours 

8.

four short-term and two long-term visits per year – if placed under “general 
conditions”, or one short-term visit per six months – if placed under “strict 
conditions”. Prisoners on both the special and “prison” regimes are entitled to 
two 15-minute telephone calls per week (previously one per week). The “violators” 
may have a short-term visit once a month and a long one every 3 months. The 
entitlement is more generous for women: depending on the regime, from 12 to 
48 short-term visits and from two to four long-term visits per year.
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possible en raison d’un manque de personnel. Le CPT invite les autorités 
belges à prendre les mesures nécessaires afin d’assurer que tous les 
détenus puissent bénéficier d’un temps d’utilisation du téléphone con­
forme à la réglementation en vigueur.
   
Periodischer Besuch 2017 (27.3.-6.4.)
61. Les restrictions imposées aux détenus soumis à une MSP/à un RS­
PI permettaient de conserver un minimum de contacts avec le monde 
extérieur (à titre d’illustration, ces restrictions pouvaient comporter un 
contrôle systématique de la correspondance, une limitation des commu­
nications téléphoniques à une par semaine et la limitation du nombre 
de visites par semaine, ainsi que le confinement en parloir vitré, le cas 
échéant). 
Cela étant, certains détenus dits «terros» avec lesquels la délégation s’est 
entretenue, notamment à la prison de Lantin, avaient de sérieuses raisons 
de penser que l’octroi de visites était conditionné par le niveau de coopéra­
tion avec les agents de la Sûreté de l’Etat. Le CPT souhaite recevoir les 
commentaires des autorités belges à ce sujet.
71. La question des programmes d’activités est d’autant plus primordiale 
à la prison pour hommes de Leuze-en-Hainaut que le haut niveau d’équi­
pement en cellule (douche, accès en cellule à une plateforme de services infor­
matisés/téléphone) et les régimes fermés prévalant dans certaines parties 
de l’établissement impliquaient encore moins de sorties de cellule et par 
conséquent moins de contacts humains. Lors de la visite, la délégation 
a rencontré un certain nombre de détenus qui se plaignaient de ce confi­
nement en cellule par rapport à ce qu’ils avaient connu antérieurement 
dans d’autres établissements. La direction n’arrivait pas à répondre à la 
demande d’activités. Moins de 30% bénéficiaient d’une ou plusieurs for­
mations et moins de 15% participaient à des activités de «bien-être». Un 
peu plus de 40% des détenus (y compris les «intérimaires») avaient un 
travail, mais beaucoup se plaignaient qu’ils devaient attendre des mois 
avant de bénéficier d’un emploi qui se limitait parfois à quelques jours 
de travail. En parallèle, les détenus pouvaient généralement accéder à une 
heure de fitness plusieurs fois par semaine. Une politique de circulation 
fluide/«portes ouvertes» pendant plusieurs heures a également été mise en 
place dans certaines ailes.
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Bosnien-Herzegowina

Periodischer Besuch 2011 (5.4.-14.4.)
43. A number of prisoners met by the delegation had spent a prolonged 
period in heightened supervision (i.e. more than six months). In addition 
to an absence of activities, prisoners on heightened supervision were not 
allowed to associate with other inmates (apart from their cellmate) and 
their contact with the outside world was restricted to one visit of one hour 
per month and a weekly telephone call of 10 minutes, as well as written 
correspondence. Despite the name of these units containing the words 
“with intensive treatment”, prisoners placed in them did not in fact benefit 
from additional support or counselling.
74. The CPT attaches considerable importance to the maintenance of good 
contact with the outside world for all persons deprived of their liberty. 
The guiding principle should be to promote contact with the outside 
world as often as possible; any restrictions on such contacts should be 
based exclusively on security concerns of an appreciable nature352.
At Banja Luka Prison, visits to inmates on remand were restricted to 
one closed visit per month for a duration of one hour, subject to the 
permission of the investigating judge. The CPT fully understands that 
closed visiting arrangements may be necessary in some cases; however, this 
should not constitute the rule. Further, it appeared both from interviews 
with prisoners and from the visits log book that inmates were only being 
granted a maximum of 15 minutes visit time, well below the time permit­
ted by the current regulations, even when the visitors travelled several 
hundred kilometres to get to the establishment. 
At Doboj Prison, unless there were specific indications to the contrary, 
most inmates on remand were offered an open visit for a full one hour per 
month. Similar arrangements pertained at Istočno Sarajevo Prison. 
For sentenced prisoners, the visiting arrangements in the establishments 
visited were, on the whole, satisfactory. The amount of time each prisoner 
was allowed for visits depended on their categorisation. All prisoners were 
initially classified as Category B which enabled them to benefit from three 
hours of visits per month, which would be increased to five hours if they 
progressed to Category A status or reduced to one hour if they regressed 
to Category C. At the time of the visit, about one-sixth (48) of inmates in 
Foča Prison were entitled to only one hour of visit time per month. Access 
to the telephone was not a problem in any of the prisons visited. 

9.

352 See also European Prison Rule 24.2.
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Periodischer Besuch 2015 (29.9.-9.10.)
90. The Special Regime Department was formally inaugurated in September 
2011 and was accommodating 26 inmates at the time of the visit for an 
official capacity of 36. The single cells offered decent conditions.353

Contacts with the outside world were limited to one telephone call of 10 
minutes per week and one closed visit of one hour per month. It is posi­
tive that inmates with children were offered open visits in a part of the 
department’s garage which was furnished with a sofa and table. However, 
“open” visiting arrangements should be the rule and “closed” ones the 
exception for all legal categories of prisoner, including those placed under 
a special regime. Any decision to impose closed visits must always be 
well-founded and reasoned, and based on an individual assessment of the 
potential risk posed by the prisoner. Further, the visiting entitlement 
should be increased and the possibility to make additional telephone 
calls introduced.
The CPT recommends that the RS authorities increase their efforts to offer 
prisoners placed in the Special Regime Department with a wider range 
of purposeful activities (education, vocation, work, recreation and sport). 
Further, opportunities for contacts with the outside world should be en­
hanced with open visits the rule and closed visits only being imposed for 
security-related reasons, and prisoners should be offered the equivalent 
of one hour of visits per week and more than one telephone call per 
week.
95. In addition to an absence of activities, prisoners on enhanced supervision 
were not allowed to associate with other inmates (apart from their cell­
mate) and their contact with the outside world was restricted to one visit 
of one hour per month and a weekly telephone call of 10 minutes, as well 
as written correspondence. It was not unusual for inmates to spend six or 
more months on enhanced supervision, which amount to conditions akin 
to solitary confinement if they were placed a cell on their own. Despite 
the name of these units containing the words “with intensive treatment”, 
prisoners placed in them did not in fact benefit from additional support or 
counselling.
   
Periodischer Besuch 2019 (11.6.-21.6.)
76. The anachronistic approach towards remand prisoners354 was in evi­
dence again concerning visiting entitlements. Remand prisoners were still 

353 See CPT/Inf (2011) 40, paragraphs 38.
354 […].
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only permitted one visit of 15 minutes per week under closed conditions 
and one five-minute call per week and such contacts were dependent upon 
the authorisation of the competent judicial authorities. At Mostar and 
Sarajevo Prisons, closed visits still took place in rooms equipped with a 
glass screen up to the ceiling with an additional metal grille placed in front 
of it. 
By contrast, the visiting arrangements for sentenced prisoners in the estab­
lishments visited were on the whole satisfactory for those inmates classified 
as Category A: one hour per week with close relatives. That said, sentenced 
prisoners are initially classified as Category B which enables them to bene­
fit from three hours of visits per month, which would be reduced to one 
hour if they regressed to Category C following a disciplinary sanction.
Further, arrangements were in place for conjugal visits on a bi-monthly 
basis. Visiting premises were clean and in a decent state of repair and 
do not call for particular comment. Further, at Mostar Prison, the prison 
management had recently equipped the room for family visits with a play 
area for children. Sentenced prisoners could make telephone calls for up to 
thirty minutes per week. 
There were however no arrangements in place for foreign national 
prisoners to make international calls. The CPT considers that it would 
be desirable to offer foreign national prisoners the possibility to main­
tain contact with their families abroad through using Voice over In­
ternet Protocol (VoIP). 
The CPT recommends that all prisoners, as a rule and irrespective of their 
regime level and classification, be offered the equivalent of one hour of 
visiting time per week and preferably be able to receive one visit per week. 
Only in exceptional cases should an investigative judge place a restriction 
on visits to a remand prisoner. Further, the metal grilles placed in front 
of the glass screens in the visiting facilities of Sarajevo and Mostar Prisons 
should be removed as a matter of urgency. Moreover, remand prisoners 
should have open visits unless there are specific security reasons for not 
doing so. Further, the CPT recommends that the authorities of Bosnia 
and Herzegovina consider introducing the use of VoIP communica­
tion for foreign national prisoners to maintain contact with their 
families abroad.
77. Pursuant to Article 58 of the Rulebook on House Rules in Establish­
ments for the Enforcement of Remand Detention of the FBiH systematic 
judicial control must be exercised on all incoming and outgoing corre­
spondence concerning remand prisoners. The CPT’s delegation received 
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several complaints from remand prisoners in relation to the consistent 
delays that the censorship procedures implied for their correspondence. 
The CPT has stressed several times that any prohibition of visits, 
phone calls or correspondence should be specifically substantiated by 
the needs of the investigation, require the approval of a body uncon­
nected with the case at hand, and be applied for a specified period of 
time, with reasons stated. Further, the decision concerning prohibition 
should be made available to the person concerned and his/her lawyer. The 
CPT recommends that the authorities of the Federation of Bosnia and 
Herzegovina strictly comply with the above remarks.

Bulgarien

Periodischer Besuch 2010 (18.10.-29.10.)
80. In all the establishments visited, detained persons had the possibility 
to make telephone calls (either unlimited or, as a minimum, twice a week). 
Pay-phones had been installed in the exercise yards/rooms or corridors and 
detainees could have up to ten numbers authorised on their phone cards. How­
ever, numerous complaints were heard about the high price of telephone 
calls (see also paragraph 141). The CPT recommends that the Bulgarian 
authorities ensure that persons detained in IDFs have access to telephone 
communications at prices analogous to those in the community.
141. Prisoners at the establishments visited had unlimited access to a telepho­
ne and a number of card-operated telephones had been installed in the corridors 
and/or exercise yards. However, as noted in paragraph 80 concerning IDFs, 
many prisoners complained that the price of telephone calls had consider­
ably increased following the signing of a contract between the Ministry 
of Justice and a telephone provider for the whole system of deprivation 
of liberty. In this respect, reference is made to the recommendation in 
paragraph 80.
   
Periodischer Besuch 2014 (24.3.-3.4.)
110. Inmates had access to card-operated telephones in all the establishments 
visited. That said, similar to what had been observed during previous visits, 
the delegation received many complaints about the price of telephone 
calls, reportedly several times higher than in the outside community. The 
CPT recommends that the Bulgarian authorities take steps to ensure that 
prisoners have access to telephone communications at prices comparable 
to those in the outside community. 

10.
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Periodischer Besuch 2017 (25.9.-6.10.)
102. Inmates had access to card-operated telephones, between two and five times 
per week for up to 15 minutes at a time, in all the establishments visited.355 

That said, at Sofia Prison the delegation heard numerous complaints that 
the sale of telephone cards to prisoners had recently been interrupted. The 
Director explained that it was a temporary problem due to the departure 
on annual leave of the staff member in charge. The CPT would like to re­
ceive confirmation that the aforementioned problem has now been solved. 

Dänemark

Periodischer Besuch 2014 (4.2.-13.2.)
72. As was the case during previous visits, the CPT’s delegation noted 
favourably the arrangements in place for sentenced prisoners to maintain 
contact with the outside world. At Ringe State Prison, weekly visits lasted 
three hours long and prisoners could also apply to receive overnight family 
visits and to go on weekend leave. The visiting facilities at Ringe State 
Prison were of a high standard and family friendly while those at Western 
Prison were in the process of being upgraded at the time of the visit. Access 
to the telephone and prisoner correspondence could be considered satisfactory.
Remand prisoners were offered one hour of visit every week and access to 
the telephone and correspondence was adequate. However, many persons 
on “B & B” judicial restrictions complained that they could not communi­
cate in their own language when they had visits and that as they were not 
permitted telephone calls, they felt cut off from the outside world (see 
also paragraphs 33 and 34). In this context, the delegation met a number 
of prisoners at Western Prison who had relatives within the prison but 
who were not permitted to have contact with them due to the “B & B” 
regime being applied to them. Such a restriction would appear excessive, 
especially when they had no other close relatives in the country. 
The CPT would appreciate the observations of the Danish authorities on 
these matters.
   
Periodischer Besuch 2019 (3.4.-12.4.)
102. The CPT’s delegation noted favourably the arrangements in place for 
sentenced prisoners to maintain contact with the outside world. They were 
entitled to receive, every week, at least one two-hour visit at Storstrøm 

11.

355 They were also allowed one free telephone call upon admission to the establishment.
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Prison and one 1.5-hour visit at Odense and Blegdamsvejens Remand Pris­
ons.356 In practice, longer visits were granted to prisoners who rarely re­
ceived a visit (for example, at Odense Remand Prison, up to a one-day visit 
when visitors came from abroad). In addition, at Storstrøm Prison and 
Blegdamsvejens Remand Prison, sentenced prisoners could apply to re­
ceive overnight family visits; the facilities for such visits were of a very high 
standard (indeed, their design and equipment resembled a private home). 
Access to the telephone357 and correspondence could be considered satisfacto­
ry.

Estland

Periodischer Besuch 2012 (30.5.-6.6.)
94. The rules regarding contact of prisoners with the outside world have 
remained unchanged since the CPT’s last visit.358 All prisoners were entitled 
to one telephone call for up to 10 minutes per week. As regards visits, all 
prisoners were allowed one “short-term visit” per month for up to three 
hours. Additionally, sentenced prisoners could have long-term visits from 
their family. In both prisons, prisoners were entitled to two such visits per 
year for up to three days.
The CPT considers that prisoners should be entitled to the equivalent of at 
least one of hour of visiting time per week; consequently, it recommends 
that the length of the monthly “short-term” visits be increased to four 
hours. Preferably, prisoners should be able to receive a visit every week.
   
Periodischer Besuch 2017 (27.9.-5.10.)
64. According to the relevant rules,359 all sentenced and remand prisoners 
– including juveniles – were entitled to receive one short-term visit per 

12.

356 Two visits per week (of two hours at Storstrøm Prison, and of 1.5 hours at 
Odense and Blegdamsvejens Remand Prisons) after six months of imprison­
ment.

357 By way of example, at least 20 minutes once a week at Odense Remand Prison and 
30-45 minutes once a week at Blegdamsvejens Remand Prison.

358 For further details, see CPT/Inf (2011) 15, paragraph 82.
359 Sections 23 to 29, 84 and 94 to 97 of the Imprisonment Act as well as Sections 

37 and 51 of the Internal Prison Rules.
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month of up to three hours,360 and sentenced prisoners were also entitled 
to receive one unsupervised long-term visit of 24 hours (with a possible ex­
tension of up to three days in “justified cases”) at least once every six 
months. 
Moreover, in addition to the right to correspondence, all prisoners were 
allowed to have access to the telephone, sentenced prisoners at least once a week 
and remand prisoners “upon request”. 
The information gathered during the visit suggests that, in all three pris­
ons, prisoners were usually allowed to have a visit of three hours per 
month and that on occasion prisoners could have more than one visit per 
month. Further, sentenced prisoners were usually offered two long-term 
visits per year, and all prisoners were usually allowed to make one ten-minute 
telephone call per week. 
That said, the CPT wishes to stress again that all prisoners, irrespective 
of their legal status, should be entitled to the equivalent of one hour of 
visiting time per week and, preferably, should be able to receive a visit 
every week. Further, juveniles should benefit from a visiting entitlement 
of more than one hour every week and should have more frequent access 
to the telephone than adults.

Finnland

Periodischer Besuch 2014 (22.9.-2.10.)
84. Prisoners generally had adequate opportunities for maintaining contact with 
the outside world, through visits, correspondence and telephone calls.361 As a 
rule, inmates were allowed one 45-minute visit per week and offered the 
opportunity for an additional 3-hour family visit362 every few months.363 

There were four types of visiting arrangements in place, depending on the 
prison managements’ risk assessment of a particular prisoner: unsupervised 
(rare in practice, and usually granted as a reward); open (i.e. over a table) 
but supervised (the most frequent); semi–closed (i.e. with a partial plexi-

13.

360 As regards juveniles (and young adults), the law stipulates that the frequency 
and duration of visits and prison leave “may be increased with a view to achiev­
ing the objectives of the execution of imprisonment”.

361 See, however, paragraphs 63 and 68.
362 Also referred to (on male units) as a “father and child” visit. In addition, 

sentenced prisoners could be granted a prison leave.
363 Prisoners had to make a request for such visits, which were granted as a reward 

for good behaviour.
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glass partition, prohibition of physical contact with visitors, and staff and 
CCTV supervision) and fully closed (in booths equipped with telephones 
and a full plexi-glass separation). The last type was essentially applied vis-à-
vis prisoners accommodated in high-security and closed units (see para­
graphs 63 and 68). 
   
Periodischer Besuch 2020 (7.9.-18.9.)
EXECUTIVE SUMMARY: Overall, most of the prisoners had good opportu­
nities to stay in contact with their families and friends, including via the 
internet/e-mail, phone and video meetings. That said, the Committee recalls 
that all prisoners should benefit from a visiting entitlement of at least one 
hour every week and, with particular regard to remand prisoners under 
court-imposed contact restrictions, calls upon the Finnish authorities to 
ensure that all prisoners have regular access to a telephone. 

Frankreich

Periodischer Besuch 2010 (28.11.-10.12.)
117. [Détenus prévenus:] Comme l’avaient annoncé les autorités françaises 
après la visite de 2006, le droit de téléphoner, y compris pour les prévenus, 
a été inscrit dans la loi pénitentiaire. Il s’agit là d’un développement posi­
tif. Toutefois, l’article 39 de la loi pénitentiaire prévoit que les prévenus 
dovent «dans tous les cas» obtenir l’autorisation de l’autorité judiciaire.
Le CPT rappelle qu’aux termes des Règles pénitentiaires européennes, 
les prévenus doivent être autorisés à communiquer avec leur famille et 
d’autres personnes dans les mêmes conditions que les détenus condamnés 
− sauf dans les cas où une autorité judiciaire a «dans un cas individuel, 
prononcé une interdiction spécifique pour une période donnée» (Règle 
99).
Lors de la visite, la délégation a été informée que l’accès au téléphone 
deviendrait effectif, pour les prévenus, après l’entrée en vigueur du décret 
d’application de la loi pénitentiaire. Ce décret ayant été publié à la fin 
du mois de décembre 2010,364 le CPT souhaite recevoir confirmation 
que, dans tous les établissements pénitentiaires, les personnes prévenues 
peuvent avoir accès au téléphone conformément aux remarques qui pré­
cèdent.

14.

364 Décret n° 2010-1634 du 23 décembre 2010 portant application de la loi péniten­
tiaire et modifiant le Code de procédure pénale.
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118. Dans les deux établissements visités, les condamnés avaient librement 
accès au téléphone. Toutefois, au centre pénitentiaire du Havre, plusieurs 
condamnés se sont plaints de ne pouvoir appeler que les numéros pour les­
quels ils étaient en mesure de produire la copie d’une facture du titulaire de 
la ligne téléphonique concernée. La délégation a été informée qu’il s’agissait 
d’une exigence posée par voie de circulaire365, dont le directeur de l’Admi­
nistration pénitentiaire avait rappelé la stricte application en établissement 
de peine dans une note adressée aux directeurs interrégionaux des services 
pénitentiaires en octobre 2009.
Le CPT ne saisit pas la nécessité, pour des besoins de sécurité, d’exiger 
des personnes détenues qu’elles fournissent une facture des titulaires 
des numéros de téléphone qu’elles désirent appeler. Il souhaite savoir 
si, suite à la publication du décret n° 2010-1634 du 23 décembre 2010 
portant application de la loi pénitentiaire, la circulaire du 13 juillet 2009 
relative à l’usage du téléphone par les personnes détenues condamnées est 
toujours en vigueur. Dans l’affirmative, il souhaite être informé des motifs 
de l’exigence susmentionnée imposée aux détenus.
119. Dans les deux établissements visités, la délégation a recueilli des 
plaintes concernant la cherté des appels téléphoniques. En particulier, à 
la maison centrale de Poissy, le coût de ces appels aurait considérablement 
augmenté suite à l’installation, récente, d’un nouveau système tarifaire. De 
l’avis du CPT, le tarif des communications téléphoniques applicable en 
milieu carcéral devrait être comparable aux prix pratiqués en milieu libre. 
Le CPT souhaite recevoir les remarques des autorités françaises sur cette 
question.
   
Periodischer Besuch 2015 (15.11.-27.11.)
93. L’ensemble des détenus, y compris les prévenus, avaient en principe un accès 
régulier à des téléphones. Le coût excessif des communications téléphoniques 
a été évoqué dans tous les établissements visités, et de manière encore 
plus accentuée au centre pénitentiaire de Condé-sur-Sarthe. Des membres 
des directions rencontrés ont reconnu que les tarifs étaient effectivement 
élevés notamment vers les téléphones portables et l’étranger. Le CPT invite 
les autorités à faciliter l’accès à un téléphone, à revoir la situation quant 
aux tarifs appliqués en matière de communications téléphoniques et à exa­
miner la possibilité d’utiliser d’autres moyens de communications audio, 
et éventuellement vidéo, permettant de proposer des tarifs plus abordables. 

365 Circulaire du 13 juillet 2009 relative à l’usage du téléphone par les personnes 
détenues condamnées.
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Periodischer Besuch 2019 (4.12.-18.12.)
50. En matière de conditions matérielles, il existe un grand contraste entre 
les établissements visités. Au centre pénitentiaire de Vendin-le-Vieil, entré en 
service en 2015, les conditions d’incarcération étaient très bonnes. Chaque 
personne détenue disposait d’une cellule individuelle, sauf exception, d’environ 
13 m² équipée d’un bloc sanitaire (douche et toilettes) cloisonné, d’un 
réfrigérateur, d’une plaque chauffante, d’une télévision, et, depuis quelques 
mois, d’un téléphone. Les locaux étaient très propres et, dans l’ensemble, 
bien entretenus avec des ateliers, des espaces extérieurs et des cours de 
promenade, dont certaines étaient cependant petites.
97. Comme lors de la précédente visite périodique, l’ensemble des personnes 
détenues, y compris celles prévenues, avaient en principe un accès régulier au té­
léphone. Des téléphones étaient généralement disponibles dans les coursives et/ou 
dans les cours de promenade. Dans la pratique, l’utilisation de ces téléphones 
était complexe, notamment dans les établissements en surpopulation, en 
raison du faible nombre de téléphones opérationnels disponibles, parfois 
une seule cabine opérationnelle dans la cour de promenade, et du manque 
d’intimité en l’absence d’un cloisonnement autour de ces installations. 
De plus, les horaires d’accès étaient en général dans la journée, mo­
ment où les proches, et notamment les enfants, étaient peu joignables. 
Enfin, le prix des communications téléphoniques demeurait une source 
de plaintes, notamment pour les appels vers les téléphones portables et 
l’étranger. Des personnes détenues se sont plaintes de ne pas avoir pu être 
en contact avec leurs proches, y compris avec leurs enfants en bas âge, pen­
dant une durée prolongée dans les établissements de Bordeaux-Gradignan, 
Lille-Sequedin et Maubeuge. Dans quelques cas, ces personnes n’avaient 
pu téléphoner à leur arrivée comme le prévoit normalement la procédure 
pour les arrivants. 
Dans ce contexte, le CPT salue l’intention des autorités d’équiper d’un téléphone 
fixe les cellules de l’ensemble des prisons françaises, à l’exception des quartiers 
disciplinaires et des centres de semi-liberté. L’établissement de Vendin-le-Vieil 
en était équipé au moment de la visite. Tant les personnes détenues que 
le personnel ont souligné l’impact positif de ce nouveau dispositif. La possi­
bilité d’utiliser des moyens modernes de communications (appels vidéo) pourrait 
aussi être envisagée afin de permettre aux personnes détenues ayant peu ou pas 
de visites en raison de l’éloignement de maintenir des contacts visuels avec leurs 
proches. Le CPT invite les autorités à poursuivre leurs efforts afin de permettre 
l’accès régulier à un téléphone fixe offrant des tarifs abordables à l’ensemble des 
personnes détenues.
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Georgien

Periodischer Besuch 2010 (5.2.-15.2.)
111. Sentenced working prisoners could make phone calls without restrictions. 
As for sentenced prisoners who did not work, they were entitled to one call 
per week (one call per month at Prison No. 7 in Tbilisi). However, due to 
the shortage of telephones, access to a telephone was very difficult 
at Penitentiary establishments No. 7 in Ksani and No. 8 in Geguti.366 

Many prisoners at these establishments complained that they could 
make, at best, one call a month. Further, inmates indicated that it had 
become impossible to make calls abroad (the extension for foreign calls, 
“8”, having apparently been blocked a few months earlier). The CPT 
recommends that the Georgian authorities take steps to improve sen­
tenced prisoners’ access to a telephone, with a view to complying with 
the legal entitlement, and to enable calls abroad.
115. At the time of the 2010 visit, inmates placed in a disciplinary cell 
were automatically deprived of contact with the outside world (the 
right to receive visits, to make phone calls or to write letters). The CPT 
recommends that the Georgian authorities take steps to ensure that 
the placement of prisoners in disciplinary cells does not include a to­
tal prohibition on family contacts.367 Any restrictions on family contacts 
as a form of punishment should be used only where the offence relates to 
such contacts. 
   
Periodischer Besuch 2014 (1.12.-11.12.)
59. A number of inmates (especially at Prisons No. 7 and 9, but also in 
Batumi) were in fact subjected – sometimes for months and even years 
on end – to conditions akin to solitary confinement (without any possi­
bility of association, visits and telephone calls368, and without the right 
to listen to the radio and watch television) and, in addition, frequently 
subjected to constant CCTV monitoring inside their cell.369

15.

366 For example, at Geguti, there were only 5 phones for some 2,000 prisoners in 
the “old” section.

367 See also Rule 60 (4) of the European Prison Rules.
368 See paragraphs [77 and] 118 below.
369 Just as an illustration, examples of three former senior Government officials 

could be quoted (information based on their own statements given to the CPT’s 
delegation): C (former Minister of Internal Affairs, Minister of Defence and 
Head of Penitentiary Department) had spent approximately 2 years under such 
conditions; D (former Prime Minister and Minister of Internal Affairs) had been 
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This appeared to be applied vis-à-vis inmates considered difficult/disruptive 
(e.g. those constantly challenging the administration with complaints and 
protests in the form of hunger strikes, acts of self-harm, etc.) but also 
allegedly to enforce co-operation with investigation (in the case of former 
senior officials) or for other reasons (see paragraph 62). In the CPT’s view, 
to subject inmates to such conditions could be considered as amounting to 
inhuman and degrading treatment. 
In this context, the Committee is particularly concerned by what appears 
to be the absence of clear, transparent written criteria (set out in law 
and/or implementing regulations) and the lack of procedural safeguards 
(absence of oral hearing, lack of information for inmates on the grounds 
for the decision and on their right to appeal, absence of clear time-limits 
and of a mechanism for regular review) for placement under such condi­
tions. The overall impression – for the inmates concerned and also for the 
delegation – was that of arbitrariness. The CPT calls upon the Georgian 
authorities to stop the above-mentioned practices and to review their rules 
and policy, in the light of the above remarks. 
Further, it is the Committee’s view that providing prisoners with the pos­
sibility of listening to the radio and watching television should not be con­
sidered a “privilege” but a normal entitlement for every prisoner.370 Any 
bans on access to information (via radio and TV) should be justified duly 
and in detail by exceptional circumstances related to the requirements of 
the investigation or the behaviour of the prisoner in question, and be of 
a limited, clearly specified duration. Inmates should be informed of the 
reason for the ban in writing, and of the right to appeal to a competent 
authority. The CPT recommends that the relevant provisions be amended 
accordingly.
116. As for the sentenced prisoners, despite the Committee’s long-standing 
recommendations, their visiting entitlement continued to depend on their 
regime and on whether the inmate had been sentenced for the first time 
or was a repeat offender (e.g. two visits a month for prisoners serving their 
sentences under a general regime; one visit a month for those subjected 

subjected to such conditions for some 18 months (in both cases, their regime 
had become somewhat less strict after they had received their first convictions); 
as for E, former Mayor of Tbilisi, his regime (that had already been imposed 
on him for approximately 6 months) was relatively the most strict and could 
even be considered as approaching sensory deprivation. This was allegedly due 
to the fact that he was not yet convicted of any of the offences he was accused 
of. Regarding Prison No. 7, see paragraph 124.

370 See also paragraph 73.
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to a strict regime).371 In practice, for most of the inmates the entitlement 
was de facto of one 2-hour visit per month.372 The visiting arrangements 
remained totally inadequate; visits took place in small booths with a plexi-
glass or glass partition, preventing any possibility for prisoners to have 
physical contact with their relatives, including young children. Theoreti­
cally, inmates could also receive two long visits per year. However, this was 
impossible in practice at Prisons No. 7 and No. 9 because of the lack of 
appropriate visiting facilities. Access to a telephone for sentenced prisoners373 

varied from one establishment to another: for example, at Prison No. 7 prisoners 
could make three phone calls per month of up to twenty to thirty minutes, while 
at Prison No. 3 in Batumi the maximum allowed duration of a call was 15 
minutes.374

118. As already mentioned in paragraph 59, in some cases restrictions 
on visits, phone calls and correspondence were combined with de facto 
solitary confinement and a ban on access to media, which resulted in con­
ditions that could be considered as amounting to inhuman and degrading 
treatment. In this respect, reference is made to the recommendation in 
paragraph 59.
   
Periodischer Besuch 2018 (17.5.-24.5.)
100. Despite the CPT’s recommendation in the report on the 2014 visit,375 

Section 82 of the Imprisonment Code still contains restrictions/bans 
on visits, phone calls, correspondence and access to media (TV/radio) 
as part of the catalogue of disciplinary sanctions. In this context, the 
Committee must reiterate its view that any restrictions on family contacts 
as a form of punishment should be used only where the offence relates 
to such contacts and only for the shortest time possible (days, rather than 
weeks or months). The CPT calls upon the Georgian authorities to amend 
the Imprisonment Code accordingly.
102. Since the 2014 visit the Imprisonment Code has been amended, 
further extending the rights to visits376 for several categories of prisoners, 

371 An additional visit could be granted by the prison Director as a reward for the 
inmate’s good behaviour.

372 Many inmates interviewed at Prison No. 7 stated that, in practice, visits usually 
lasted no more than an hour.

373 Inmates had to buy pre-paid phone cards in the prison shop.
374 An additional phone call could be granted as a reward, and inmates could request the 

permission to replace a short-term visit with a call.
375 See paragraph 119 of CPT/Inf (2015) 42, https://rm.coe.int/09000016806961f8.
376 Correspondence was unrestricted for all prisoners.
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including lifers; the delegation also noted that, unlike in 2014,377 inmates 
at Prison No. 9 had access to long-term visits. 
Indeed, juvenile prisoners and those in semi-open prisons (e.g. Prison No. 
15) had adequate possibilities to maintain contact with their families and 
friends,378 including through VoIP (Voice over Internet Protocol). The CPT also 
welcomes the fact that remand prisoners no longer require prior authorisa­
tion by the competent investigating authority or court to receive a visit;379 

instead, any restrictions on visits (and telephone calls) must be imposed by 
the prosecutor for a specific period by means of a reasoned decision which 
can be appealed in court. 
Nevertheless, the fact remains that the visiting entitlement for many pris­
oners (including remand prisoners380 and sentenced inmates in closed-type 
prisons,381 especially those classified as “high-risk”382) is far from generous. 
In this context, the CPT must reiterate its view that all prisoners, irre­
spective of their category (whether on remand or sentenced) and regime, 
should be offered at least the equivalent of one hour of visiting time per 
week. The Committee calls upon the Georgian authorities to amend the 
Imprisonment Code accordingly. 
As for access to a telephone, it varied between unlimited at Prisons Nos. 8, 11 
and 15, three to four times per month at Prison No. 9, twice per month at 
Prisons Nos. 3 and 6, and once a month at Prison No. 7. In this respect, the 
CPT reiterates its recommendation that the Georgian authorities take 
steps to improve access to a telephone for all categories of prisoners, 
especially those classified as “high-risk”.

377 See paragraph 116 of CPT/Inf (2015) 42, https://rm.coe.int/09000016806961f8.
378 They could receive up to four short-term (1.5 hours maximum) visits per month 

and up to three long-term (24 hours) visits per year, with two additional long-
term visits possible as a reward for good behaviour.

379 Their normal visiting entitlement is one short-term visit per month, with one 
additional visit per month possible as a reward for good behaviour.

380 See above.
381 Two short-term visits per month and one long-term visit per year (with one 

additional long-term visit possible as a reward for good behaviour).
382 One short-term visit per month and one long-term visit per year (with one 

additional long-term visit possible as a reward for good behaviour).
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Griechenland

Periodischer Besuch 2013 (4.4.-16.4.)
147. Prisoners can make unlimited phone calls by purchasing phone cards and 
using the pay phones provided in the wings and they can write an unlimited 
number of letters. However, visit entitlements remains one visit per week 
of 30 minutes for convicted prisoners and two visits of 30 minutes per 
week each for remand prisoners. In the report on the 2011 visit, the CPT 
called upon the Greek authorities to review the arrangements for visits, 
with a view to increasing the amount of visiting time offered to sentenced 
prisoners to at least one hour every week. No steps have been taken to date 
to implement this recommendation.
   
Periodischer Besuch 2019 (28.3.-9.4.)
74. The CPT also welcomes the tentative steps being taken to initiate Voice 
over Internet Protocol (VOIP) communications between inmates and their 
families. At Trikala Prison, around 20 inmates had signed up for VOIP 
sessions with their families and 51 audio/video calls had been made in 
the few months since the programme had been operating. Prisoners were 
permitted to make a call once a month. However, many prisoners were 
unaware of the existence of such a possibility or of what the criteria for 
participation were. 
The CPT recommends that the use of VOIP communications be expanded 
to all prisoners who either receive no visits or very infrequent visits. The 
Committee would be interested to learn whether VOIP communications 
are being used in other prisons and whether there are any general criteria 
regulating access to VOIP. 

Großbritannien

Periodischer Besuch 2012 (17.9.-28.9.)
82. According to Articles 63 and 64 of the 2011 Scottish Prison Rules, 
sentenced prisoners are entitled to visiting time of not less than 30 minutes 
per week or 2 hours in a 28-day period, and remand prisoners to at least 
30 minutes on any weekday. Further, where a remand prisoner has not 
received a visit on every day of the preceding week, he or she may receive 
a visit of 30 minutes’ duration on the Saturday or Sunday. “Bonding” visits 
between a prisoner and his or her child are also offered and the CPT very 

16.

17.
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much welcomes the organisation of such visits, which usually take place 
for one to two hours at the weekend for prisoners. 
Prisoners had access to the telephone on a daily basis in the prisons visited 
and written correspondence did not pose a problem; it was noted that in 
addition to sending and receiving letters at their own expense, all prisoners 
could send one letter per week with the postage paid by the Scottish 
Government.

Irland

Periodischer Besuch 2010 (25.1.-5.2.)
98. The CPT attaches considerable importance to the maintenance of good 
contact with the outside world for all persons deprived of their liberty. The 
guiding principle should be to promote contact with the outside world 
as often as possible; any restrictions on such contacts should be based 
exclusively on security concerns of an appreciable nature383.
The Prison Rules 2007 regulate contact with the outside community, including 
visits, letters and telephone calls (see Rules 35 to 46). In general, the situa­
tion has not evolved considerably since the previous visit of the CPT in 
2006. Prisoners are still permitted one half-hour visit per week, plus one 
discretionary additional fifteen-minute visit. The main development is that 
in all prisons visited except for Mountjoy Prison, visits were pre-booked. 
Further, visits were now taking place on weekends. That said, the CPT 
continues to have a number of concerns as regards visits.
   
Periodischer Besuch 2014 (16.9.-26.9.)
33. In February 2012, the Irish Prison Service adopted the Policy on In­
centivised Regimes. It provides for a differentiation of privileges between 
prisoners based on their level of engagement with prison services and their 
behaviour. Newly committed prisoners enter the prison on a standard level 
regime. They may later progress to the enhanced level if they meet the 
criteria for it, notably through demonstrating exemplary behaviour and 
satisfactory engagement in the structured activities on offer, or regress 
to basic level if they fail to meet the criteria for standard level12 and/or 
consistently refuse to engage in structured activities.
The privileges on the enhanced level include a higher gratuity payment from a 
standard €1.70 to €2.20 per day, priority access to better quality accommo­

18.

383 See also European Prison Rule 24.2.
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dation, and increased contact with the outside world. Regression to the basic 
level, on the other hand, results in loss of privileges including a reduction 
in the gratuity payment to €0.95 per day, and reduced contact with the 
outside world (but not below one 30-minute visit and three phone calls per 
week). The CPT considers that all prisoners should be offered at least one 
hour of visits every week as a minimum standard which may or may not be 
increased through the application of the incentivised regime process, but 
should not be reduced.
The CPT supports the individualised approach to a prisoner’s treatment 
and is of the view that progression from one regime level to another 
should be based on the prisoner’s attitude, behaviour, participation in 
activities (educational, vocational, or work-related), and adherence to rea­
sonable pre-established targets set out in a sentence plan and observance of 
the internal rules. The challenge is to ensure that the incentivised regime 
is applied in an objective manner by prison staff to all prisoners. The 
CPT would be interested to learn about the results of an evaluation of the 
Policy on Incentivised Regimes since its introduction in February 2012.
68. In April 2014, the Irish Prison Service issued Guidelines on the Impo­
sition of Disciplinary Sanctions to ensure uniformity in the application 
of disciplinary sanctions and procedures throughout the prison system. In 
the interests of transparency and the principle of the rule of law, these 
guidelines should be made public. The document sets out the guidelines 
for disciplinary hearings and introduces a new upper limit of 40 days 
for the imposition of the sanction of “loss of all privileges”. Further, loss 
of family visits should not be employed as a sanction in response to a 
breach of discipline, even when the breach occurred during a visit, as the 
option of screened visits is always available for operational, administrative 
or security reasons.
In addition, since the visit in 2010, Challenging Behaviour Units have been 
established in some of the prisons to accommodate prisoners serving a 
disciplinary punishment.
During the visit, the CPT’s delegation was able to confirm from interviews 
with prisoners and documentation that contacts with family were no longer 
totally withdrawn as part of a disciplinary punishment; prisoners were entitled 
to receive one visit and one phone call per week. This is a positive develop­
ment.
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110. At both the Dóchas Centre and Limerick Prison, female inmates 
could, as a rule, enjoy open visits with their families.384 At Dóchas Centre 
visits took place in the smaller dining hall; ten tables with four chairs 
each as well as a play corner for children were available for the visitors. 
Further, prisoners on enhanced regime could use video links to other 
prisons where their partners/relatives might be detained and inmates from 
Dóchas Centre were offered the possibility to visit their partners/relatives 
within the Mountjoy Complex. Depending on the level of the incentivised 
regime, inmates were allowed from three to 14 phone calls per week, each six 
minutes long.
Some female prisoners complained to the delegation that they had not 
seen their families, including children, for up to three months. The fact 
that there are only two establishments in Ireland where women may serve 
a custodial sentence inevitably means that some female prisoners will be 
incarcerated several hours away from their homes. This has repercussions 
for their contact with the outside world, making regular family visits very 
difficult and sometimes impossible due to financial constraints. This not 
only affects the women negatively, but it also impacts on the children’s 
contact with their imprisoned mothers. 
The Committee recognises the critical importance of maintaining family 
relationships for female prisoners and supports the application of Rule 26 
of the UN Rules for the Treatment of Female prisoners and Non-Custodial 
Measures for Women Offenders (the Bangkok Rules) which requires that 
female prisoners’ contact with their families, including their children, and 
their children’s guardians and legal representatives should be encouraged 
and facilitated by all reasonable means. 
The CPT invites the Irish authorities to examine the possibility of provid­
ing financial assistance to those female prisoners who do not have the nec­
essary means to maintain regular contact with their dependent children.
   
Periodischer Besuch 2014 (23.9.-4.10.)
88. In its previous visit reports, the CPT has expressed its major reserva­
tions over the effect in practice of the sanction of “loss of all privileges” 
for a period of up to 60 days based on Article 13.1(d) of the Prisons Act 

384 Depending on the regime they are on, it is either one 30-minute visit and one 
15-minute special visit per week (for the standard level) or one 30-minute visit 
and an additional 30-minute special visit per week (for the enhanced level) or 
one 30-minute visit per week (for the basic level).
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2007.385 At the time of the 2014 visit, prisoners were still, in practice, being 
sentenced to periods of up to 56 days of “loss of all privileges” which often 
also entailed a transfer to another prison such as A Block in Portlaoise 
Prison or D Block in Cork Prison or the CBU in Mountjoy where the pris­
oners were kept in conditions akin to solitary confinement. This was in 
spite of the April 2014 Guidelines on the Imposition of Disciplinary Sanc­
tions which had introduced an upper limit of 40 days of “loss of all privi­
leges” in conditions which would not result in 23-hour lock-up. 
The CPT is pleased to note that the findings of the 2019 visit demonstrate 
that the above Guidelines were being applied in all the prisons visited. An 
examination of the relevant documentation showed that in the majority 
of disciplinary cases, the sanction imposed according to Article 13.1(d) of 
the Prisons Act 2007 was one or more of the following: prohibition of 
evening recreation, use of gym, using money/credit for periods ranging 
from 7 to 40 days. The Committee welcomes the fact that prisoners subject 
to a disciplinary punishment are now always guaranteed a minimum of one 
phone call and one family visit a week. 
Further, the procedure itself in those cases examined appeared to be fair. 
The CPT’s delegation was informed that the IPS was drawing up revised 
guidelines on the imposition of disciplinary sanctions and the Committee 
would like to be provided with a copy once they have been adopted.

Island

Periodischer Besuch 2012 (18.9.-24.9.)
60. Overall, the rules concerning prisoners’ contact with the outside world 
have remained the same as on the CPT’s 2004 visit386. 
Inmates, both those on remand and those already sentenced, were entitled 
to at least one visit of a minimum of two hours' duration per week; those 
with a record of good behaviour were in principle entitled to unsupervised 
visits. Further, the management of the prisons visited frequently granted 
additional visits to prisoners. Visits took place in well-equipped and pleas­
antly decorated facilities. 
Some of the prisoners at Litla-Hraun Prison (approximately 10% of the 
inmate population) were only entitled to visits under closed conditions 

19.

385 See most recently CPT/Inf (2015) 38, paragraphs 67 to 71.
386 See paragraphs 56 and 57 of CPT/Inf (2006) 3.
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(i.e. through a glass partition)387; further, closed visiting facilities were 
under construction at Kópavogur Prison388. The CPT trusts that the use 
of closed visiting facilities will remain the exception, limited to individual 
cases justified for security-related reasons or by the legitimate interests of 
an investigation. In all the prisons visited, inmates (both those on remand and 
those sentenced) could make telephone calls every day for at least 15 minutes and 
receive calls at least three times per week. Further, there were no restrictions 
on incoming and outgoing correspondence389. The CPT welcomes this 
positive approach.
   
Periodischer Besuch 2019 (17.5.-24.5.)
45. Overall, the rules concerning prisoners’ contact with the outside world 
have remained the same as on the CPT’s 2012 visit. 
Inmates, both those on remand and those already sentenced, were enti­
tled to receive visits twice per week for up to 2 hours, usually in open 
conditions.390 Further, the managements of the prisons visited frequently 
granted additional visits to prisoners. Visits took place in well-equipped 
and pleasantly decorated facilities (except at Kvíabryggja Prison where 
there were no dedicated visiting premises, see paragraph 28 above). 
In all the prisons visited, inmates could make telephone calls every day for at 
least 15 minutes. At Kvíabryggja Prison inmates could have their own mobile 
phones (without a camera and without Internet) or could rent a mobile from the 
establishment. 
Further, there were no restrictions on incoming and outgoing correspon­
dence. In addition, inmates whose families lived abroad (or in Iceland but a 
long distance from the prison) had the possibility to communicate with their 

387 According to the director of Litla-Hraun Prison, closed visits were imposed 
when a prisoner had committed a breach of the house rules or when a visitor 
had tried to smuggle in drugs.

388 The prison’s chief warden told the delegation that the main reason for setting 
up such a closed facility was to prevent drug smuggling.

389 In addition, inmates at Akureyri Prison had a supervised access to e-mail.
390 Visits in closed facilities (through glass partition, without physical contact) 

were exceptionally practiced in closed-type prisons and were as a rule imposed 
by prison Directors for a short period of time, as disciplinary sanction for a 
violation of the house rules in the context of a visit (in general, attempted 
drug smuggling or a positive drug test where the circumstances suggested that 
the inmate had obtained the drugs during a visit). In those rare cases where 
remand prisoners were subjected to court-ordered isolation (there were five 
such inmates at the time of the 2019 visit, all accommodated at Hólmsheiði 
Prison), their visits would also take place in closed facilities.
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relatives using Voice over Internet Protocol (VoIP). Some prisoners also had access 
to e-mail (if justified by their work, e.g. those who ran their companies from 
Kvíabryggja Prison).

Italien

Periodischer Besuch 2012 (13.5.-25.5.)
91. In all the establishments visited, prisoners were usually allowed to 
receive six one-hour visits per month and to make four ten-minute telephone 
calls per week, in compliance with the relevant legal provisions391.
   
Periodischer Besuch 2016 (8.4.-21.4.)
72. The CPT welcomes the progressive improvements introduced by the 
Italian authorities to promote better contact with the outside world. Notably, 
all screens and physical barriers to open visits (with the exception of the 
“41-bis” regime) had been removed, and play areas for children visiting 
the prison392 and outdoor visiting areas had been introduced. In addition, 
prisoners had the possibility to conduct conversations with family members 
through Voice over Internet Protocol and access to telephone cards had been 
increased (including the funding of the same for foreign inmates). 393

In practice, at all establishments visited, inmates subject to a medium-se­
curity regime were allowed to receive six one-hour visits per month and 
to make four ten-minute telephone calls per month in compliance with the 
applicable legal provisions.

Kroatien

Periodischer Besuch 2012 (19.9.-27.9.)
71. The CPT attaches considerable importance to the maintenance of good 
contact with the outside world for all persons deprived of their liberty. The 
guiding principle should be to promote contact with the outside world 

20.

21.

391 Section 18 of the Penitentiary Law and Sections 37 and 39 of Presidential 
Decree No. 230 of 30 June 2000. Prisoners subject to a high-security regime were 
allowed to receive four one-hour visits and to make two ten-minute telephone calls 
every month.

392 Present in 182 out of a total of 227 prison establishments.
393 Present in around 120 prison establishments out of a total of 227.
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as often as possible; any restrictions on such contacts should be based 
exclusively on security concerns of an appreciable nature394.
The legal framework concerning visits has remained unchanged and it 
entitles sentenced inmates to two monthly visits of one hour each and 
remand prisoners to six visits a month, each lasting between 15 and 60 
minutes. Monthly conjugal visits from two to four hours depending on an 
inmate’s grade were also permitted. In the CPT’s view, all prisoners should 
be entitled to a minimum of the equivalent of one hour of visiting time 
every week; preferably, prisoners should be able to receive a visit every 
week. The CPT recommends that prisoners’ entitlement to visits be revised 
accordingly.
   
Periodischer Besuch 2017 (14.3.-22.3.)
66. Sentenced prisoners were entitled to a minimum of one telephone call 
per week lasting ten minutes; remand prisoners continued to be allowed six 
phone calls per month with a maximum duration of 15 minutes each. That 
said, remand prisoners complained about the long delays in having their 
lists of permitted contacts approved by the relevant judge. The CPT re­
commends that the process of authorising the permitted contacts for 
remand prisoners be speeded up by the competent judicial authorities.

Lettland

Periodischer Besuch 2011 (5.9.-15.9.)
96. The CPT welcomes recent legislative amendments which abolish restric­
tions on contacts with the outside world in respect of juvenile prisoners subject 
to the sanction of placement in a disciplinary isolation cell. However, it is 
regrettable that, despite the specific recommendations repeatedly ma­
de by the Committee, placement of an adult prisoner in a disciplinary 
punishment cell still entails a total prohibition of contact with the 
outside world (except with a lawyer). This is contrary to the European 
Prison Rules395. The CPT reiterates its recommendation that steps be taken 
to ensure that the disciplinary sanction of placement in a punishment cell 
does not lead to a total prohibition of family contact.
The delegation also observed that the sanctions of prohibition of visits 
and of phone calls were applied for disciplinary offences not related 

22.

394 See also European Prison Rule 24.2.
395 See Rule 60.4.
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to visits or making phone calls (e.g. refusing a search, storing prohibited 
objects, etc.). In this connection, it should be noted that, according to the 
Commentary to the European Prison Rules, any restrictions on family 
contact should be imposed only where the disciplinary offence relates 
to such contact. The CPT invites the Latvian authorities to review the 
relevant regulations accordingly.
103. The CPT welcomes the recent amendments to the Law on Remand 
Custody, according to which remand prisoners now as a rule benefit from 
open visits.396 

However, it remains the case that sentenced prisoners are separated from 
their visitors by a glass partition during short-term visits. Further, as the 
CPT has previously made clear, the frequency of visits is currently very 
low for prisoners serving their sentences in closed prisons, especially for 
those who are on the low regime level (including life-sentenced prisoners); 
they are only entitled to four short-term (of up to 2 hours) and three 
long-term (of up to 12 hours) visits per year. The same can be said as re­
gards the number of telephone calls which prisoners in general are allowed 
to make.397 During the visit the CPT’s delegation received numerous com­
plaints from prisoners in this respect.
104. The CPT wishes to emphasise that contacts with the outside world, in 
particular visits from families and other relatives, are of crucial importance 
in the context of social rehabilitation of prisoners. In the Committee’s 
view, all prisoners, irrespective of their legal status and regime level, 
should be entitled to at least one visit per week.
The CPT recommends that the Latvian authorities significantly increase 
prisoners’ visit entitlement in the light of these remarks; prisoners’ enti­
tlement to make phone calls should also be considerably increased.
Further, the CPT recommends that the Latvian authorities review the 
visiting arrangements in all prison establishments in order to ensure that, 
as a rule, short-term visits take place under open conditions (e.g. with 
prisoners and their visitors sitting around a table). 
   
Periodischer Besuch 2016 (12.4.-22.4.) 
62. During its visits to Daugavgrīva and Jelgava Prisons, the delegation 
paid particular attention to the situation of life-sentenced prisoners in or­

396 Remand prisoners are entitled to at least one short-term visit per month and at 
least one phone call per week.

397 Prisoners in the low, medium and high regime levels (in closed prisons) are entitled to 
respectively one, two and three phone calls per month.
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der to review the measures taken by the Latvian authorities to implement 
specific recommendations made by the CPT after previous visits. 
In this regard, the CPT wishes to highlight some particularly positive 
findings. 
First of all, the long-standing practice of systematically handcuffing life-
sentenced prisoners whenever they left their cells (whilst being accompa­
nied by a staff member) had been discontinued.398 In addition, the cells of 
life-sentenced prisoners at Daugavgrīva Prison were no longer subjected to 
permanent CCTV surveillance.
Further, following the 2015 amendments to the LES, life-sentenced prisoners 
were offered the possibility of making online video calls, free of charge, at least 
once a month […].
92. The CPT welcomes the fact that, in all the prisons visited, short-term 
visits to both sentenced and remand prisoners as a rule took place under 
open conditions. Further, as already mentioned in paragraph 62, life-sen­
tenced prisoners are now entitled to make free-of-charge online video calls 
for one hour, at least once a month399.
94. Remand prisoners are entitled to make one telephone call per week.400 

Regrettably, sentenced prisoners’ entitlement to telephone calls is sig­
nificantly lower; those on the low, medium and high regime levels in 
closed prisons are entitled to respectively one, two and three phone 
calls per month. 
The CPT recommends that adult sentenced prisoners be allowed, as a 
rule, to make at least one phone call per week.

Litauen

Periodischer Besuch 2012 (27.11.-4.12.)
78. Sentenced prisoners are entitled to telephone calls401 and unlimited corre­
spondence. Further, except for those held under the strict regime (see 
paragraph 84), they are allowed to have two visits – one “short-term” (up 

23.

398 At the time of the visit, one life-sentenced prisoner (at Daugavgrīva Prison) was 
being subjected to this measure, following an individual risk assessment.

399 Respectively one, two and three calls per month for prisoners on the low, 
medium and high regime levels. It is noteworthy that patients at Olaine Prison 
Hospital were usually also allowed to make such calls (two per month).

400 Section 13, paragraph 1(5), of the Law on the Procedure of Holding in Custody.
401 Up to 15 minutes per day in the lenient regime; up to 15 minutes once a week in the 

ordinary regime; up to 15 minutes once a month in the strict regime.
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to four hours) and one “long-term”402 – every two months for the lenient 
regime, every three months for the ordinary regime.403

82. All prisoners placed in a disciplinary cell as a punishment were denied 
visits404 and telephone calls. In this connection, the CPT recommends that 
steps be taken to ensure that disciplinary punishment of prisoners does not 
include a total prohibition of family contacts405 and that restrictions on 
family contacts as a form of punishment are applied only when the offence 
relates to such contacts.
84. As described in previous reports, prisoners could be transferred to the 
strict regime, if they are “deliberately or systematically violating the estab­
lished regime”.406 If they continue to violate internal regulations while 
in the strict regime, they can be further placed in disciplinary cellular 
confinement for up to six months. The CPT notes with considerable con­
cern that the recommendations it has repeatedly made concerning these 
prisoners have not been implemented.
It remains the case that prisoners in the strict regime were not allowed 
to work, had no access to education or vocational training and could not 
participate in any other organised activities. They spent their days idling 
in their section, watching television being their principal occupation. In 
addition, they were denied visits and their use of telephone was limited to one 
15-minute call a month. 
As for prisoners in disciplinary cellular confinement, they were confined 23 
hours per day in their cells and were only allowed to read, since radio and 
television sets were prohibited. In addition to the ban on visits, they were 
also denied access to a telephone.
85. The CPT must stress, once again, that such an impoverished regime 
and lack of contact with the outside world can lead to the deterioration of 
the physical health, mental faculties and social skills of the prisoners con­
cerned, in particular when imposed for a prolonged period. The fact that 
this regime only applies to a limited number of inmates is irrelevant.407 

The overall objective should be to persuade these prisoners to re-engage 

402 In the establishments visited, the length of “long-term” visits varied from four 
hours to two days depending on the number of rooms available for this type of 
visits. Physical contacts were permitted during these visits.

403 Articles 73 and 74 of the Code on Execution of Sentences.
404 Except with their lawyers.
405 See also Rule 60(4) of the European Prison Rules.
406 See CPT/Inf (2009) 22, paragraph 76 and CPT/Inf (2009) 24, page 29.
407 See the reply of the Lithuanian authorities to the CPT report on the 2008 visit, 

CPT/Inf (2009) 24, page 29.
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with the normal regime; the measures currently applied to them are likely 
to have the opposite effect.408

   
Periodischer Besuch 2016 (5.9.-15.9.)
78. The CPT welcomes recent (June 2015) amendments to the Enforce­
ment of Detention Act which have granted remand prisoners the right to 
receive short-term visits409 and to make telephone calls410 unless there is a 
written instruction to the contrary from the prosecutor or the criminal court 
dealing with the case.411

85. Despite the CPT’s repeated earlier recommendations, the regime 
for prisoners placed in disciplinary cells had improved only very slightly 
i.e. they were now allowed daily outdoor exercise (one hour) and access 
to reading matter. However, they were still denied visits and telephone 
calls. The Committee calls upon the Lithuanian authorities to remedy 
the above failings.

Luxemburg

Periodischer Besuch 2013 (24.9.-4.10.)
39. De manière générale, les conditions matérielles de détention étaient 
toujours satisfaisantes dans l'ensemble de l'établissement. Les cellules et 
les parties communes étaient correctement équipées, bien entretenues et 
propres. L’ouverture du centre de rétention (voir paragraphe 32) a libéré 
une section désormais dédiée aux prévenus. Le CPT se félicite que presque 
toutes les unités de la prison soient dotées d’un espace commun avec cuisine et 
téléphone. 
69. Le CPT se félicite que les condamnés et les prévenus du régime B bénéfici­
assent d’un accès libre à des cabines téléphoniques placées dans les couloirs des 

24.

408 See also the 21st General Report on the CPT’s activities (CPT/Inf (2011) 28), 
paragraph 61.

409 The number of visits (each no longer than three hours) is not limited.
410 As regards access to a telephone (and correspondence) in general, the delegation did not 

have an impression that it was a particular problem at any of the prisons visited.
411 Such an instruction can be issued only in order to prevent any other criminal 

acts, to protect the rights and freedoms of other persons and/or to avoid jeopar­
dising the pre-trial investigation. The administration of the remand prison and 
the prisoner concerned should be informed of the duration of such a restriction, 
the persons in respect of whom it is applied and other circumstances leading to 
such a restriction.
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unités, lors des périodes de portes ouvertes des cellules. Ils bénéficiaient par 
ailleurs au minimum de cinq heures de visites par mois. Pour les détenus 
dont la famille vivait loin de la prison, il était possible de cumuler les 
heures de visite. Des visites spéciales pour les enfants (avec éducateurs et 
activités) étaient également prévues un samedi par mois. 
Ayant constaté une diminution des demandes de visites, la direction a 
indiqué son intention d’accroitre le nombre de visites pour les détenus qui 
en feraient la demande (jusqu’à sept heures par mois) et d’augmenter les 
plages horaires des visites. De plus, une expérience permettant des contacts via 
internet (« Voice over Internet Protocol ») était en cours pour un petit nombre 
de détenus. La direction envisageait de généraliser cette pratique pour les détenus 
ayant peu de visites. Le CPT se félicite de ces projets et souhaite être tenu 
informé de toute évolution en la matière.

Malta

[Seit 2010 keine unmittelbar relevanten Feststellungen zur Gefangenente­
lefonie]

Moldawien

Periodischer Besuch 2011 (1.6.-10.6.)
48. With regard to the right to access to a telephone, the prisoners’ right to at 
least one 10-minute call every two weeks seemed to be observed in practice, 
both in Bălţi and in Rezina. The CPT encourages the Moldovan authori­
ties to allow the prisoners to make phone calls more frequently.
   
Periodischer Besuch 2015 (14.9.-25.9.)
132. As regards prisoners’ access to a telephone, the CPT notes that the frequency 
and duration of phone calls for adult prisoners have been doubled since the 
previous visit; they are now entitled to one phone call of 20 minutes per week.412 

Further, the entitlement to telephone calls for juvenile prisoners has also 
been increased, to two phone calls of 20 minutes every week.413

133. Since the CPT’s 2011 visit, the catalogue of possible disciplinary 
penalties has been extended, notably by the sanction of suspension of 

25.

26.

412 Section 210(4) of the Execution Code.
413 Section 253(2)d) of the Execution Code.
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the right to visits (for up to three months414). The delegation observed 
that this sanction was frequently resorted to in the establishments visited, 
mainly for disciplinary offences not related to visits. Further, according 
to the law, prisoners subjected to the sanction of solitary confinement 
are automatically deprived of the rights to receive visits and make 
telephone calls during the serving of that sanction. 
In the CPT’s view, any restrictions on family contacts as a form of punish­
ment should be used only where the offence relates to such contacts and 
– in particular in respect of juvenile prisoners – only for the shortest time 
possible (days, rather than weeks or months).415 The CPT recommends 
that the Moldovan authorities review the relevant regulations accor­
dingly.
   
Periodischer Besuch 2020 (28.1.-7.2.)
95. In general, male prisoners were allowed to make a telephone call of up 
to twenty minutes every two weeks and women were allowed to make weekly 
telephone calls. The CPT recommends that all prisoners be allowed to 
make more frequent telephone calls.

Monaco

Periodischer Besuch 2012 (27.11.-30.11.)
50. Des modifications substantielles sont également intervenues en matière de 
contacts téléphoniques des détenus avec l’extérieur. L’approche radicale suivie 
en 2006 (c'est-à-dire, l’interdiction généralisée d’accès au téléphone) n’avait 
plus cours. Ainsi, les condamnés - et, sur autorisation des autorités judi­
ciaires, les prévenus - bénéficiaient de la possibilité de passer un appel 
téléphonique tous les quinze jours, cet appel étant contrôlé et enregistré (identité 
du correspondant, contenu de la conversation). Le CPT se félicite de la sup­
pression de l’interdiction de téléphoner, conforme aux principes reconnus 
dans les Règles Pénitentiaires Européennes N° 24 et N° 99, et a pris note 
avec intérêt de la volonté déclarée de la direction de la Maison d’arrêt 
d’aller plus loin encore, moyennant toutefois l’installation de dispositifs 
techniques adéquats permettant, d’une part, aux détenus de passer leurs 
appels depuis leurs quartiers de détention et, d’autre part, au personnel 
d’en assurer un contrôle approprié. Le CPT souhaite recevoir des informa­

27.

414 For up to two months in the case of juveniles.
415 See also the CPT’s 21st General Report (CPT/Inf (2011) 28), paragraph 61(b).
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tions mises à jour sur l’accroissement attendu des possibilités de passer des 
appels téléphoniques pour les détenus. Un premier pas consisterait à offrir 
à tous les détenus la possibilité de passer un appel par semaine, d’une durée 
raisonnable (soit 10 à 15 minutes).
De même, tout comme pour les visites, le CPT recommande d’inverser le 
principe général établi s’agissant des appels téléphoniques pour les préve­
nus. En l’espèce, ceux-ci devraient bénéficier de la possibilité de passer des 
appels téléphoniques dès leur arrivée en maison d’arrêt, décision dûment 
motivée des autorités judiciaires. Le CPT recommande que les autorités 
monégasques prennent également des mesures en ce sens.
   
Periodischer Besuch 2020 (15.9.-18.9.)
50. Au printemps 2020, le nombre de personnes détenues a baissé drasti­
quement, passant d’une trentaine à une dizaine de personnes incarcérées, 
en raison de la diminution des infractions constatées et du nombre de 
personnes présentées à un juge d’un côté ainsi que l’augmentation du 
nombre de mises en liberté sous contrôle judiciaire et du report ou de la 
suspension des exécutions de peine. Les effectifs du personnel travaillant à 
la maison d’arrêt ont été ajustés en conséquence, notamment au niveau du 
greffe et un quartier a été fermé. 
Au sein de l’établissement, des mesures ont été prises dès le mois de février 
pour éviter la contamination. Au niveau du personnel, une sensibilisation 
aux gestes barrières, une distribution de gel hydroalcoolique, une prise de 
température systématique à l’entrée de l’établissement et un dépistage des 
personnes symptomatiques sont réalisés. Le port du masque est obligatoire 
depuis le 17 mars 2020. L’organisation du travail a aussi été revue pour 
limiter les contacts entre les équipes. Les postes de travail partagés sont 
régulièrement désinfectés. Toute personne entrant dans l’établissement fait 
l’objet d’une prise de température. 
Les personnes détenues sont aussi sensibilisées au virus et aux gestes bar­
rières. Un dépistage systématique est réalisé pour les personnes symptoma­
tiques (deux cas négatifs). Les points sensibles (portes, salles communes) 
sont désinfectés plusieurs fois par jour. Une procédure spécifique « arri­
vants » a été créée et les personnes détenues sont placées en quatorzaine à 
leur arrivée. Pour compenser la suspension de certaines activités, des cours 
de musculation ont été prodigués par du personnel de l’établissement 
diplômé en sport. Il convient de saluer le fait que les visites ont été maintenues, 
dans des cabines de visite avec un hygiaphone et que les personnes détenues ont 
bénéficié d’un accès accru au téléphone (15 minutes par jour au lieu de cinq). 

Anhänge

148

https://doi.org/10.5771/9783748936824 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748936824
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Le CPT invite les autorités monégasques à poursuivre leurs efforts en 
matière de lutte contre la covid-19 en mettant en place une procédure 
d’identification et de protection des personnes les plus à risque face à cette 
maladie. 
53. L’arrêté du 9 septembre 2020416 a facilité les contacts avec le monde 
extérieur notamment en allongeant la durée des communications téléphoniques 
autorisées et en permettant de recevoir des visites aux personnes placées à l’isole­
ment disciplinaire. 
55. Concernant les appels téléphoniques, la personne détenue arrivant à la 
maison d’arrêt est autorisée, par l’autorité judiciaire compétente, à téléphoner 
gratuitement à sa famille pour signaler sa mise en détention. Le CPT note avec 
satisfaction que les autorités monégasques ont grandement accru la durée et la 
fréquence des appels, comme le préconisaient ses précédents rapports. L’arrêté du 
9 septembre 2020 prévoit en effet la possibilité de 15 minutes d’appel par jour417 

(voir cependant le paragraphe 57 concernant les personnes prévenues). 
Néanmoins, plusieurs personnes détenues se sont plaintes du prix des com­
munications téléphoniques, particulièrement vers l’étranger, ce qui limite 
grandement leurs contacts avec leurs proches. Pour le CPT, le coût des 
communications téléphoniques ne devrait pas excéder celles qui sont 
facturées en milieu ouvert. Dès lors, le Comité encourage les autorités 
monégasques à poursuivre leurs efforts pour faciliter les contacts télé­
phoniques en revoyant les tarifs appliqués ainsi qu’en envisageant la 
possibilité d’utiliser des moyens modernes de communications (com­
me la VoIP ou des applications de vidéocommunication) notamment 
pour les personnes détenues recevant peu ou pas de visites.

Montenegro

Periodischer Besuch 2013 (13.2.-20.2.)
53. However, in terms of activities, women on remand generally spent 23 
hours confined to their cells. They were not offered any other activity apart 

28.

416 Arrêté du secrétaire d'État à la Justice, Directeur des services judiciaires n° 
2020-20 du 9 septembre 2020 portant modification de l'arrêté n° 2012-8 du 
4 juin 2012 fixant les conditions d'application de l'ordonnance souveraine n° 
3.782 du 16 mai 2012 portant organisation de l'administration pénitentiaire et 
de la détention.

417 Les personnes indigentes peuvent bénéficier de 15 minutes d’appel gratuites chaque 
semaine.
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from one hour of outdoor exercise per day. The recommendation made in 
paragraph 51 applies equally to female remand prisoners. 
Most of the sentenced female prisoners were engaged in a remunerated 
activity (maintenance work, gardening, laundering and librarian); they 
also had the possibility of using two tailoring machines which were out 
of order at the time of the visit. However, there was no possibility for 
female prisoners to access the workshops, as these were reserved exclusively 
for the male prisoners and the small number of women meant it was 
not considered viable to establish a workshop exclusively for them. In the 
CPT’s view such a discriminatory approach can only serve to reinforce 
outmoded stereotypes of the social role of women. Women deprived of 
their liberty should enjoy access to meaningful activities (work, training, 
education and sports) on an equal footing with their male counterparts.
Depending on their classification grade, sentenced female prisoners were also 
allowed a certain range of privileges such as the permanent use of mobile phones 
and home leaves of various durations. 
The CPT recommends that vocational and recreational activities adapted 
to the needs and capabilities of female sentenced prisoners be organised on 
an equal footing with their male counterparts at the KPD as well as in any 
other establishment holding such inmates.
81. The visit entitlements for prisoners have not changed since the CPT’s 
2008 visit. 
Sentenced prisoners may receive two visits of 60 minutes per month as 
well as an additional exceptional visit of 30 minutes upon the approval 
of the director of the establishment. Married sentenced prisoners are also 
allowed one conjugal visit of four hours per month. According to the 
2011 legislation, sentenced juveniles may have four visits per month of 30 
minutes. 
As regards remand prisoners, whether adults or juveniles, they are permit­
ted a weekly visit of 30 minutes, subject to the authorisation of the compe­
tent judge. The CPT was pleased to note that the vast majority of remand 
prisoners were allowed visits. 
Sentenced prisoners could make telephone calls at their expense on a daily basis, 
in dedicated telephone booths. Remand prisoners could access the telephone 
30 minutes per week upon judicial authorisation; as with visits, most remand 
prisoners had received such authorisation.
   
Periodischer Besuch 2017 (9.10.-16.10.)
78. The visit entitlements for prisoners and detained persons had not 
changed substantially since the CPT’s previous visit and generally inmates 
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were allowed visits of 30-60 minutes per week depending on which prison 
establishment they were held in. Further, sentenced prisoners retain the 
right of a monthly intimate unsupervised visit lasting three hours in suit­
able premises.418 

As regards remand prisoners, whether adults or juveniles, they were per­
mitted a weekly visit of 30 minutes, subject to the authorisation of the 
competent judge, the standard remained closed booth-type visits. 
At all three prison establishments visited there was the possibility of open 
visits and physical contact with children in specially equipped premises 
(which had been recently renovated at the KPD and Remand Prison). 
At the KPD, sentenced prisoners could make a 10-minute telephone call 
at their own expense on a daily basis, in dedicated telephone booths.419 

However at Bijelo Polje Prison, only one telephone call per week was 
allowed. Remand prisoners could access the telephone for 30 minutes 
per week upon judicial authorisation only.

Niederlande

Periodischer Besuch 2011 (10.10.-21.10.)
47. Under Article 39 of the PPA, prisoners are entitled to one or more tele­
phone conversations with persons outside the institution for ten minutes at least 
once a week. In practice, at Veenhuizen – Esserheem Prison, prisoners’ access to 
the telephones in the living units was not limited. Moreover, two computers 
with internet access and communication equipment, including web cameras, 
were available for 40 minutes a week per person, a system which allowed them 
to make free internet calls. However, numerous complaints were made about 
the impossibility of making cheaper international calls by using pre-paid 
phone cards. It transpired that this was due to the contract with the tele­
phone service provider. The CPT would like to receive comments of the 
Dutch authorities on this issue.
   
Periodischer Besuch 2016 (2.5.-13.5.)
69. All the prisoners in the establishments visited had the right to receive 
visits for at least one hour per week.420 These visits took place in a large 

29.

418 Pursuant to Article 74 of the LESI.
419 Pursuant to Article 67 of the Rulebook on House Rules of the Directorate for 

the Execution of Criminal Sanctions.
420 Article 38 of the Penitentiary Principles Act.
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room around a U-shape table with some 12 other inmates; physical con­
tact was allowed, under the supervision of custodial staff. Additionally, 
sentenced prisoners could be granted, depending on their behaviour, unsu­
pervised visits for up to two hours per month. 
The CPT welcomes the fact that a tablet computer with a Voice over Internet 
Protocol software (such as Skype) was available for some inmates who could 
use it for 30 minutes per month. This access to modern technology facilitated 
communication and further helped prisoners, notably those with family members 
living far away or abroad, to maintain contact. Inmates could also receive a 
printed copy of e-mails sent to them (via the prison administration’s mailbox).
70. The law provides that detained persons may make telephone calls for at 
least 10 minutes a week.421 In the establishments visited, telephones were placed 
in the exercise yards or in some corridors, allowing, in theory, inmates to use 
them for a longer period of time. However, the delegation received a number 
of complaints that the number of available phones was insufficient to 
satisfy the needs of all the inmates, particularly at Krimpen aan den 
IJssel Prison, which generated tensions and on occasion violence (see 
paragraph 34). Further, numerous complaints were heard about the high 
price of telephone calls in the three prisons visited, a problem acknowl­
edged by several prison staff with whom the delegation spoke. 
The CPT recommends that the Dutch authorities increase the number 
of telephones accessible to inmates at Krimpen aan den IJssel Prison 
and ensure that detained persons have access to telephone communi­
cation at a cost comparable to that in the community.

Nordmazedonien

Periodischer Besuch 2010 (21.9.-1.10.)
83. The CPT is also concerned by the fact that, according to law, sen­
tenced prisoners are not allowed to have access to visits, phone calls 
or parcels for 30 days following their arrival in an establishment.422 

This represents a prolonged period to be cut off from the outside world, 
particularly in the case of prisoners experiencing their first hours, days 
and weeks in prison. Further, being deprived of support from their fam­

30.

421 Article 39 of the PPA.
422 According to Article 98 of the Law on Execution of Criminal Sanctions the 30 

day period should be used for “personality assessment and for determining the 
treatment” of the prisoner.
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ilies, new prisoners could be quickly enticed into the prison economy 
(especially given the need to supplement the poor prison food), and find 
themselves indebted at the beginning of their sentence. This was particu­
larly noticeable at Idrizovo Prison. The authorities should amend the law 
to permit contact with the outside world during the period of admission; 
if the current system is maintained, it is incumbent on prison management 
to ensure that prisoners do not enter into debt at the outset of their 
sentence. The CPT recommends that the national authorities take the 
necessary steps to ensure that sentenced prisoners are not deprived 
of contact with the outside world during the first 30 days of their 
imprisonment.
   
Periodischer Besuch 2014 (7.10.-17.10.)
87. Sentenced prisoners had access to the telephone in theory, al­
though at Idrizovo Prison most of the phones were out of order. 
However, in none of the establishments visited were remand prisoners 
allowed to make telephone calls. The CPT recalls that all prisoners, 
including remand prisoners, should have access to a telephone. This 
principle was included in the revised European Prison Rules in 2006.423 

Any decision to prohibit or impose restrictions on a given prisoner’s access 
to a telephone should be based on a substantiated risk of collusion, intim­
idation or another illegal activity and be for a specified period. If there 
is a risk of collusion, particular telephone calls can always be monitored. 
The CPT recommends that the national authorities take the necessary 
steps, including of a legislative nature, to ensure that both remand 
and sentenced prisoners are granted regular and frequent access to the 
telephone.
   
Periodischer Besuch 2019 (2.12.-12.12.)
101. Access to a telephone for sentenced prisoners is in principle permitted via 
telephone receivers installed in detention areas of the establishments visited. This 
was the case at Kumanovo Prison, as well as in the open and semi-open 
detention units of Idrizovo Prison. That said, in the closed-regime depart­
ments of the main accommodation building of Idrizovo Prison, none of 
the telephone receivers were functioning at the time of the visit. Once 
again, the delegation found that this was accepted by most inmates as they had 

423 Recommendation Rec(2006)2 of the Committee of Ministers of the Council of 
Europe on the European Prison Rules, adopted on 11 January 2006, Rules 24.1 
and 99.
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access to mobile phones which they used openly. At the end of the visit, the 
DES informed the delegation that the telephone receivers were not in use 
in the closed regime section of Idrizovo Prison as they were not equipped 
for the supervision of telephone calls. However, they admitted that the 
mobile phones being used by the prisoners were not supervised either. 
Further, access to a telephone for remand prisoners was still restricted, requiring 
the permission of the investigative judge and taking place in a specific room 
where the calls were monitored by prison staff. The CPT has consistently stated 
that any decision to prohibit or impose restrictions on a given prisoner’s 
access to a telephone should be based on a substantiated risk of collusion, 
intimidation or another illegal activity and be for a specified period. If 
there is a risk of collusion, particular telephone calls can always be moni­
tored. However, the general principle should be to permit regular and 
frequent access to the telephone. 
The CPT recommends that the authorities of North Macedonia take 
the necessary steps, including of a legislative nature, to ensure that 
both remand and sentenced prisoners are granted regular and fre­
quent access to the telephone.

Norwegen

Periodischer Besuch 2011 (18.5.-27.5.)
78. According to the relevant legal provisions424, the following disci­
plinary sanctions may be imposed on prisoners: reprimand, loss of daily 
allowances for up to 14 days, loss of certain privileges for up to 20 days 
(e.g. temporary removal of television set or personal computer, temporary 
prohibition of access to the prison shop), “exclusion from leisure company 
or other leisure activities” for up to 20 days and withdrawal of the entitle­
ment to leave of absence for a period not exceeding four months. 
As regards, more specifically, the sanction of “exclusion from leisure com­
pany or other leisure activities”, the prisoners concerned remained locked 
up alone in their cells outside work, educational activities and outdoor 
exercise. Prisoners who did not work or attend classes were thus confined 
to their cells for 23 hours per day, but were allowed to associate with other 
prisoners during outdoor exercise. Prisoners’ contacts with the outside world 

31.

424 See Section 40 of the Law on the Execution of Sentences and Sections 3-36 to 
3-39 of the Regulations on the Implementation of the Law on the Execution of 
Sentences.
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(correspondence, visits and telephone) were not restricted during the imposition 
of this sanction, and prisoners could also attend religious services.
85. In all the establishments visited, prisoners (including remand prisoners who 
were not subject to a court-ordered restriction) were usually allowed to make 
telephone calls for a total of 20 minutes425 per week (in addition to telephone 
calls to lawyers and social workers); juveniles were often allowed to use the 
telephone for up to 20 minutes per day. 
Given the fact that many prisoners did not (regularly) receive visits, 
the CPT invites the Norwegian authorities to increase the maximum 
duration of telephone calls and, where appropriate, to introduce low-
cost international phone-call possibilities for foreign prisoners.
   
Periodischer Besuch 2018 (28.5.-5.6.)
102. The standard entitlement for telephone calls was 20 minutes per week, 
with additional time for prisoners with children. At Ullersmo Prison, the 
maximum duration was 30 minutes, while it reached 42 minutes at Bodø 
Prison. Prisoners had to pay for their phone calls, which limited the possibility 
of maintaining contact with the family, especially for foreign prisoners whose 
family lived abroad. In this regard, the CPT welcomes the fact that internet com­
munications (Skype) have been introduced in both prisons, albeit to a limited 
extent. 
CPT invites the Norwegian authorities to further develop possibilities 
regarding the use of (free of charge) internet communications in all 
prisons, so as to increase the weekly allowance of calls. Special atten­
tion should be paid to prisoners who do not receive regular visits and 
whose family resides abroad or far away from the prison.

Polen

Periodischer Besuch 2013 (5.6.-17.6.)
94. The rules and practice applicable to sentenced prisoners as regards 
correspondence and access to a telephone have remained as described in 
the report on the 2009 visit426, i.e. they can be considered on the whole 
adequate. However, this is not the case as regards visits, especially for 

32.

425 At Skien Prison, prisoners could usually make telephone calls for a total of 30 
minutes per week.

426 See paragraph 136 of CPT/Inf (2011) 20.
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prisoners in the closed-type regime; they are entitled to only two one-hour 
visits per month. 
The CPT considers that as a minimum, all categories of prisoners should 
be entitled to the equivalent of at least one hour of visiting time per week. 
Preferably, prisoners should be able to receive a visit every week. The Com­
mittee recommends that the relevant legislation be amended accordingly.
101. As already stressed in the report on the visit carried out in 2009427, 
the CPT is also concerned by the fact that prisoners placed in a dis­
ciplinary cell are, as a rule, automatically deprived of contact with 
the outside world (the right to receive visits, to write letters or to 
make phone calls). In the Committee’s view, rules governing disciplinary 
punishment of prisoners should not involve a total prohibition of family 
contact, and any restrictions on family contact as a punishment should 
be imposed only where the offence relates to such contact428. The CPT 
recommends that the rules governing disciplinary sanctions be revised 
accordingly.
   
Periodischer Besuch 2017 (11.5.-22.5.)
82. The Committee welcomes recent legislative amendments which have finally 
brought to an end the total ban of telephone calls for remand prisoners. As 
observed by the delegation in the prisons visited, steps had already been 
taken to install payphones in units accommodating remand prisoners and 
inmates who had the authorisation of the body of inquiry (see paragraph 
84 below) were allowed to make 5-minute telephone calls daily.
84. The CPT notes with concern that, despite its long-standing recommen­
dations on the matter,429 remand prisoners are still obliged to request 
authorisation from a judge or a prosecutor for every single visit. In this 
regard, the Committee reiterates its view that remand prisoners should 
be entitled to receive visits (and make telephone calls) as a matter 
of principle, rather than these being subject to authorisation by a judi­
cial authority. Any refusal in a given case to permit such contacts should 
be specifically substantiated by the needs of the investigation, require the 
approval of a judicial authority and be applied for a specific period of time. 

[136. The rules and practice applicable to family visits, correspondence and access to 
telephone for sentenced prisoners were on the whole adequate. That said, it would be 
desirable for sentenced prisoners to be entitled to at least one visit per week.]

427 See paragraph 140 of CPT/Inf (2011) 20.
428 See also Rule 60 (4) of the European Prison Rules and the Commentary thereto.
429 See e.g. paragraph 95 of CPT/Inf (2014) 21 and paragraph 134 of CPT/Inf (2006) 

11.

Anhänge

156

https://doi.org/10.5771/9783748936824 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748936824
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


If it is considered that there is an on-going risk of collusion, particular vis­
its (or telephone calls) can be monitored. 
The Committee calls upon the Polish authorities to bring the relevant 
legislation into conformity with these principles without further de­
lay.

Portugal

Periodischer Besuch 2012 (7.2.-16.2.)
82. The CPT attaches considerable importance to the maintenance of good 
contact with the outside world for all persons deprived of their liberty. The 
guiding principle should be to promote contact with the outside world 
as often as possible; any restrictions on such contacts should be based 
exclusively on security concerns of an appreciable nature430. 
In general, the situation observed in the prisons visited in the course of 
the 2012 visit was satisfactory. Prisoners were permitted one outside telephone 
call per day of five minutes, in addition to a call to his or her lawyer. Remand 
prisoners were offered three visits of 45 minutes every week and sentenced 
prisoners two visits of one hour’s duration every week. The visits were 
usually of an open nature; in Linhó and Paços de Ferreira Prisons the visits 
took place in the dining halls. However, prisoners serving a disciplinary 
sanction of solitary confinement or confinement to cell were not allowed 
visits. In the CPT’s view, disciplinary punishment of prisoners should 
not involve a total prohibition of family contact and that any restrictions 
on family contact should be imposed only where the offence relates to 
such contact431. The CPT recommends that steps be taken to amend the 
relevant rules and practice accordingly.
   
Periodischer Besuch 2016 (27.9.-7.10.)
76. The CPT attaches considerable importance to the maintenance of good 
contact with the outside world for all persons deprived of their liberty. The 
guiding principle should be to promote contact with the outside world 

33.

430 See also European Prison Rule 24.2.
431 See also Rule 60.4 of the European Prison Rules and Rule 95.6 of the European 

Rules for juvenile offenders subject to sanctions or measures, as well as the 
commentaries on these Rules.
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as often as possible; any restrictions on such contacts should be based 
exclusively on security concerns of an appreciable nature.432 

The situation observed in the prisons visited in the course of the 2016 
visit was generally satisfactory. Prisoners were permitted one outside telephone 
call per day of five minutes, in addition to a five minute call to their lawyer. Re­
mand prisoners were offered three visits of 45 minutes433 every week and 
sentenced prisoners two visits of one hour’s duration every week. The visits 
were usually of an open nature. The CPT’s delegation received many 
complaints from prisoners about their phone calls being automatical­
ly cut off after five minutes, especially when it came to conversations 
with lawyers. At the time of the visit, the Director General of Prisons 
acknowledged that there was a problem with the phone system and that 
alternatives were being studied. The CPT was interested to learn that the 
Portuguese authorities were studying the options for introducing new technologies 
such as VOIP (Voice over Internet Protocol) to facilitate inmates’ ability to 
maintain contacts with their families, especially given that so many inmates are 
foreign nationals or imprisoned long distances from their homes. 
The information available to prisoners could however be improved 
through the production of information booklets specific to each prison de­
tailing the prison regime and procedures for visits, complaints and access­
ing services which could be handed out to inmates upon their admission 
to a prison establishment. 
The CPT recommends that such booklets be developed. It would also like 
to be informed of the outcome of the studies to improve the current phone 
system and as regards the introduction of new technologies in prisons to 
facilitate family contacts.

Rumänien

Periodischer Besuch 2010 (5.9.-16.9.)
116. A la prison de Poarta Albă, les détenus pouvaient téléphoner une fois par 
semaine pendant dix minutes. Les mineurs détenus à Craiova et à la prison de 
Bucarest-Rahova pouvaient téléphoner quotidiennement durant dix minutes.
A la prison de Poarta Albă, un surveillant se tenait à proximité des dé­
tenus qui téléphonaient. Il pouvait ainsi non seulement observer mais 

34.

432 See also European Prison Rule 24.2.
433 At Leiria Juvenile Prison, remand prisoners were entitled to four hours of visits 

every week.
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aussi entendre la conversation, contrairement à l'article 47 de la loi sur 
l'exécution des peines et mesures, qui dispose que les conversations 
téléphoniques se font sous surveillance visuelle mais sont confidentiel­
les. Le CPT souhaite recevoir les observations des autorités roumaines 
à cet égard.
   
Periodischer Besuch 2014 (5.6.-17.6.)
107. Les détenus des trois prisons visitées pouvaient téléphoner jusqu’à 30 
minutes par jour, y compris ceux en «RMS», ce qui représentait une très 
nette amélioration des dispositions en la matière. Le CPT salue les efforts 
des autorités roumaines à cet égard.
   
Periodischer Besuch 2018 (7.2.-19.2.)
89. At Aiud Prison, a number of initiatives had been undertaken by the 
management to improve the conditions in the establishment such as reno­
vating the kitchen, equipping more than half the cells with new televisions 
and installing telephones in every cell. However, this could not hide the 
fact that the building itself was cold, austere and dilapidated compounded 
by an obsolete steam heating system with multiple leaks. The cells were 
generally in a poor state of repair with flaking walls, poor access to natural 
light and inadequate ventilation; in addition, the cells in Section E1 were 
noticeably humid and had mould on the walls. The separate open plan 
collective shower facilities provided no privacy and were in a poor state 
of repair. Further, many young adults complained that they were often 
verbally intimidated in the showers by older prisoners.
143. As for access to the telephone, the CPT has noted positively that all cells 
have been provided with a telephone that inmates can use whenever they want. 
The quota of 10 calls of up to one hour per day is good. It is also important that 
prisoners can still have access to the phone booths in the wing corridors and in 
the exercise yards as it is not always possible, as the CPT’s delegation observed, to 
have the required privacy in a large multiple-occupancy cell. Further, a number 
of prisoners, notably young adults, stated that they could not make phone 
calls as they did not have any money; these prisoners usually did not 
receive visits either.
The CPT recommends that the prison administration offer prisoners 
with no money the possibility to contact their families on a periodic 
basis free of charge.
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Russland

Periodischer Besuch 2012 (21.5.-4.6.)
90. The CPT is very concerned by the fact that, despite the ongoing reform 
of the penitentiary system of the Russian Federation, there have been no 
noteworthy improvements as regards out-of-cell activities434 and possibil­
ities to maintain contact with the outside world for remand prisoners. 
Adult remand prisoners continued to spend 23 hours per day in their 
cells with hardly anything to occupy their time and were not allowed 
association with prisoners other than their cellmates435; further, phone 
calls were not allowed and investigators rarely authorised visits. The 
regime for juveniles on remand also remained restricted, despite some 
efforts being made to provide them with education and association and 
distraction436. 
98. The CPT must reiterate its position that visiting entitlements for pris­
oners serving sentences under a closed-type prison regime are totally inad­
equate.437 The Committee once again calls upon the Russian authorities 
to ensure that all sentenced prisoners, irrespective of the regime applied 
to them, should benefit from the same minimum visiting entitlement, 
in particular as regards short visits.438 The relevant legislation should be 
amended so as to ensure that any restrictions on sentenced prisoners' visits 
are based exclusively on security concerns of an appreciable nature assessed 
on a case-by-case basis rather than applied automatically as part of the 
sentence. 
As regards phone calls, the inmates were entitled to one call of up to 15 minutes 
a week. The delegation did not receive any complaints on this matter.
104. Inmates were in principle entitled to one phone call of up to 15 minutes a 
week. Nevertheless, the delegation received complaints that in practice 

35.

434 See also paragraph 66.
435 This was of particular concern as regards the inmates accommodated alone, 

including those accused of crimes for which a long (including life) sentence 
could be imposed (as well as those already sentenced, who were awaiting the 
outcome of their appeal).

436 Consisting of watching TV in a communal room, as a reward for good be­
haviour.

437 Pursuant to Section 131 of the Criminal Executive Code, prisoners serving a 
sentence in a closed-type prison are entitled to two short visits and two long 
visits a year. These entitlements are reduced to two short visits a year for inmates 
held under a strict regime.

438 For instance, inmates held under a general colony regime are entitled to six 
short visits and four long visits a year.
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some 20 prisoners had to share one phone for one hour. The adequacy 
of the phone facilities at Colony No. 1 in Yagul should be reviewed 
and, if necessary, additional phones should be installed.

San Marino

Periodischer Besuch 2013 (29.1.-1.2.)
30. Concernant les contacts avec le monde extérieur, la législation439 per­
met aux détenus de recevoir des visites d’une heure par semaine de la 
part des proches. Sauf décision d’une autorité judiciaire, la correspondance 
n’est pas soumise à des limitations et n’est pas censurée. Les communica­
tions téléphoniques sont permises quotidiennement pendant dix minutes, 
un juge peut décider de prolonger cette durée. Le Comité se félicite de ce 
qu’en pratique les contacts entre le détenu et le monde extérieur sont plus 
fréquents (voir paragraphe 23) que ce que prévoit la loi.
Si la délégation n’a recueilli aucune plainte concernant les échanges avec 
le monde extérieur, il apparait qu’une restriction normative demeure. 
Le Règlement pénitentiaire, tel que modifié par la Délibération gouver­
nementale du 15 janvier 2013, prévoit qu’une autorisation d’un juge 
(pour les prévenus) ou du Directeur de la prison (pour les condamnés) 
est nécessaire pour toute visite, correspondance ou communication 
téléphonique. Comme indiqué dans les précédents rapports440, le CPT 
considère que, par principe, les détenus devraient pouvoir avoir des 
contacts avec leurs familles et leurs proches. Des exceptions peuvent 
être prévues mais elles devraient être strictement limitées aux exigen­
ces de la cause et les plus brèves possibles. Le Comité recommande, 
une nouvelle fois, aux autorités de Saint-Marin de revoir la législation 
applicable à la lumière de ces remarques.
33. Enfin, la législation pénitentiaire prévoit que durant l’exécution de 
l’isolement disciplinaire, les contacts téléphoniques et les visites sont 
suspendues, sauf circonstances exceptionnelles441. A cet égard, le CPT 
tient à souligner que des restrictions des contacts avec la famille en tant 
que forme de sanction ne doivent être utilisées que lorsque l'infraction 

36.

439 Article 14 de la loi pénitentiaire et articles 15, 16 et 17 du Règlement péniten­
tiaire.

440 Voir notamment CPT/Inf (2004) 14, paragraphe 14.
441 Voir article 29 du Règlement pénitentiaire.
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a un lien avec ces contacts. Le Comité recommande aux autorités de Saint-
Marin de revoir le droit applicable à la lumière de cette observation.

Schweden

Periodischer Besuch 2015 (18.5.-28.5.)
98. As during the 2009 visit, the delegation received numerous com­
plaints from prisoners about their access to a telephone.442 In partic­
ular, inmates alleged that they were not allowed to call mobile phones 
since the VoIP (Voice over Internet Protocol) technology made it diffi­
cult for the prison administration to identify the recipient of the call. 
However, the delegation gained the impression that the practice was not 
identical in different prisons i.e. in some prisons, inmates were allowed to call 
fixed lines only (e.g. in Malmö) while in other establishments (e.g. in Falun) 
they could also call certain mobile numbers. 
Inmates also complained to the delegation about the heavy and lengthy 
bureaucratic procedure for obtaining permission to call a certain 
number, including the obligation for the potential recipient of the call to 
agree in writing to being called by the prisoner; reportedly, this procedure 

37.

442 See paragraph 73 of CPT/Inf (2009) 34.
[73. In contrast to the favourable situation as regards visits, the delegation was 
submerged in complaints about access to the telephone. Many prisoners 
complained that they were prevented from calling their family members 
because of the VoIP (Voice over Internet Protocol) technology which made 
it difficult for the prison administration to identify the holders of telephone 
numbers, and excluded calls to mobile phones. Foreign national prisoners in 
particular complained about onerous and lengthy procedures for obtaining 
clearance for telephone numbers (e.g. being asked to provide proof of 
a “clear criminal record” for the relatives whom they wished to call). It 
should be noted that these prisoners rarely received visits from their families 
living abroad and the impossibility to maintain contact with their relatives by 
phone caused more resentment than any other aspect of life in prison. 
The CPT recalls that all prisoners, including remand prisoners, should 
have access to a telephone. This principle is included in the European Prison 
Rules (Rules 24.1 and 99). The imposition of any restrictions on phone calls 
should be proportionate to the threat posed and should not be used as an 
indirect way of restricting communications. 
In the light of the above remarks, the CPT recommends that the Swedish 
authorities review the regulations on prisoners’ phone calls and strive to 
ensure that prisoners (including those whose families live abroad) are in a 
position to maintain good contact with the outside world.]
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could lead to significant delays, especially when the person concerned 
resided abroad. 
In the light of the above, the CPT recommends that the Swedish author­
ities make the necessary arrangements to ensure that prisoners have 
access to a telephone without disproportionate restrictions and delays.
   
Periodischer Besuch 2021 (18.1.-29.1.)
52. As for inmates’ possibilities to maintain contact with the outside 
world, reference is made to the comments and recommendation in para­
graph 32 concerning restrictions. 
Prisoners not subjected to restrictions had generally adequate possibility to 
receive visits (even though visits had been stopped for some time due to 
the Covid-19 pandemic and had only restarted recently),443 make telephone 
calls and write and receive letters. Further, as a means to compensate for 
the lack of visits during the aforementioned ban, prisoners with small child­
ren were given access to video meetings (using VoIP)444; the CPT welcomes 
this and invites the Swedish authorities to extend this possibility to 
all other inmates (especially those whose relatives and friends live far 
away) and to make it permanent (not just during the pandemic). 
Further, the Committee reiterates its long-standing recommendation that 
the Swedish authorities adopt precise legal provisions concerning the visit­
ing entitlement for prisoners (to ensure that all prisoners, irrespective of 
their legal status and category, are entitled to least an hour of visiting time 
per week).

Schweiz

Periodischer Besuch 2011 (10.10.-20.10.)
89. L’accès au téléphone était généralement satisfaisant dans tous les établisse­
ments visités pour les personnes en détention avant jugement non soumises 
à des restrictions ordonnées par un tribunal et les détenus en exécution 
de peine. Cet accès variait de 15 minutes hebdomadaires (à Frauenfeld) à une 
durée illimitée pendant le temps passé hors cellule (à Bostadel).

38.

443 Remand prisoners who were not on restrictions could normally receive visitors 
once a week for up to an hour and 45 minutes at a time; however, due to the 
limited number of adapted premises (see paragraph 53) the duration of each 
visit had temporarily been reduced to 45 minutes maximum.

444 Once a week for up to 20 minutes.
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Dans l’aile «est» de la prison de Champ-Dollon, chaque étage était équipé 
d’un téléphone auquel les détenus avaient accès pendant leur temps hors cellu­
le. Cependant, la délégation a recueilli un certain nombre de plaintes 
quant aux difficultés d’accès au téléphone dans les ailes «nord» et «sud» 
de l’établissement, lesquelles n’étaient équipées que d’un téléphone. En 
conséquence, les détenus n’avaient accès au téléphone que 15 minutes une 
semaine sur deux. La direction de la prison a informé la délégation que 
des mesures étaient actuellement envisagées pour installer des téléphones 
supplémentaires dans ces deux ailes. Le CPT souhaite recevoir des informa­
tions actualisées à cet égard.
   
Periodischer Besuch 2015 (13.4.-24.4.)
71. L’accès au téléphone des condamnés était dans l’ensemble satisfaisant. Ils 
avaient, en général, un accès libre à un téléphone payant pendant les périodes 
de régime «portes ouvertes» dans les établissements visités. 
Néanmoins, à la différence de la situation constatée lors de la précédente 
visite, la prison de Champ-Dollon ne disposait plus que de trois cabines 
téléphoniques, toutes situées en dehors des zones d’hébergement, pour 
l’ensemble des détenus445. Les détenus n’avaient le droit qu’à un appel de 
15 minutes toutes les deux semaines avec délai d’attente après inscription de 
deux à trois mois. Cet état de fait n’est pas acceptable. Le CPT recomman­
de aux autorités genevoises de prendre les mesures nécessaires afin de 
permettre à chaque détenu d’avoir accès au téléphone au moins une 
fois par semaine.

Serbien

Periodischer Besuch 2011 (102.-11.2.)
94. The delegation was concerned to note that remand prisoners were 
not allowed to use telephones, reportedly because the 1999 House Rules 
for Remand Detention did not specifically grant them such access. They 
were also prevented from calling their lawyers. In the CPT's view, all 
prisoners, including those on remand, should – as a rule – have access 
to the telephone. Any prohibition of phone calls in respect of a given 
remand prisoner should be specifically substantiated by the needs of the 
investigation, require the approval of a body unconnected with the case at 

39.

445 Les cabines téléphoniques placées dans les couloirs de l’aile « est » avaient été 
enlevées depuis la précédente visite.
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hand, and be applied for a specified period of time, with reasons stated. 
Further, the decision concerning prohibition should be made available to 
the prisoner concerned and his lawyer. Telephone calls to a remand pri­
soner’s lawyer should never be prohibited. The relevant legislation 
and regulations should be amended accordingly.
97. The legal provisions as regards access to a telephone for sentenced prisoners 
have recently been amended so as to grant such a right twice a week in a 
closed-regime section, and on a daily basis for prisoners in semi-open and 
open-regime sections; this is a positive development. The delegation was 
pleased to note that, since the 2007 visit, the number of telephone booths 
had more than doubled in Pavilion VII of Požarevac-Zabela Correctional 
Institution; further, some payphones had been installed in the Institution’s 
exercise yards. In general, sentenced prisoners in the establishments visited had 
access to telephone as provided for in the law.
100. It appeared during the visit that solitary confinement implied de­
privation of visiting and telephone rights for sentenced prisoners. As 
regards remand prisoners, the main disciplinary sanction imposed by the 
courts was deprivation of visits.
   
Periodischer Besuch 2015 (26.5.-5.6.)
114. The legal provisions as regards access to a telephone for sentenced 
prisoners remained unchanged (two weekly 15-minute conversations for 
inmates in closed regime and daily conversation for inmates in semi-open 
and open regimes). The delegation was able to observe that these provi­
sions were respected in practice. Further, remand prisoners were in general 
allowed one telephone conversation per week upon the approval of the competent 
judge. Inmates did not raise complaints about the duration of telephone 
calls and telephone booths were present in all accommodation areas of the 
establishments visited.

Slowakei

Periodischer Besuch 2013 (24.9.-3.10.)
109. In respect of both remand and sentenced prisoners, the amendments 
upheld the principle that they may not receive visits (with the exception 
of a lawyer) or make telephone calls when serving any of the above-
mentioned disciplinary punishments. 

40.
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The CPT considers that disciplinary punishment of prisoners should not 
include a total prohibition on family contacts446 and that any restrictions 
on family contacts as a form of punishment should be used only where the 
offence relates to such contacts. This is of particular importance given the 
already restricted possibilities for prisoners’ contact with the outside world 
which currently exist in the Slovak Republic (see paragraph 111).
111. The amendments to the Law on the execution of prison sentences and 
to the Law on the execution of remand detention (see paragraph 36) intro­
duce certain improvements in respect of visit and telephone entitlements. 
All prisoners are now entitled to receive, as a minimum, one visit a month 
for two hours447 and the minimum phone call entitlement has been increased 
from 15 to 20 minutes twice a month. As was the case in the past, more 
favourable provisions exist for juvenile remand prisoners who may receive 
one visit a week for a minimum of one hour.448

Nevertheless, in the CPT’s opinion, all categories of prisoner should 
be entitled to the equivalent of at least one hour of visiting time per week 
(preferably, they should be able to receive a visit every week) and at least 
one phone call a week of reasonable duration (a minimum of ten to 
15 minutes). There should also be the possibility of accumulating visit 
entitlements for periods during which no visits have been received. 
The Committee recommends that the Slovak authorities make further 
efforts to comply with the above-mentioned minimum requirements.
113. The information gathered by the delegation during the 2013 visit 
indicates that remand and sentenced prisoners were allowed, in addition to 
the private phone calls referred to above, to call their lawyers once a week.449 

The amended legislation450 upholds this entitlement, though it does not 
provide for a guaranteed minimum duration of such phone calls. In justi­
fied cases, the governor will have the authority to grant additional phone calls. 
In the CPT’s view, in the interest of the prevention of ill-treatment and the 
timely reporting of cases of alleged ill-treatment to the relevant authorities 

446 See also Rule 60(4) of the European Prison Rules.
447 The previous entitlement for adult remand prisoners was one visit for one 

hour every three weeks; entitlement for adult sentenced prisoners remained 
unchanged.

448 It should also be noted in this context that at the time of the 2013 visit, sen­
tenced juvenile prisoners at Sučany Juvenile Prison were entitled to one visit of 
“unlimited” duration per week.

449 Generally for a maximum of 15 minutes.
450 See Section 21 (2) of the Law on the execution of prison sentences and Section 

27 (2) of the Law on the execution of remand detention, as amended.
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independent of the prison establishment concerned, such provisions seem 
to be unduly restrictive. The CPT would like to receive the observations of 
the Slovak authorities on this issue.
   
Periodischer Besuch 2018 (19.3.-28.3.)
90. The CPT welcomes the fact that, following the above-mentioned le­
gislative changes, both remand and sentenced prisoners were no longer 
denied visits when serving one of the abovementioned disciplinary pun­
ishments. That said, it is regrettable that the prohibition on making 
phone calls when serving any of the above-mentioned disciplinary 
punishments has not been abolished. Moreover, the law stipulates a 
ban on phone calls (for up to three months) as a separate disciplinary 
sanction.
95. The 2014 legal amendments (see paragraph 36) have introduced im­
provements in terms of visit and telephone entitlements. All prisoners are 
now entitled to receive, as a minimum, one visit per month for two hours 
and the legal minimum phone call entitlement has been increased from 15 to 20 
minutes twice a month. 
As regards phone calls, the CPT acknowledges that, in practice, certain cate­
gories of prisoner were regularly granted considerably more phone calls, in 
particular remand and juvenile prisoners at Banská Bystrica Prison and 
sentenced prisoners below the maximum “guarding level” at both Banská 
Bystrica and Leopoldov Prisons.451 Further, many life-sentenced prisoners at 
Leopoldov Prison stated that with the director’s approval they had recently 
been entitled to make one phone call of up to 25 minutes every day. 
Nevertheless, the CPT must reiterate its view that all prisoners should 
be entitled and granted in practice at least one phone call a week 
of reasonable duration and the equivalent of at least one hour of 
visiting time per week (preferably, they should be able to receive a visit 
every week). The Committee recommends once again that the Slovak 
authorities comply with the aforementioned minimum requirements.

451 At Banska Bystrica Prison, remand prisoners in the mitigated regime had unlimited 
access to the phone (at their own cost) and those in the standard regime could make 
calls 4-8 times a month for about 30 minutes each time. Sentenced prisoners at the 
medium and minimum “guarding level” had daily access to a phone in the corridors as 
their cell doors were open most of the day. At Leopoldov Prison, the House Rules 
guaranteed sentenced prisoners at the medium “guarding level” two to eight calls of 
25 minutes each, per month, depending on the internal differentiation group (A, 
B or C). Sentenced prisoners at the maximum “guarding level” could use the phone 
two to four times a month for 20 minutes each time.
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98. Several prisoners in the prisons visited told the delegation that they 
never or very rarely used the telephone or sent letters because they did not 
have sufficient money to pay for calls or even for stamps. Given the impor­
tance of prisoners’ contact with the outside world, particularly in the con­
text of their social rehabilitation, the CPT invites the Slovak authorities 
to take the necessary steps to ensure that throughout the prison sys­
tem indigent prisoners are offered the possibility to send letters and 
make phone calls on a regular basis (including upon admission to the 
prison).

Slowenien

Periodischer Besuch 2012 (31.1.-6.2.)
60. Basic visiting entitlements for remand and sentenced prisoners were 
adequate452. Additionally, sentenced prisoners could benefit from prison 
leave and, at Dob Prison, from unsupervised (partner) visits. Both categories 
of prisoner also had regular access to telephones453 located in the communal 
areas of the establishments and the visiting delegation received no com­
plaints from the inmates interviewed concerning the possibility to send 
and receive correspondence.
   
Periodischer Besuch 2017 (28.3.-4.4.)
64. All prisoners had regular access to telephones located in the corridors of 
the accommodation units and, at Maribor, also in the outdoor yards. Further, 
they could receive parcels and send and receive letters. These arrangements 
were satisfactory.

Spanien

Periodischer Besuch 2011 (31.5.-13.6.)
76. The CPT’s delegation found that the favourable situation of promoting 
contact with the outside world, observed during previous visits, persisted. 
Prisoners were entitled to two 20-minute visits per week, with a maximum 

41.

42.

452 Minimum entitlement of one hour once a week for remand prisoners and of 
one hour twice a week for sentenced prisoners.

453 For sentenced prisoners, access was generally not limited; those detained on remand 
could make six phone calls a week for 10 minutes each.
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of four visitors; prison management may authorise that these two weekly 
visits, which take place in closed visiting booths, be accumulated. In addi­
tion, prisoners may receive two monthly open visits, lasting between one 
and three hours each, one of them being an intimate (so-called vis-à-vis) 
visit, the other from close relations. Further association visits, lasting a 
maximum of six hours, from the spouse or partner and children of up to 
ten years of age may also be authorised. 
In addition, prisoners are entitled to receive and send letters and to make 
telephone calls. According to the information received by the delegation in the 
establishments visited, inmates were allowed to make five telephone calls every 
week, each call lasting some eight minutes. 
The CPT recommends that the Spanish authorities allow all visits to take 
place as a rule in open conditions, visits in closed booths to be restricted to 
those cases when it is justified for security-related reasons.
   
Periodischer Besuch 2016 (27.9.-10.10.)
94. The CPT’s delegation found that the favourable situation of promoting 
contact with the outside world, observed during previous visits, persisted. 
Prisoners were entitled to two 20-minute visits per week, with a maximum 
of four visitors; prison management may authorise that these two weekly 
visits, which take place in closed visiting booths, be accumulated.454 Pris­
oners may receive two monthly open visits, lasting between one and three 
hours each, one of them being an intimate (so-called vis-à-vis) visit, the 
other from close relations. Further, association visits, lasting a maximum 
of six hours, from the spouse or partner and children of up to ten years of 
age, may also be authorised on a quarterly basis for inmates who are not 
eligible to weekend leave. 
In addition, prisoners are entitled to receive and send letters and to make five 
telephone calls of five minutes each per week.455 That said, several foreign 
inmates complained to the delegation that they could not afford the 
costs of the phone calls in order to communicate with their families 
abroad. 

454 Pursuant to Article 42, paragraph 3, of the Prison Regulation. Further, the 
prison director retains the possibility to restrict the number and duration 
of visits and telephone calls of inmates for security reasons. The restriction 
in question must be the object of a written, individual and reasoned decision 
which is subject to the scrutiny of the supervisory judge.

455 In accordance with Instruction 4/2005 of the SGIP.
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The CPT recommends that the Spanish authorities allow all visits to take 
place as a rule in open conditions and that visits in closed booths be re­
stricted to those cases when it is justified for security-related reasons. Fur­
ther, the Spanish authorities should explore possibilities to allow for­
eign inmates to conduct conversations with family members through 
Voice over Internet Protocol.
   
Periodischer Besuch 2020 (14.9.-28.9.)
41. The Spanish authorities acted as from the end of January 2020 to put 
in place a series of measures to prevent the spread of COVID-19 within 
prisons as communicated to the CPT by the Spanish authorities on 30 
April 2020. 29 These included the following: 
– Ending all leave and exits from prisons, including transfers, unless 

urgent; 
– Increasing telephone calls, especially to lawyers; 
– Introduction of video-conferencing (introduction of 200+ secure mobile 

phones); 
– Only essential staff allowed to enter prisons; 
– Closure of all external workshops and education programmes; 
– Prisoners allowed to remain in cells during the day; 
– Meals taken in shifts to reduce numbers in the dining halls; 
– Prisoners provided with information on COVID-19 crisis – specific 

information “Lectura Fácil” provided to vulnerable groups such as pris­
oners with learning disabilities; 

– Vulnerable prisoners and prisoners over 70 years of age were progressed 
to 3rd Degree and allowed to stay at home if deemed not at risk of 
re-offending; those not eligible for 3rd Degree were placed in separated 
accommodation wings; 

– Disinfection carried out by Military Emergency Unit in all prisons.
115. As was the case in the past, prisoners were afforded reasonably good 
contact with the outside world. Prisoners were entitled to two 20-minute 
visits per week, with a maximum of four visitors; prison management may 
authorise that these two weekly visits, which take place in closed visiting 
booths, be accumulated. Prisoners may receive two monthly open visits, 
lasting between one and three hours each, one of them being an intimate 
(so-called vis-à-vis) visit, the other from close relations. Further, association 
visits, lasting a maximum of six hours, from the spouse or partner and 
children of up to ten years of age, may also be authorised on a quarterly 
basis for inmates who are not eligible for weekend leave. 
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In addition, prisoners are entitled to receive and send letters and to make five 
telephone calls of five minutes each per week. 
However, as part of the measures taken to combat the COVID-19 pandem­
ic, all visits to prisons were suspended between March and July 2020, and 
vis-à-vis visits had still not been reintroduced as of mid-September. To 
compensate for these restrictions, prisoners had been granted an extension of their 
telephone calls from five to 15 minutes and the possibility of being granted a free 
video-conference call of 10 minutes per month. However, the procedures to 
be granted a video call on a mobile phone appeared complicated and 
many prisoners stated that they had not been granted such a call or 
that it had only been offered once in five months. In addition, prisoners 
with family members in prison should be offered the possibility to be in 
contact with each other either via telephone communication or a visit if 
they are located in the same prison establishment. 
The CPT reiterates its recommendation that the Spanish authorities allow 
all visits to take place as a rule in open conditions and that visits in closed 
booths be restricted to those cases when it is justified for security-related 
reasons. 
Further, the CPT recommends that as long as the COVID-19 restric­
tions on family visits remain in place, greater efforts should be made 
to ensure that all prisoners are offered a videoconference call in lieu 
of an open visit. In addition, the CPT would like to be informed of 
the rules now in place in Spanish prisons to enable foreign national 
prisoners and those Spanish prisoners imprisoned long distances from 
their homes to conduct conversations with family members through 
Voice over Internet Protocol (VoIP).
138. As regards contacts with the outside world, the situation at Ávila 
Women’s Prison was the same as in the male prisons visited with open 
family visits and intimate visits suspended due to the COVID-19 pandem­
ic. In compensation for this situation, most women were being offered two 
video calls per month of 10 minutes’ duration each. By contrast, women 
met at Madrid VII Prison stated that they did not receive two video 
calls a month and those foreign national women from South America 
complained that their requests to make their calls in the afternoon 
and not the morning due to the time difference had been ignored. 
Given that women prisoners are far more likely than male prisoners to 
be the primary carers for any children they might have, it is important 
that every effort is made to promote contacts between a mother and her 
child(ren). In this respect, the CPT considers that for foreign national 
prisoners and for women whose families live a great distance from 
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Ávila, the option of being offered two video calls per month of 10 
minutes’ duration each, using VoIP technologies, should be maintai­
ned even after the pandemic has ended and face-to-face visits are resu­
med. 
The CPT recommends that access to Voice over Internet Protocol 
(VoIP) technologies continue to be offered to foreign national prison­
ers and other women whose families live a great distance from the 
prison in which they are located.

Tschechien

Periodischer Besuch 2010 (7.9.-16.9.)
65. As regards formal disciplinary measures, the CPT has misgivings 
about the fact that prisoners (sentenced and on remand) who were 
subjected to the sanction of solitary confinement were, as a rule, not 
allowed to receive visits (except from a lawyer) or to make telephone 
calls.
In this connection, the CPT wishes to stress that disciplinary punishment 
of prisoners should not involve a total prohibition of family contact and 
that any restrictions on family contact as a punishment should be imposed 
only when the offence relates to such contact456. The CPT recommends 
that the legal provisions governing disciplinary sanctions be revised 
accordingly.
73. As regards prisoners’ access to the telephone, the situation remains 
unacceptable. According to the relevant regulations, both sentenced 
and remand prisoners were allowed to make telephone calls only “in 
justified cases”. Thus, it was left to the discretion of the educator in 
charge of the unit whether to grant requests for a telephone call sub­
mitted by prisoners. In practice, requests were approved more frequently 
in the case of sentenced prisoners (often one call per week), while requests 
from remand prisoners were usually accepted far less frequently. Further, 
it is regrettable that requests for telephone calls were often rejected 
when the prisoner concerned had already been authorised a visit du­
ring the same week. Some allegations were also received from remand 
prisoners that their requests to call their lawyer had been rejected.

43.

456 See also Rule 60.4 of the European Prison Rules and Rule 95.6 of the European 
Rules for juvenile offenders subject to sanctions or measures, as well as the 
commentaries on these Rules.
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The CPT recommends that the Czech authorities make the necessary 
arrangements to ensure that both remand and sentenced prisoners are 
granted regular and frequent access to the telephone.
   
Periodischer Besuch 2014 (1.4.-10.4.)
102. As regards access to the telephone, the situation has significantly improved 
since the 2010 visit. Following legislative changes, the telephone calls of remand 
and sentenced prisoners are no longer limited to “justified cases”. Usually, prison­
ers were entitled to make one telephone call of at least ten minutes per week at 
Litoměřice Remand Prison and of 30 minutes every two weeks at Valdice Prison. 
That said, in particular at Litoměřice Remand Prison, the delegation re­
ceived a number of complaints that prisoners had to wait up to two 
weeks for requests to make a telephone call to be processed. The CPT 
would like to receive the Czech authorities’ comments on this point.
   
Periodischer Besuch 2018 (2.10.-11.10.)
87. Arrangements concerning prisoners’ access to a telephone were generally 
satisfactory. At Mírov, prisoners were allowed to make one ten-minute phone 
call five times a week, at České Budějovice, they had the possibility to use 
the phone for 20 minutes every day. The CPT also notes positively the 
information provided by the Czech authorities that prices of phone calls 
have been decreased since the last visit. 
However, at České Budějovice, the delegation received several complaints 
that after admission, prisoners had to wait for several weeks before they 
could make a phone call, apparently until a list of authorised phone num­
bers had been approved. Steps should be taken to remedy this deficiency. 

Türkei

Periodischer Besuch 2013 (9.6.-21.6.)
105. As a rule, remand and sentenced prisoners (including juveniles) are entitled 
to one ten-minute telephone call per week.457 Further, they are allowed to 
have four short-term visits per month.458

44.

457 Section 66 of the [Law on the Execution of Sentences and Security Measures] 
LESSM and Section 88(f) of the Prison Regulations.

458 Section 83 of the LESSM and Section 5(d) of the Regulation on Visits to 
Sentenced and Remand Prisoners.
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106. In January 2013, several amendments were made to the LESSM 
which, inter alia, introduced certain changes regarding prisoners’ contact 
with the outside world. First of all, the CPT is pleased to note that the 
duration of weekly short-term visits for juveniles has been increased to up 
to three hours (the minimum period being one hour).
Another important development is the introduction of an incentive 
scheme for juvenile and adult prisoners. According to a recently-adopted 
regulation, prisoners who demonstrate good behaviour may receive various re­
wards, including conjugal visits for married prisoners for a period of up 
to 24 hours every three months (as well as parental visits for juveniles), 
accumulation of three consecutive unused visit entitlements, prolongation 
of the duration of weekly visits (to up to two hours), doubling the number 
or duration of weekly telephone calls, etc. The delegation was informed that, 
at Sincan Prison, some 90 juveniles had been rewarded in different ways 
under the new incentive scheme since 1 April 2013 (when the amendment 
entered into force). It is also noteworthy that the establishment had set up 
three designated rooms for extended family visits.
107. As regards prisoners sentenced to aggravated life imprisonment, the 
relevant legal provisions459 stipulate that they shall be allowed to have only 
two short-term visits per month, one being an open visit (so-called “table 
visit”) and the other one taking place under closed conditions (i.e. with a 
glass partition). It is also noteworthy that during these visits such prisoners 
are allowed to meet with a maximum of one visitor at a time. Further, 
prisoners sentenced to aggravated life imprisonment are entitled to 
only two telephone calls per month. 
As already indicated in paragraphs 82 and 83, prisoners sentenced to ag­
gravated life imprisonment should not be discriminated against on the 
sole ground of their sentence and should therefore benefit from the same 
entitlements regarding contact with the outside world as other sentenced 
prisoners.460 The CPT recommends that the Turkish authorities amend 
the existing legislation concerning sentenced prisoners’ visits and tele­
phone calls, in the light of these remarks.

459 Section 25(1)(f) of the LESSM and Section 5(e) of the Regulation on Visits to 
Sentenced and Remand Prisoners.

460 See also the judgment Trosin v. Ukraine (Application no. 39758/05, 23 February 
2012), in which the European Court of Human Rights ruled that an automatic 
restriction on the frequency of visits imposed on life-sentenced prisoners consti­
tuted a violation of the European Convention on Human Rights since it did not 
offer any degree of flexibility for determining whether such severe limitations 
were appropriate or indeed necessary in each individual case.
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111. It is a matter of concern that, despite a specific recommendati­
on made by the CPT after the 2009 visit, the sanction of cellular 
confinement still entails a total prohibition on contact with the outs­
ide world (except with a lawyer). Further, it remains the case that the 
sanction of prohibition on visits for up to three months may be applied 
for disciplinary offences not related at all to visits (e.g. refusing a search 
or headcount, gambling, etc.). The CPT reiterates its recommendation that 
steps be taken to ensure that disciplinary punishment of prisoners does not 
include a total prohibition on family contacts and that any restrictions on 
family contacts as a form of punishment are applied only when the offence 
relates to such contacts.461

   
Periodischer Besuch 2017 (10.5.-23.5.)
131. In accordance with the relevant rules, remand and sentenced prison­
ers could receive one family visit per week (lasting up to one hour for 
adults and up to three hours for juveniles).462 As provided for by the Regu­
lation on Visits to Sentenced and Remand Prisoners (RVP), within a given 
month prisoners could have one open visit (so-called “table visit”), while 
the remaining visits during that month took place in closed conditions. 
Further, remand and sentenced prisoners were, in principle, allowed to make 
one ten-minute telephone call per week.463

132. According to Section 51 of the LESSM, remand and sentenced prisoners 
who demonstrate good behaviour may receive various rewards, such as conjugal 
visits for married prisoners for a period of up to 24 hours every three 
months (as well as parental visits for juveniles every two months), replace­
ment of a closed visit with an open one, accumulation of three consecutive 
unused visit entitlements, prolongation of the duration of weekly visits to 
up to two hours and doubling the number or duration of weekly telephone 
calls. 
The delegation was informed that, at Trabzon E-type Prison, 18 prisoners 
had been granted conjugal visits in the first four months of 2017.464 Fur­
ther, 71 inmates had their closed visit replaced by an open one during the 
same period.

461 See also Rule 60(4) of the European Prison Rules and the Commentary on that 
Rule.

462 Section 83 of the LESSM and Section 5(d) of the Regulation on Visits to 
Sentenced and Remand Prisoners.

463 Section 66 of the LESSM and Section 88(f) of the Prison Regulations.
464 The prison had two designated rooms for extended family visits.
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139. The CPT was concerned to note that, despite the specific recom­
mendation repeatedly made by the Committee after previous visits, 
the sanction of disciplinary confinement in respect of adult prisoners 
still entailed a total prohibition on contact with the outside world (ex­
cept with a lawyer).465 It also remains the case that the sanction of depri­
vation of family visits may be applied for disciplinary offences not related 
to such visits.466

   
Ad hoc Besuch 2019 (6.5.-17.5.)
48. The issue of contact with the outside world of prisoners held at 
Imralı Prison has been the subject of a long-standing intense dialogue 
between the CPT and the Turkish authorities (including through consulta­
tions at ministerial level), given that no visits by lawyers had been granted 
since July 2011 and that hardly any visits by family members had taken 
place since October 2014.467 The situation was further exacerbated by 
the fact that, following the military coup attempt of 15 July 2016, 
a total ban on contacts with the outside world (including correspon­
dence) was imposed on all prisoners held at Imralı Prison by the 
competent enforcement judge (and upheld by the appeal court), which 
resulted in a type of incommunicado imprisonment. As repeatedly 
stressed by the CPT in its dialogue with the Turkish authorities, such a 
state of affairs is not acceptable and clearly contravenes various relevant 
international human rights instruments and standards. 
Moreover, the CPT has misgivings about the fact that, from July 2016 until 
the end of the state of emergency in July 2018, family visits were denied 
on the basis of legal provisions which were formally applicable only to 
remand prisoners.

Ukraine

Periodischer Besuch 2013 (9.10.-21.10.)
132. Regarding contact with the outside world, it remained the case that 
prisoners held in special conditions of high security or control had the 

45.

465 See Section 44, paragraph 1, of the LESSM.
466 For example, at Siirt E-type Prison, this sanction was usually applied for of­

fences such as violence against other inmates, insulting a staff member, etc.
467 Abdullah Öcalan was allowed to receive a visit from his brother twice (on 11 

September 2016 and 12 January 2019).
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same entitlements as the mainstream prison population,468 which is posi­
tive. 
That said, the short-term visiting facilities at Prison No. 3 in Krivyi Rih 
were inadequate (small booths – insufficient in number – allowing no 
physical contact between inmates and visitors). The CPT recommends 
that the Ukrainian authorities modify the facilities for short-term visits 
at Prison No. 3 in order to enable prisoners to receive visits under reason­
ably open conditions. Open visiting arrangements should be the rule and 
closed ones the exception, such exceptions being based on well-founded 
and reasoned decisions following individual assessment of the potential 
risk posed by a particular prisoner. Further, the capacity of the short-term 
visiting facilities should be increased. 
As for access to a telephone, several inmates from the “tyurma” unit 
complained about long waiting times (one to two weeks), apparently 
due to the insufficient number of available payphones. The Committee 
invites the Ukrainian authorities to remedy this problem.
173. Prisoners held in disciplinary confinement were entitled to one 
hour of daily outdoor exercise per day. However, they were allegedly not 
allowed access to books/magazines. Further, any phone contacts or visits 
with relatives were prohibited for adult prisoners (apart from access 
to their lawyers).469

   
Periodischer Besuch 2017 (8.12.-21.12.)
101. The CPT regrets to note the absence of improvement in the inade­
quate visiting entitlement for all categories of inmates, and especially the 
fact that remand prisoners continued to face excessive restrictions in access 
to visits (which still required an authorisation by the competent investiga­
tor, prosecutor or court)470 and a general ban on telephone calls.471

The Committee calls upon the Ukrainian authorities to take steps to 
implement its long-standing recommendation that all prisoners (both sen­
tenced and those on remand) are entitled to the equivalent of at least one 

468 I.e. one short-term visit per month and four long-term visits per year, as well as 
unlimited access to the telephone and correspondence.

469 See also Section VIII.7.9. of the Internal Rules on SIZOs.
470 In practice, such authorisations were rarely granted (and almost never during 

the investigation stage). Sentenced inmates had the right to one short-term visit 
(4 hours maximum) per month.

471 Unlike the sentenced prisoners who could make telephone calls (up to 15 minutes per 
day for adults, without limitation in the case of sentenced juveniles).

Anhang 2: Auszüge aus den Berichten des CPT

177

https://doi.org/10.5771/9783748936824 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748936824
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


hour of visiting time per week. Inmates of both categories should also 
have the effective possibility to make telephone calls.
109. Prisoners held in disciplinary confinement were entitled to one 
hour of daily outdoor exercise per day. However, reading matter was gen­
erally limited to religious literature and there was still a general ban on 
visits and phone calls.472 The CPT reiterates its recommendation that 
inmates placed in disciplinary solitary confinement cells be allowed a rea­
sonable range of reading material (not only religious literature). Further, 
the Committee calls upon the Ukrainian authorities to ensure that the 
measure of disciplinary confinement does not include a total prohibition 
on family contacts during the enforcement of the measure and that any 
restrictions on family contact as a form of punishment should be used only 
where the offence relates to such contacts.473

Ungarn

Regulärer Besuch 2013 (3.4.-12.4.)
66. As regards action taken to facilitate contact with the outside world, the 
delegation noted some progress, albeit modest, as regards the few inmates 
who still had ongoing relations with family members. For instance, in the 
HSR Unit, the prisoners had daily access to a telephone for up to 10 minutes. 
One HSR inmate was entitled to open visits without supervision, which 
indicates that restrictions on visits had become more individualised. Other 
HSR prisoners could be offered an open visit once a year. However, the 
monthly one-hour visit through a glass partition remained the rule, to 
the detriment of both inmates and their visitors (some of whom were 
children). The CPT recommends that the imposition of visits through a 
glass partition (as well as any other restrictions) always be based on an 
individual evidence-based risk assessment.
113. As regards phone calls, inmates were generally entitled to at least two 
phone calls of about 10 minutes every week, depending on how much money 
the inmates had in their personal accounts. Nevertheless, at the Central 
Prison Hospital, the delegation heard many complaints about access 
to a telephone; patients could not make phone calls until the money 
transfer from the local prison to the hospital was made, which could 
take more than a week. The CPT trusts that this shortcoming will be 

46.

472 Such restrictions did not apply to sentenced prisoners placed in PKT cells.
473 See Rule 60.4. of the European Prison Rules.
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remedied. The Committee would also like to know whether there are any 
arrangements for indigent prisoners.
   
Periodischer Besuch 2018 (20.11.-29.11.)
123. During the 2018 visit, the delegation observed that prison mobile 
phones could be issued to HSR and other prisoners serving (whole) life sentences 
or very long terms, as well as any other adult prisoners in Hungary. This is a 
major innovation and an example of good practice. However, the new deposit 
system (see also paragraph 80) and the level of prices for calls caused seri­
ous problems for inmates without external financial support. For instance, 
one prisoner told the delegation that he had to give his prison mobile 
phone back to the administration because it became too expensive.474 

The CPT recommends that prisoners serving (whole) life sentences or 
very long terms benefit from special arrangements as regards access to 
and the use of a prison mobile phone.

Zypern

Periodischer Besuch 2013 (23.9.-1.10.)
85. The CPT’s delegation received many complaints relating to the restric­
tion of telephone calls to 10 minutes a week and the fact that they were so 
expensive. This was particularly the case for foreign nationals, most 
of whom received no visits. In addition, the restrictions on the time 
of day when the phones could be accessed by male prisoners made 
no allowance for time-zone differences. The Committee recommends 
that steps be taken to increase prisoners’ access to the telephone. 
Further, in view of the many foreign nationals detained at the prison, 
another avenue to explore might be the use of modern technology 
in facilitating communication between prisoners and their family 
(i.e. through Voice over Internet Protocol or Skype). Such means of 
communication are being used in a few other European countries and can 
be made secure with appropriate staff supervision. The Committee would 
appreciate the observations of the Cypriot authorities on this matter.
   

47.

474 The inmate in question, who reportedly earned about 8,000 HUF a month, had 
to pay a deposit of 35,000 HUF and 93 HUF a minute for each call. At the time 
of the visit, he had access to a pay-phone. However, he said that he often had to 
wait for more than 20 days before being able to use such phone. 
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Periodischer Besuch 2017 (2.2.-9.2.)
105. The Committee is pleased to note that the possibilities to maintain 
contact with the outside world had greatly improved at NCP. 
Regarding visits, open visits were now the general practice and the visiting 
facilities had been upgraded. The number of visits had been increased 
(six per week), as had the maximum numbers of persons allowed to visit 
inmates. Access to the telephone had also been increased; all inmates now have 
access to telephone calls on a daily basis from 8 a.m. to 6 p.m. That said, 
foreign national prisoners complained that due to prohibitive costs of 
telephone cards and lack of financial resources, their ability to make 
telephone calls was very restricted. 
Voice-over-Internal Protocol has been introduced to the prison. However, there 
was only one computer for the whole of the prison (with an occupan­
cy of 611), and in practice it was only available once per month and 
only for certain categories of inmate. In this respect, the CPT invites 
the authorities to review access to Voice-over-Internal Protocol tech­
nology and consider expanding its use, notably for foreign national 
inmates. 
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Anhang 3: Fragebogen an die Landesjustizministerien

   

Sehr geehrte Damen und Herren,
   
das Freiburger Max-Planck-Institut zur Erforschung von Kriminalität, Si­
cherheit und Recht wurde vom Bundesverfassungsgericht im Rahmen 
eines laufenden Verfahrens mit der Erstellung eines Gutachtens zu Recht 
und Praxis der Gefangenentelefonie im deutschen Strafvollzug beauftragt. 
Hierfür haben wir einige Fragen vorbereitet, die es uns ermöglichen, 
einen praxisorientierten Überblick zu gewinnen, der über die oftmals 
eher kursorischen Informationen in den einschlägigen Lehrbüchern und 
Kommentaren hinausgeht. Die Fragen beziehen sich auf die Situation im 
Regelstrafvollzug.
Um die mit dem Ausbruch der Corona-Krise verbundene dynamische Ent­
wicklung der Situation in den Anstalten angemessen erfassen zu können, 
bitten wir Sie, Ihre Angaben, soweit angezeigt, jeweils für die Zeit davor 
bzw. danach zu spezifizieren.
Mehrfachantworten sind überall möglich. Und bitte ergänzen Sie so viele 
weitere Beispiele wie möglich in den jeweiligen Freitextfeldern. Um die 
Bearbeitung so einfach wie möglich zu gestalten, haben wir extra viele 
solcher Zusatzfelder vorgesehen.
Wir sind bestrebt, den Richterinnen und Richtern möglichst viele praxis­
bezogene Fakten zu präsentieren. Hierfür sind wir ganz wesentlich auf 
Ihre Expertise angewiesen.
Damit wir die zeitlichen Vorgaben des Gerichts einhalten können, wären 
wir Ihnen sehr dankbar, wenn Sie uns Ihre Antworten innerhalb von 3 
Wochen zusenden könnten.
   
   

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!
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0. Ihr Bundesland:  

1. Welches technische System bzw. welche Systeme zur Gefan­
genentelefonie steht bzw. stehen in einzelnen oder allen Justiz­
vollzugsanstalten in Ihrem Land zur Verfügung?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Wohngruppen-/Gangtelefone
  Abgeschirmte Telefonzellen/-räume
  Nutzung von Diensttelefonen
  Haftraumtelefonie
  Individuelle Mobiltelefone
  Multimediasystem im Haftraum
  Multimediasystem in Gemeinschaftsraum
  Gemeinschaftliche Bildtelefonieplätze (Skype etc.)
   
   
   
   
   

2. Nach welchen Regeln werden Telefongespräche überwacht?
vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Immer
  Stichprobenbasis
  Personenbezogen: bezogen auf anrufende Gefangene
  Personenbezogen: bezogen auf bestimmte Zielperson(en)
  Personenbezogen: bei Telefonaten mit (bislang) unbekannter 

Zielperson
  Situativ/anlassbezogen
  Haftartbezogen (z.B. abweichende Regelungen bei U-Haft, 

SV etc.)
  Abteilungsbezogen (z.B. Hochsicherheitsabtlg., Sozialthera­

pie etc.)
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   
   
   
   
   

3. Welche zusätzlichen technischen Maßnahmen zu Organisati­
on und Kontrolle von Telefonaten sind implementiert?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Automat. Zielnummernkontrolle: „Weißlistverfahren“
  Automat. Zielnummernkontrolle: „Schwarzlistverfahren“
  (Temporäre) Speicherung der Verbindungsdaten
  Stichwortbasierte automatische Inhaltskontrolle
  Inhaltsaufzeichnung zur evtl. zeitversetzten akustischen Kon­

trolle
   
   
   
   
   

4. Wie ist die Antrags-/Genehmigungspraxis für das Telefonieren 
organisiert?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Einzelantrag/-genehmigung für jedes Telefonat erforderlich
  Temporäre Genehmigung für bestimmte Personen (Zielnum­

mern)
  Dauergenehmigung für bestimmte Personen (Zielnummern)
  Temporäre Genehmigung generell (im zulässigen Umfang, 

s.u. Frage 12)
  Dauergenehmigung generell (im zulässigen Umfang, s.u. Fra­

ge 12)
  Möglichkeit zusätzlicher einmaliger Telefonate über den zu­

gelassenen Personenkreis oder das allgemeine Budget hinaus
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   
   
   
   
   

5. Welche Ermessenskriterien sind für die Bearbeitung der Anträ­
ge maßgebend?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Anwaltsgespräche
  Dringende persönliche Angelegenheiten
  Dringende familiäre Angelegenheiten
  Angehörige im Ausland
  Angehörige mit eingeschränkter Mobilität/Reisefähigkeit
  Räumliche Entfernung allgemein (In- oder Ausland)
  Gefangene im geschlossenen Vollzug
  (Voraussichtliche) Haftdauer
  Gesundheitliche/psychische Verfassung d. Gefangenen
  Resozialisierungsförderung
  Entlassungsvorbereitung
  Beanstandungsfreies Vorverhalten d. Gefangenen beim Tele­

fonieren
  Beanstandetes Vorverhalten d. Gefangenen beim Telefonie­

ren
  Beanstandungsfreies Vorverhalten d. Zielperson beim Telefo­

nieren
  Beanstandetes Vorverhalten d. Zielperson beim Telefonieren
   
   
   
   
   
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6. Welche konkreten Gefahren sind bei der Ermessensentschei­
dung typischerweise zu berücksichtigen?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Kriminogene Kontakte innerhalb der Anstalt
  Kriminogene Kontakte außerhalb der Anstalt
  Identitätstäuschung bzgl. Zielperson
  Sonstige rechtlich relevante Aspekte (Sicherheit/Ordnung)
  Gefährdung Resozialisierung/Therapie
  Negativer Einfluss/Aufwiegelungsgefahr
  Gefährdung Opferschutz
   
   
   
   
   

7. Welche der soeben spezifizierten Gefahren sind in den JVAen 
Ihres Bundeslandes tatsächlich schon einmal aufgetreten?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Kriminogene Kontakte innerhalb der Anstalt
  Kriminogene Kontakte außerhalb der Anstalt
  Identitätstäuschung bzgl. Zielperson
  Sonstige rechtlich relevante Aspekte (Sicherheit/Ordnung)
  Gefährdung Resozialisierung/Therapie
  Negativer Einfluss/Aufwiegelung
  Gefährdung Opferschutz
   
   
   
   
   
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8. Werden Telefonate mit Angehörigen – ggf. in Analogie zu den 
explizit normierten Grundsätzen für den Besuchs- bzw. Post­
verkehr – privilegiert?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Ja (siehe Fragen 9 u. 10)
  Nein

9. Wenn ja: auf welche Weise?
↓ ↓  
   
   
   
   
   

10. Wenn ja: privilegierter Personenkreis?
↓ ↓  
  Familienangehörige i.e.S. (Art. 6 GG)
  In Anlehnung an § 11 Abs. 1 Nr. 1a StGB
  In Anlehnung an § 11 Abs. 1 Nr. 1 a/b StGB
  In Anlehnung an § 52 Abs. 1 StPO
  Eine andere (nicht verwandte) Vertrauensperson für intensi­

vierten persönlichen Gedankenaustausch (i.S.v. BVerfG, NJW 
2007, 1194)

   
   

11. Kann ggf. auch das potenzielle Bedürfnis externer Angehöriger 
(Partnerin, Partner, Kind, betagte Eltern etc.) nach telefoni­
schem Kontakt mit d. Gefangenen bei der Ermessensentschei­
dung mitberücksichtigt werden?

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Ja
  Nein
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12. Nach welchen Kriterien bemisst sich der Umfang der Telefo­
nate für Gefangene im Regelfall? Bitte spezifizieren Sie den 
möglichen Umfang.

vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Konkrete Anzahl Telefonate pro Monat:

  Konkrete Anzahl Telefonate pro Monat:
  Anzahl Zielnummern pro Monat:

  Anzahl Zielnummern pro Monat:
  Zeitguthaben pro Monat:

  Zeitguthaben pro Monat:
  Gebührenguthaben pro Monat:

  Gebührenguthaben pro Monat:
  Grundsätzlich unbegrenzt
   
   
   

13. Wie gestalten sich die möglichen Telefonzeiten?
vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Nach einem individuell festgelegten Zeitpunkt/Zeitraum 

(bitte kurz erläutern):
   
  Flexibel (siehe Frage 14)

14. Wenn flexibel: Wann können Gefangene telefonieren?
vor / nach Ausbruch der Corona-Krise
↓ ↓  
  Freizeit
  Ruhezeit
  Wochenende
  (Ausnahmsweise) auch während der Arbeitszeit
  Bei Arbeitsfreistellung grundsätzlich auch tagsüber
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   
   
   
   
   

15. Sind die Anstalten autonom in ihrer Praxis oder gibt es allge­
meine oder spezifische Verwaltungsvorschriften, z.B. zu:

 Art der Telefonie
 Bestimmte technische Spezifikationen
 Anzahl bzw. Dauer von Telefonaten
 Eignung/Nichteignung von Gefangenen oder Gruppen von Gefan­

genen nach bestimmten Merkmalen (z.B. OK, Terrorismus, BtM)
 Sonstiges:

  
  
  
  
  
  

16. Gibt es in Ihrem Hause Pläne, gewisse temporäre Ad-hoc-An­
passungen aus der Zeit der pandemiebedingten physischen 
Kontaktbeschränkungen (z.B. Videotelefonie) nach Ende der 
Krise beizubehalten?

 Nein
 Ja, jedenfalls vorübergehend: welche?
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 Ja, dauerhaft: welche?
  
  
  
  
  

17. Sind nach Ihrer Kenntnis in absehbarer Zeit Anpassungen 
der landesgesetzlichen Vorschriften zur Gefangenentelefonie 
an den heutigen technologischen und gesellschaftlichen Stand 
geplant?

 Nein
 Ja: welche?

  
  
  
  
  
  

18. Abschließend bitten wir Sie noch um einige statistische Infor­
mationen bzw., wenn solche nicht verfügbar sind, um geschätz­
te Zahlenangaben, bezogen auf einen durchschnittlichen Monat 
im Vor-Corona-Jahr 2019 und einen Vergleichsmonat nach Aus­
bruch der Corona-Pandemie 2020 (bitte spezifizieren Sie den je­
weiligen Monat)

  _____ / 2019  _____ / 2020
n Anzahl der Telefonanträge:      
n Genehmigungen:    
n Ablehnungen:    
n Geführte Telefonate insgesamt:    
n Gesprächsüberwachungen:    
n Beanstandungen:    
n Gesprächsabbrüche manuell:    
n Gesprächsabbrüche automat.:    
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n Zugangskonflikte zwischen
Gefangenen:

     

n Wie viele illegale Handys
wurden bei Haftraum-
kontrollen beschlagnahmt?

   

Haben wir etwas Wichtiges vergessen?
   
   
   
   

Raum für zusätzliche Kommentare und Anmerkungen:
   
   
   
   
   
   

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung:
Dr. Michael Kilchling: 0761-7081-230, m.kilchling@csl.mpg.de
Dr. Gunda Wössner: 0761-7081-289, g.woessner@csl.mpg.de
   
   

Nochmals herzlichen Dank für Ihre Auskünfte!
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